
Seite
Landtag reagiert auf Große Koalition  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2
Landesdelegiertenversammlung der Freien Wähler  . . . . . . . 2
10 Jahre Bürgerentscheide in Bayern  . . . . . . . . . . . . . . . . . .2
GZ-Kolumne Luitpold Braun:
Kein Verständnis für Honneckers Erben  . . . . . . . . . . . . . . . .3
Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags  . . . . . . . . . . . . .3
20 Jahre Lokal-Radioprogramme in Bayern  . . . . . . . . . . . . .3
GZ-Fachthemen:
Kommunalfinanzen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 - 8
Umweltschutz Abfall und Recycling  . . . . . . . . . . . . . . . . 9/10
Wasserversorgung Wasseentsorgung  . . . . . . . . . . . . . . .11/12
Aus den bayerischen Kommunen  . . . . . . . . . . . . . . . . 19 - 12

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Sie lesen in dieser Ausgabe

Kommunalpolitik . Wirtschaft . Recht . Technik . Praxis

Gemeindezeitung
Bayerische

Gemeindezeitung
ISSN 0005-7045 Geretsried, den 20. Oktober 2005 56. Jahrgang / Nummer 20

Erster bayerischer
Kommunalgipfel
Die Kommunikation und Zusammenarbeit
zwischen Kommunen und Staatsregierung in -
tensiveren möchte der Chef
der bayerischen Staatskanzlei. Seite 2

Erwin Huber:

Endlich Realitäten
zur Kenntnis nehmen
Auf Kritik stößt das derzeitige Landesent -
wicklungsprogramm beim Vorsitzenden der
niederbayerischen Landräte
und seinen Kollegen. Seite 15

Hanns Dorfner:

Brandbriefe wegen 
Hartz IV-Zuschüssen
Die Fürther Landrätin pocht auf Einhaltung
von Zusagen und schnellste Beendigung von
schreienden Ungerechtig-
keiten und Finanzchaos. Seite 16

Dr. Gabriele Pauli:

Die Telekom richtet wieder
öffentliche Fernsprecher
ein. Die jetzige Aufbau-
Aktion muss auf handfes-
ten Marktstudien beruhen,
mutmaßt die Vorzimmer-
perle. Eines aber zeigt diese
Aktion ganz deutlich: Was
forsch Fortschritt heißt, ist
manchmal doch nur ein
Zwischenschritt zum Be-
währten.           Seite 15

Die neuen Preisträger des „Sparlöwen“ des Bundes der Steuerzahler in Bayern: Die Verlegerin
der Passauer Neuen Presse, Angelika Diekmann, Innenminister Dr. Günther Beckstein sowie
der Leiter der Landesvertretung Bayern der Techniker Krankenkasse, Helmut Heckenstaller
erhielten aus den Händen von Präsident Rolf von Hohenau und dem Präsidenten des Verwal -
tungsrates, Dr. Paul Stefan (v. l.) die wertvolle Porzellanfigur als Dank und Anerkennung für
sorgsamen Umgang mit öffentlichen Mitteln, sowie aktives Eintreten für sparsames und effizi -
entes Wirtschaften und eine vernunftorientierte Mittelstandspolitik. r

Eröffnung der KOMMUNALE 2005 in Nürnberg:

Bayerns Gemeinden
wollen’s packen

„Bayerns Gemeinden haben Mut, die Herausforderungen
zur Gestaltung einer lebenswerten Zukunft anzunehmen.
Wir werden die Ärmel hochkrempeln und uns den neuen
Aufgaben stellen“, betonte Erster Bürgermeister Wolf -
gang Kelsch, Erster Vizepräsident des Bayerischen Ge -
meindetags, bei der Eröffnung der KOMMUNALE 2005,
Tagung und Fachmesse für Kommunalbedarf im Messe-
zentrum Nürnberg. Vor mehr als 1000 Kommunalpoliti-
kern sagte Kelsch in Vertretung des erkrankten Präsiden-
ten Dr. Uwe Brandl: „Die Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister stärken den Verband durch ihre Teilnahme an
dieser Großveranstaltung.“

Der Bayerische Gemeindetag
sieht sich in seiner Funktion als
Sprecher der kreisangehörigen
Städte, Märkte und Gemeinden
gestärkt. Bund und Freistaat
sind laut Gemeindetag aufge-
fordert, endlich die lang 
versprochene Gemeindefinanz-
reform auf den Weg zu bringen,
das in Bayern bewährte Konne-
xitätsprinzip auch auf Bundese -
bene zu verankern und Wege zu
finden, die dramatisch steigen-
den Soziallasten in den Griff zu
bekommen. Darüber hinaus 
sollen sich Bürgerinnen und
Bürger noch stärker als bislang
für das örtliche Gemeinwesen
engagieren. Verantwortung für
die Gemeinschaft zu überneh-
men, laute die Maxime. Kelsch:
„Wir gehen in den Kommunen
mit gutem Beispiel voran und
nutzen durch interkommunale
Zusammenarbeit Synergieef-
fekte.“

Der Wendelsteiner Bürger-
meister machte sich für einen
Schulterschluss von Staat,
Kommunen und Bürgern stark.
Er erklärte, dass die Bewälti -
gung der aktuellen Probleme

des Landes nur durch eine ge-
meinsame Kraftanstrengung al-
ler gesellschaftlich relevanten
Kräfte gelingen kann. „Wir
müssen und wollen raus aus
diesem Jammertal. Dazu muss
jeder auf seiner Ebene und mit
seinen Mitteln einen Beitrag lei-
sten. Wir Kommunen werden
beispielsweise durch verstärkte
Investitionen in Straßen und
Gebäude zur Aktivierung der
Wirtschaft beitragen. Bei einer
Besserung der derzeit noch an-
gespannten Finanzlage werden
wir den Bürgerinnen und Bür-

Unter dem Vorsitz von Verbandspräsident Manfred Hölzlein tagten am 6./7. Oktober 2005 das
Präsidium und der Hauptausschuss des Verbandes der bayerischen Bezirke in Oberteisbach,
Landkreis Dingolfing-Landau. Beim gemeinsamen Abendessen auf Einladung des gastgebenden
Bezirks Niederbayern kündigte Staatsminister Erwin Huber, Leiter der Bayerischen Staatskanz -
lei, in seiner Ansprache einen „bayerischen Kommunalgipfel“ an, der erstmals bereits am 24. Ok -
tober stattfinden soll. Der künftig zweimal im Jahr geplante Austausch zwischen Staatsregierung,
kommunalen Spitzenverbänden und Kommunalpolitikern zu aktuellen landes- und kommunal -
politischen Themen, wurde von den Teilnehmern mit Beifall aufgenommen. Im Bild erste Reihe
von links: Albrecht Graf von Ingelheim, Bezirkstagspräsident von Unterfranken, Landrat Hein -
rich Trapp, Friederike Steinberger, Bezirkstagsvizepräsidentin von Oberbayern, Staatsminister
Erwin Huber, Verbandspräsident Manfred Hölzlein, Rainer Schachtner, Bürgermeister von Loi -
ching, und Fritz Körber, Bezirkstagsvizepräsident von Mittelfranken. Dahinter von links: Rich -
ard Bartsch, Bezirkstagspräsident von Mittelfranken, Jürgen Reichert, Bezirkstagspräsident von
Schwaben, Ludwig Spreitzer, Bezirkstagsvizepräsident der Oberpfalz, und Regierungspräsident
Dr. Walter Zitzelsberger Foto: - en -

Wolfgang Kelsch r

gern auch wieder die in den ver -
gangenen Jahren zurückgefah-
renen Leistungen im sozialen
und kulturellen Bereich anbie -
ten“, sagte Kelsch. Jetzt müsse
endlich ein Ruck durch das
Land gehen, damit es wieder
aufwärts geht. Die neue Bun-
desregierung sei angehalten,
endlich eine solide Gemeindefi-
nanzreform auf den Weg zu

bringen, fuhr der Vizepräsident
fort. Zu den Eckpunkten der Re -
form gehöre es, das Steuersy-
stem grundlegend zu reformie -
ren. Dabei müssten die Kom-
munalfinanzen dauerhaft ver -
bessert und gesichert werden.
Jede Reform des Steuersystems
habe in enger Abstimmung mit
den kommunalen Spitzenver -
bänden zu erfolgen. Die Gewer -
besteuer wiederum bleibe für
die Kommunen unverzichtbar.
Als auf die Wirtschaftskraft be-
zogene Steuer mit eigenem He -
besatzrecht sei sie derzeit ohne
Alternative. Jede Reformüberle -
gung müsse sicherstellen, dass
das Band zwischen Kommune
und Wirtschaft sowie das kom-
munale Hebesatzrecht erhalten
bleiben. Die staatlichen Aufga-
ben der Kommunen und die
daraus resultierenden Ausgaben
müssten schließlich deutlich re -
duziert werden. Die Städte und
Gemeinden benötigten mehr
Freiräume zum eigenverant-
wortlichen Handeln.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hohe Auszeichnung vom Bund der Steuerzahler:

Sparlöwe für
Günther Beckstein

Mit dem „Sparlöwen des Bundes der Steuerzahler in Bayern
wurde Innenminister Dr. Günther Beckstein ausgezeichnet. Prä -
sident Rolf von Hohenhau lobte die Verdienste des Politikers im
Zusammenhang mit der Verwaltungsreform, die den Bürgern
viel Geld spare und bundesweiten Vorbildcharakter habe.

Nicht nur dass sich der Innen -
minister für konsequentes Spa-
ren eingesetzt habe, gefällt von
Hohenhau. Vielmehr habe
Beckstein neben seiner hervor-
ragenden Fachkompetenz ganz
besonders viel Herzblut in die
Bayerische Verwaltungsreform
gesteckt. Bürgern und Unter -
nehmen eine schlanke, bürger -
nahe und weniger bürokratische
Verwaltung zu bieten, sei seine
Zielsetzung.

Über 150 Millionen Euro
an Gebühren eingespart

Vor allem die von Beckstein ver-
antworteten Reformen der Bau -
ordnung, als deren Initiatoren
sich die Steuerzahler betrachten,
das „Vereinfachte Genehmi-
gungsverfahren“ und das „Ge-
nehmigungsfreistellungsverfah -
ren“ hätten bei den Steuerbür -
gern große Resonanz gefunden.
Neben den Verfahrenserleichte-
rungen sparen sich die bayeri-
schen Bauherren - Dank Beck -
steins Reformen - über 150 Mil-
lionen Euro an Gebühren. 
Diese mustergültige bayerische
Bauordnungsreform habe bun-
desweite Vorbildfunktion. Viele

Bundesländer verfahren mittler-
weile beim Genehmigungsfrei-
stellungsverfahren nach bayeri-
schem Vorbild. r

Virtuelle Behörde der GZ:

Tagungsprogramm
erneut ergänzt

Die vielen Fragen der Kom-
munen im Zusammenhang mit
der Ausgabe elektronischer Rei-
sepässe (ePässe) durch die Bun-
desdruckerei veranlassten uns,
das Vortragsprogramm der
„Virtuellen Behörde“ auf der
„Kommunale“ der Nürnberg-
Messe erneut zu ergänzen.

Die Berliner Hochsicher-
heitsfirma ist Generalunter-
nehmer für das gesamte ePass-
System. Die neuen Ausweise
sind mit einem kontaktlosen
Chip versehen, auf dem die
Daten sowie ein Lichtbild des
Passinhabers gespeichert
werden. In einer späteren
Phase werden auch zwei Fin-
gerabdrücke des Passinhabers
abgespeichert. Die Bundes-
druckerei wird nicht nur die
Pässe herstellen, sondern
auch den insgesamt 5.700
Passbehörden in Deutschland
die dafür notwendige zusätz -
liche Infrastruktur, wie Visua-
lisierungsgeräte oder später
Fingerabdruck-Scanner, zur
Verfügung stellen. 

Zu diesem und vielen weite -
ren Themen mehr in Nürn-
berg! Wir bitten alle Besuche-
rinnen und Besucher, sich ta -
gesaktuell auf unserer Website
www.gemeindezeitung.de zu
informieren. r
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Christine Kammermeier
82065 Baierbrunn

am 28.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Richard Blomenhofer
92367 Pilsach

am 5.11

Oberbürgermeister
Reinhold Perlak
94315 Straubing

am 30.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Dworzak

85540 Haar
am 31.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz-Xaver Uhl

92339 Beilngries
am 4.11.

Bürgermeister Peter Lessmann
87773 Pleß
am 31.10.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Werner Weindl

83661 Lenggries
am 25.10.

Bürgermeister Bert Horn
95138 Bad Steben

am 28.10.
Bürgermeister

Jürgen Schweikart
87648 Aitrang

am 30.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Thomas Eichenseher
93182 Duggendorf

am 27.10.

Wir gratulieren

Landtag reagiert auf Große Koalition 
CSU und SPD setzen auf Kompromisse - Polemik soll unterbleiben 

Die große Koalition in Berlin wird Rückwirkungen auch auf den
Bayerischen Landtag haben. In dieser Feststellung stimmen die
drei Fraktionen überein. Die großen Themen wie Bildung, Si-
cherung des sozialen Netzes, Landesentwicklung und Verwal -
tungsreform, vieles in engem Zusammenhang mit der Kommu-
nalpolitik, werden jedoch unter neuen Vorzeichen zu diskutieren
sein. Die neue Staatsregierung, die nach Vereidigung von Ed -
mund Stoiber im Bundestag als neuem Wirtschaftsminister mit
erweiterter Zuständigkeit voraussichtlich Ende November im
Landtag zu bilden ist, wird nach allen Erklärungen weiter unter
dem Motto „Bayern menschlich und modern“ stehen. 

Die Fraktionsvorsitzenden Jo-
achim Herrmann (CSU) und
Franz Maget (SPD) „sind sich
darin einig, dass die ‘giftigen’
bundespolitischen Ersatzdiskus-
sionen im Landtag in Aktuellen
Stunden und mit Dringlichkeits-
anträgen aufhören sollen. Einige
polemische Attacken der CSU
auf die SPD werden aus nahelie -
genden Gründen unterbleiben“,
formulierte Maget. 

Die SPD werde auch als Berli-
ner Koalitionspartner in Bayern
„eine sachliche aber harte Oppo-
sition bleiben“. Herrmann sieht
es entgegengesetzt. Aber „allzu
großes Kopfzerbrechen hat uns
die Opposition im Landtag ja
bisher nicht bereitet“. Für die
Grünen ist nach den Worten ihrer

Fraktionsvorsitzenden Marga-
rethe Bause und Sepp Dürr die
Große Koalition die günstige
Gelegenheit, noch stärker her -
auszuarbeiten, dass sie die wah -
re Opposition in Bayern sind. 

Berufung auf die Basis

Alle drei Fraktionen berufen
sich auch auf ihre Basis, wobei
die Opposition darauf verweist,
dass auch die CSU-geführten
kommunalen Spitzenverbände
vielfach gegen die Regierung
Stoiber stehen; insbesondere
wenn es um gerechten Finanz-
ausgleich und die Anwendung
des Konnexitätsprinzips geht.
Andererseits räumte Maget offen
ein, die SPD sei mit manchem,

was von der rot-grünen Koaliti-
on beschlossen wurde, nicht im-
mer glücklich gewesen. 

Herrmann unterstrich, an der
Regierungspolitik werde sich
nichts ändern. Auch der noch
von der „alten“ Staatsregierung
durch Finanzminister Prof. Kurt
Faltlhauser vorzulegende Nach -
tragshaushalt 2006 werde dem
entsprechen. Wie die SPD warn -
ten die Grünen unverändert vor
einem „Kaputtsparen“. 

Auch in der CSU-Fraktion
sind Bedenken gegen den
Grundsatz laut geworden, ab
kommendem Jahr keine neuen
Schulden mehr aufzunehmen.
Unter anderem in der Bildungs-
politik. Wo auf die Kommunen
als Schulträger neue Belastun-
gen zukommen, meinten CSU-
Abgeordnete, es gebe auch „in-
vestive“ Schulden zugunsten der
kommenden Generationen. Ma-
get forderte in diesem Sinne im
Nachtragshaushalt „endlich den
bildungspolitischen Erfordernis-
sen Rechnung zu tragen“.

Föderalsimusreform 

Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber bleibt dabei, es
gebe keinen anderen Weg, die
Zukunft zu sichern. Zumal das
Prinzip, keine neuen Schulden
zu machen, leider nicht bedeute,
auch nur einen einzigen Cent
auf die hohe Kante zu legen.
Lediglich Zinsen und Tilgungen
würden eingegrenzt. Er kündig-
te an, in seinem neuen Amt ent-
sprechend zu verfahren. Wie in
Bayern werde er im Bund die
„Clusterpolitik“ fortsetzen, mit
der Deutschland wirtschaftlich
wieder stärker werden, Arbeits-
plätze gewinnen und internatio-
nal mithalten könne. Innenpoli-
tisch will er sich als CSU-Vor-
sitzender und Bundesminister
neuerlich der Reform des deut-
schen Föderalismus widmen.
Nur so könne auch finanziell
der Ausgleich zwischen Bund,
Ländern und Kommunen ge-
schaffen werden. 

Gute Kompromisse

Die insbesondere vom SPD-
Landesvorsitzenden Luwig Stieg-
ler, moderater jedoch auch von
Maget bislang geäußerte Ableh -
nung der Kanzlerin Angela Mer -
kel begründete der Fraktionsvor-
sitzende mit dem Bemühen um
soziale statt neolibera1e Politik.
Maget hofft unter der Großen
Koalition und unter einem neuen
bayerischen Ministerpräsidenten
auf Kompromisse, die nichts Ne-
gatives sein müssten. Mit Bezug
auf CSU-interne Kritik an „der
Staatskanzlei“ unter Stoiber und
Erwin Huber erwartet der Oppo-
sitionssprecher auch einen neuen
Stil des kommenden Minister -
präsidenten. rm 

Engpässe im 
öffentlichen Dienst 

Zu wenig Platz für den Nachwuchs 
Eine Lockerung der strikten Sparpolitik der Regierung Stoiber
nach der Kabinettsneubildung ab kommendem Jahr wird in der
CSU-Landtagsfraktion erwogen. Der amtierende Staatskanzlei-
minister Erwin Huber - als Nachfolger Stoibers im Rennen - hat
entsprechende Andeutungen gemacht. Bislang gilt das Wort des
Fraktionsvorsitzenden Joachim Herrmann, die konsequente und
notwendige Sparpolitik werde grundsätzlich fortgesetzt. 

Die Tendenz zur vorsichtigen
Änderung des Kurses kam im
Ausschuss für den öffentlichen
Dienst zur Sprache. Laut Tätig-
keitsbericht des Landespersonal-
ausschusses, vorgelegt von des-
sen Vorsitzendem Rainer Schol-
le, werden die Chancen für den
Nachwuchs sowohl beim Staat
als auch bei den Kommunen im-
mer kleiner. Im mittleren nicht-
technischen Dienst beispielswei-
se stehen demnach heuer nur 224
freie Stellen zur Verfügung. Dies
bei 11.500 Bewerbern, um 1.100
mehr als letztes Jahr. Im gehobe-
nen Dienst drängen sich 8.700
Bewerber um 550 freie Stellen.

Vereinzelte
MehreinsteIlungen 

Ingrid Heckner (CSU) konsta -
tierte, diese „erschreckend hohe
Diskrepanz“ sei nicht zuletzt Fol-
ge der Beschlüsse, zum Aufga-
benabbau im Zuge der Verwal-
tungsreform. Nach deren Ab-
schluss sei die CSU bereit, über
„vereinzelte“ MehreinsteIlungen
zu reden. Für die Opposition ver -
wiesen Christa Naaß (SPD) und

Adi Sprinkart (Grüne) auf Verant-
wortung und Vorbildfunktion des
Staates, wenn man von der Wirt-
schaft mehr Lehrstellen fordere. 

Ein besonderer Engpass wird
bei den Lehrern gesehen. Nach
Angaben des Bayerischen Leh-
rer- und Lehrerinnenverbandes
(BLLV), die von der Opposition
im Ausschuss zur Sprache ge-
bracht wurden, wird es 2010 an
den Grundschulen rund 900
Lehrer zu wenig geben, an den
Hauptschulen etwa 2.300, mehr
als die Hälfte des Bedarfs. Ähn-
lich sind demnach die Verhält-
nisse an den weiterführenden
Schulen. Nach der Pensionie -
rungswelle drohe eine Lehrereb -
be. Ein SPD-Antrag, das Kultus-
ministerium möge im Landtag
berichten, wurde einhellig ange -
nommen. Berichterstatter Dr.
Christoph Rabenstein (SPD)
rügte, langfristige Personalpla -
nung sei im Ministerium immer
noch ein Fremdwort. Mitbericht-
erstatter Eduard Nöth ( CSU )
widersprach. Die Lehrereinstel-
lung erfolge gemäß Bedarf. Aber
auch er empfahl Annahme des
SPD-Antrags. rm

Huber kündigt ersten bayerischen Kommunalgipfel am 24. Oktober an:

Dialog für wirtschaftlich starkes
Bayern mit gutem sozialen Klima 

Dank an kommunale Familie für konstruktives Miteinander

Staatskanzleichef Erwin Huber hat bei einem Treffen mit dem
Präsidium und dem Hauptausschuss des Verbandes der
bayerischen Bezirke in Loiching regelmäßige bayerische Kom -
munalgipfel angekündigt. Start der neuen Gesprächsplattform
mit den Kommunen ist am 24. Oktober. Zweimal im Jahr sol -
len sich künftig Staatsregierung, kommunale Spitzenverbände
und Kommunalpolitiker über aktuelle landes- und kommunal -
politische Fragen austauschen. 

Huber: „Wir schaffen eine
neue Gesprächsplattform für ei -
ne enge Zusammenarbeit von
Kommunen, Bezirken und Staats-
regierung. Wir wollen auch in
Zukunft ein wirtschaftlich star-
kes Bayern mit einem guten so-
zialen Klima. Dafür brauchen
wir ein Miteinander auf allen po-
litischen Ebenen. Bayern setzt
auf den engen Dialog mit den
Bezirken und der gesamten
kommunalen Familie.“ Auf der
Tagesordnung des ersten Kom -
munalgipfels am 24. Oktober
sollen unter anderem die Aus-
wirkungen von Hartz IV auf die
kommunalen Haushalte sowie
die Erfahrungen mit dem Kon-
nexitätsprinzip stehen.

Verlässliche Partner

Huber betonte, der Freistaat
habe sich in den letzten Jahren
mit großer Kraft für die Bezirke
und Kommunen eingesetzt. So
habe der Freistaat den Sozialhil-
feausgleich an die Bezirke seit
2003 um 80 Prozent erhöht und
auch die Leistungen an die Kom-
munen seien deutlich gestiegen.
Huber: „In diesem Jahr haben
wir beim Finanzausgleich die rei-
nen Landesleistungen an die
Kommunen deutlich erhöht und
übernehmen auch die Kosten der
Bezirke für die Kontingentflücht-
linge. Damit steigen die staatli -
chen Leistungen an die Kommu-
nen um neun Prozent. Gleichzei-
tig entlasten wir die Kommunen
durch den schrittweisen Abbau
der Solidarumlage bis zum Jahr
2008. Das zeigt: Der Freistaat ist

und bleibt ein verlässlicher Part-
ner der Kommunen.“ 

Positiver Trend

Huber zeigte sich erfreut da-
rüber, dass sich für die Finanzla -
ge der Kommunen und Bezirke
ein positiver Trend abzeichne:

„Die Gewerbesteuereinnahmen
der Kommunen steigen derzeit
kräftig an. Damit ist im nächsten
Jahr auch mit einem deutlichen
Anstieg der Umlagekraft der Be -
zirke um rund 10 Prozent zu
rechnen.“ Zwar sei ihm bewusst,
dass die verbesserte Einnahme -
entwicklung die insgesamt ange -
spannte Finanzlage  der Kom-
munen und Bezirke nicht beseiti-
gen werde. Trotzdem bedeuteten
höhere Einnahmen eine gewisse
Erleichterung und größere fi-
nanzpolitische Spielräume. Hu-
ber hob hervor, dass Bayern sich
auch im Bund weiter für die Ent-

lastung der Kommunen einset-
zen werde. Huber: „Wir werden
in den Koalitionsverhandlungen
darauf pochen, dass die zugesag -
te Entlastung der Kommunen
durch Hartz IV von 2,5 Milliar -
den Euro eingehalten wird. Die
von Rot-Grün verschuldete Ex-
plosion der Kosten für das Ar -
beitslosengeld II darf nicht auf
dem Rücken der Kommunen be-
reinigt werden.“

Gemeinsame Verantwortung

Huber bedankte sich bei den
Bezirken und Kommunen für
das bisherige enge Miteinander.
Huber: „Unsere Zusammenar -
beit war immer von einem Geist
gemeinsamer Verantwortung ge-
prägt. Dafür danke ich allen Ver -
antwortlichen. Ich wünsche mir
auch für die Zukunft einen sol-
chen konstruktiven Dialog mit
Kommunen und Bezirken für
gemeinsame Lösungen.“ r

FW-Landesdelegiertentagung in Allersberg:

Aufgabenreform für
Bezirke angemahnt

Die Freien Wähler Bayern (FW) haben auf ihrer Landesdelegier -
tentagung in Allersberg (Landkreis Roth) eine grundsätzliche
Aufgabenreform für die bayerischen Bezirke gefordert, die mit ei -
ner angemessenen Finanzausstattung verbunden werden muss.

Eine klare Absage erteilten die
FW einer einseitigen Aufgaben -
verlagerung von den Bezirken
hin zu Landkreisen und kreis-
freien Städten, die vor allem
durch Innenminister Günther
Beckstein ins Gespräch gebracht
worden sei. Die Freien Wähler
bemängeln, dass eine solche
Maßnahme in erster Linie zu ei-
nem erhöhten Personal- und
Sachaufwand, aber zu keiner
Entlastung der Kommunen
führen würde. 

Verstoß gegen 
das Konnexitätsprinzip

Dazu Johann Deuerlein, Lan -
desvorsitzender der FW-Wähler-
gruppe: „Über die Finanzierung
der Mehrkosten seines Vor-
schlags schweigt sich Minister
Beckstein aus. Die von ihm ge-
plante Festschreibung des finan -
ziellen Status Quo stellt einen
eklatanten Verstoß gegen das
Konnexitätsprinzip dar. Nach den
Vorstellungen Becksteins sollen
die Kommunen offensichtlich
weiter den Zahlmeister spielen.“

Die Freien Wähler kritisieren,
dass bei der Finanzierung der
von den Bezirken wahrgenom-
men Aufgaben seit Jahren mas-
siv gegen den Grundsatz einer
angemessenen Finanzausstat-
tung verstoßen werde. Nur rund
30 Prozent der Bezirksausgaben
würden durch den Finanzaus-
gleich zwischen Freistaat und
Kommunen gedeckt. Den über-
wiegenden Teil der Ausgaben

hätten über die Bezirksumlagen
die Landkreise und kreisfreien
Städte sowie mittelbar über die
Kreisumlagen die Städte und Ge-
meinden zu tragen. Diese finan -
zielle Belastung sei nicht länger
hinnehmbar und verfassungs-
rechtlich höchst fragwürdig.

Breiten Raum nahm bei der
Landesdelegiertentagung eine
mögliche Ausweitung der Be-
zirksaufgaben und die Integrati-
on der staatlichen Bezirksregie-
rungen in die Bezirke ein. Armin
Grein, Vorsitzender des FW-
Landesverbandes: „Die Bünde-
lung sämtlicher Formen der Ein-
gliederungshilfe für behinderte
Menschen oder der Zuständig-
keiten im Rahmen der Hilfe zur
Pflege würden zu spürbaren Ko -
stensenkungen führen, wie Bei-
spiele aus anderen Bundeslän -
dern beweisen. Mit der Übertra-
gung der bisherigen Zuständig-
keiten der Regierung auf die Be-
zirke als überörtliche Sozialhil-
feträger käme es zu einer sinn-
vollen Bündelung von Aufgaben
und zur Förderung von Syner-
gieeffekten.“ 

Verwaltungsprobleme

Die FW sehen zwar die
grundsätzliche Möglichkeit, die
gebündelten Aufgaben auch an
die Landkreise und kreisfreien
Städte zu übertragen. Sie erwar-
ten dann aber nicht unerhebliche
Verwaltungsprobleme. So müs-
sten z.B. alle 71 Landkreise und
25 kreisfreien Städte eigene Ver-
handlungen mit den Wohlfahrts-
verbänden führen.

Keinen Zweifel ließen die FW
daran, dass bei einer Integration
der Bezirksregierungen in die
Bezirke die Wahl des Bezirks-
tagspräsidenten unmittelbar
durch das Volk zu erfolgen habe.

Auch eine mögliche Abschaf-
fung der Bezirke war Gegen -
stand der Diskussion. Gegen die
Abschaffung sprächen allerdings
hohe verfassungsrechtliche Hür-
den sowie die ungelöste Frage
der Ausführung und vor allem
Finanzierung der bislang von
den Bezirken wahrgenommenen
Aufgaben. DK

10 Jahre Kommunale 
Bürgerentscheide in Bayern 

Beckstein: „Ausdruck aktiver Mitwirkung von
Bürgerinnen und Bürgern in Kommunen“

„Nach 10 Jahren Erfahrung mit Bürgerentscheiden in Bayern
ist die anfängliche Skepsis, die Teile des politischen Spektrums
der Idee einer aktiven Bürgerbeteiligung zunächst entgegenge -
bracht hatten, verflogen. Aus ihr ist eine positive und unterstüt -
zende Haltung gegenüber dem Mitwirkungsrecht für Bürgerin -
nen und Bürger geworden. Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide sind Ausdruck aktiver Mitwirkung von Bürgerinnen
und Bürgern unserer Gesellschaft, in unseren Kommunen und
in unserem politischen Leben. Sie sind damit ein bedeutender
Aspekt der aktiven Bürgergesellschaft im Sinne eines freiwil-
ligen, am Gemeinwohl orientieren Engagements“, betonte In -
nenminister Dr. Günther Beckstein bei einer Kooperationsver -
anstaltung der Hanns-Seidel-Stiftung und des Vereins Mehr
Demokratie e.V. in der Hanns-Seidel-Stiftung in München.

Laut Beckstein fand nach dem Antrag von „Mehr Demokra -
tie e.V.“ zu einem Volksbegehren über den Entwurf eines Ge -
setzes zur Einführung des kommunalen Bürgerentscheides
1994 und weiteren Verfahrenschritten schließlich am 1. Okto -
ber 1995 der seit 1946 achte Volksentscheid in Bayern statt.
Dabei erhielt der Gesetzentwurf zur Einführung des kommuna -
len Bürgerentscheids eine deutliche Mehrheit und trat dann am
1. November 1995 in Kraft. „Der Kernbestand dieser Regelung
hat sich seit nunmehr 10 Jahren erhalten“, so Beckstein. Wel-
che Bedeutung Bürgerbegehren und Bürgerentscheide gewon -
nen haben, zeigt sich laut Beckstein daran, dass seit Einführung
dieser Instrumente bürgerschaftlicher Mitwirkung in Bayern
über 1.300 Bürger- und Ratsbegehren zu breit gefächerten The -
men stattgefunden haben; in über 800 Fällen mündeten sie in
einen Bürgerentscheid. Allein im letzten Jahr wurden 105 Bür -
gerbehren eingeleitet, 71 Bürgerentscheide fanden statt.          r

Landessausstellung:

100.000 Besucher
Als erneuten „vollen Erfolg“
wertete Finanzminister Prof.
Dr. Kurt Faltlhauser die dies-
jährige Landesausstellung des
Hauses der Bayerischen Ge-
schichte „Von Kaisers Gna-
den - 500 Jahre Pfalz Neu -
burg“. Deutlich mehr als
100.000 Besucher waren den
Sommer über nach Neuburg
an der Donau gekommen. Am
vergangenen Sonntag schlos-
sen die Pforten. r
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ob die Bundestagswahl am
18. September Probleme ge-
löst hat, weiß ich nicht.
Zunächst jedenfalls hat sie
eines geschaffen, nämlich
aus einer schwierigen Ge-
mengelage im Parlament ei-
ne funktionsfähige Regie-
rung zu bilden. 

Da keines der beiden
großen Lager, schwarz-gelb
und rot-grün, auf eine Mehr-
heit verweisen kann, bleibt nur die Zusam -
menarbeit der führenden Parteien in einer
großen Koalition.

Allein schon die Diskussionen in den ver-
gangenen Wochen haben gezeigt, wie schwie -
rig dies ist und noch weiter sein wird. Ausein -
andersetzungen um die Zahl und die Aufga -
benstellungen der Ministerien für den jewei-
ligen Koalitionspartner lassen für die Zu-
kunft nicht immer Gutes vermuten. Das selbe
gilt für die Diskussion über die Richtlinien-
kompetenz der Regierungschefin. Daß diese
im Grundgesetz verankert ist, interessiert in
einer Koalition ohne politische Führungs -

macht offensichtlich keinen
der Beteiligten. 

Ausschlaggebend für die
gegenwärtige schwierige Si -
tuation war aber die Rück-
kehr der PDS in Fraktions -
stärke in das Parlament.
Wenn man die Heuchelei ih-
rer führenden Vertreter hört,
dann wundert man sich über
dieses Wählervotum schon.
Ausgerechnet Leute wie Bis-
ky oder Gysi beschwören
ständig den Erhalt und den
Ausbau der Demokratie und
die ihnen zustehenden Rech-

te. Dabei sind sie die Erben, in manchen Fäl -
len wohl auch die aktiven Teilhaber der Dik -
tatur in der früheren DDR. Mauer und Sta-
cheldraht, Bautzen und andere Zuchthäuser,
um nur einige Scheußlichkeiten zu nennen,
scheinen keine Rolle mehr zu spielen. 

Es bleibt nur zu hoffen, daß bei zukünftigen
Wahlen ein ähnliches Ergebnis zustande
kommt, wie 2002. Damals blieben Honeckers
Erben auf zwei Direktmandate beschränkt.

KolumneGZ L u i t p o l d  B r a u n

Kein Verständnis für
Honneckers Erben

Schaidinger vor der Presse zu Ausbau des G 8 und Büchergeld:

„Wir wollen Geld sehen“
„Die Städte fordern eine Erstattung all’ der Kosten vom Frei -
staat Bayern, die ihnen beim Ausbau des achtjährigen Gymna-
siums (G 8) entstehen“, erklärte der Vorsitzende des Bayeri -
schen Städtetags, Regensburgs Oberbürgermeister Hans Schai -
dinger vor der Presse in München. Der Verband berufe sich da-
bei auf das in der Bayerischen Verfassung verankerte Konne -
xitätsprinzip, wonach wer anschafft, auch die Rechnung zahlen
müsse, so Schaidinger, der sich im Übrigen vehement für die Ab -
schaffung des Büchergeldes ausspricht, das er als „Bürokratie -
gebühr bezeichnete, die die Familien sehr belaste. 

Der Freistaat verstoße eklatant
gegen das Konnexitätsprinzip.
Im Landesschnitt bekämen die
Städte nur rund 60 Prozent ihrer
Schul-Ausbaukosten ersetzt.
„Ein Konnexitätsprinzip nach
Kassenlage werden wir dem
Freistaat Bayern nicht durchge-
hen lassen“ , drohte der Vorsit -
zende unverhohlen. „Das wäre
ein glatter Verfassungsbruch.“ 

Mittel zum Ausbau der
Ganztagsbetreuung

Weil überdies der Freistaat sei -
nen Aufwand zu einem erhebli -

Büchergeld abschaffen

„Als Beitrag zum Abbau der
Bürokratie“ fordert der Städtetag
den Freistaat Bayern auf, das
Büchergeldgesetz wieder abzu-
schaffen. Nach Auffassung des
Verbandes war die Einführung
dieser „Bürokratiegebühr“ für
Familien ein Schritt in die
falsche Richtung. Zum einen
würden gerade die Familien mit
Kindern, für deren Unterstüt -
zung alle politischen Parteien
nachdrücklich eintreten, zusätz -
lich belastet. Zum anderen wer -
de ein zusätzlicher Bürokratis-

viele Unklarheiten über Befrei-
ungstatbestände gibt, etwa für
Geringverdiener, Betriebsprakti-
ka, Pflegeeltern bis hin zur An-
frage, ob Teilzahlungen möglich
sind. Jetzt erhoffen sich die Städ -
te vom Landtag ein schnelles
und entschiedenes Handeln. 

Gewerbesteuer ist
kein Experimentierfeld 

Nicht mit sich reden lassen
wollen die Städte auch bei der
Gewerbesteuer. Schaidinger be-
zeichnete sie als „das wichtigste
Standbein der Kommunalfinan-
zen“. Der Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags appelliert an
Union und SPD im Rahmen der
Koalitionsverhandlungen zur
Bildung einer neuen Bundesre -
gierung, den Fortbestand der Ge -
werbesteuer festzuschreiben. 

Im vergangenen Jahr habe sie
25,9 Milliarden Euro eingebracht.
Nach Abzug der an Bund und
Länder abzugebenden Gewerbe -
steuerumlage blieben 20,6 Milli-
arden Euro in den Stadtkassen.
Das sind über 40 Prozent der ge -
samten kommunalen Steuerein-
nahmen. Diese betrugen 51,2
Milliarden Euro im Jahr 2004.
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger dazu: „Nachdem die stüm-
perhaften Eingriffe in die Gewer -
besteuer korrigiert worden sind,
zeigt sich wieder, wie lebens-
wichtig sie für die Städte ist“. 

Ausgaben im Sozial- und
Jugendhilfebereich steigen

Ohne diese Steuer wären die
Kommunen nicht in der Lage,
ihre Aufgaben für die Bürgerin-
nen und Bürger zu erfüllen.
Schaidinger: „Obwohl die Ge -
werbesteuereinnahmen nach den
verheerenden Einbrüchen in den
Jahren 2001 bis 2003 zur Nor-
malität zurückgehrt sind, fehlten

chen Teil aus dem vom Bund zur
Verfügung gestellten Förderpro-
gramm „Zukunft Bildung und
Betreuung“ finanziere, fehlten
diese Mittel beim Ausbau der
Ganztagsbetreuung an Grund-
und Hauptschulen. 

Abgestimmte Planungen

Behauptungen aus dem Kul -
tusministerium, die geplanten
Schulbauvorhaben der Kommu-
nen seien unwirtschaftlich und
nicht angemessen, sind in den
Augen der Städte ein Ablen-
kungsmanöver. Schaidinger:
„Die meisten Planungen waren
mit den staatlichen Koordinato-
ren abgestimmt. Erst als klar
wurde, dass das Geld nicht
reicht, wurden die Ausbaumaß-
nahmen von den Bewilligungs -
stellen wieder rigoros zusam -
mengestrichen“. 

mus neu eingeführt, obwohl Ver -
waltungsvereinfachung das Ge-
bot der Stunde sei. 

Zusätzliche Arbeit

Die Aussagen von Kultusmi -
nister Siegfried Schneider, das
Einsammeln des Büchergeldes
sei kein übermäßiger Aufwand,
hält man beim Städtetag für ver -
früht und einseitig. Zusätzliche
Arbeit kommt erst noch, wenn
die Städte die Anträge auf Be -
freiungen prüfen und den säumi-
gen Zahlern nachlaufen müssen. 

Allein in Regensburg rechne
man mit rund 4.000 Anträgen.
Nachweise sind teilweise unvoll-
ständig, nicht lesbar oder nicht
ausreichend“. Bei Schulen mit
hohem Ausländeranteil kommt
ein großer Beratungsbedarf hin-
zu. Laufende telefonische Anfra -
gen zeigten zudem, dass es noch

Städtetag bereitet Klagen vor
In der Geschäftsstelle des Bayerischen Städtetags hat man Bei -

spiele gesammelt, die Schaidingers Behauptungen stützen: Von
einer Bezirksregierung wird die Küchenausstattung für die Mit -
tagsversorgung als zu teuer bewertet und eine Erstattung von ma -
ximal 28.000 Euro vorgesehen. Zugleich gibt man der betreffen -
den Stadt auf, die Kosten durch einen Küchenplaner überprüfen
zu lassen. Ergebnis der Spezialisten: Die Ausstattung ist unter
75.000 Euro nicht zu bekommen. 

In einem anderen Fall werden Mehrzweckräume im Dezember
2004 noch ausdrücklich von der Bezirksregierung anerkannt; im
Juni 2005 aber auf Geheiß des Kultusministeriums gestrichen.
Folge: Mehrkosten allein für die Umplanung von 350.000 Euro. 

Drittes Beispiel: In ein und derselben Stadt werden bei
annähernd gleicher Schülerzahl dem einen Gymnasium 750 qm
Hauptnutzfläche, dem anderen Gymnasium nur 420 qm geneh -
migt. Bei zwei weiteren ausstehenden Maßnahmen wird an -
gekündigt, nur noch 180 qm anzuerkennen. 

Viertes Beispiel: Im Rahmen der Küchenplanung werden auf
Grund der Vorgaben nach der geltenden Arbeitsstättenverordnung
Personal-Toiletten vorgesehen. Die Genehmigungsbehörde er-
kennt diese „Nebennutzflächen“ beim Kostenersatz aber nicht an. 

Fünftes Beispiel: In einem denkmalgeschützten Bau wird der
beantragte Ausbau in vollem Umfang anerkannt. Von den Kosten
dafür werden aber nur rund 42 Prozent erstattet. Der Grund ist,
dass mit der vom Freistaat festgelegten Pauschale von 2.738 Eu -
ro/qm die Vorgaben des Brandschutzes, die Einhaltung der Bau -
vorschriften und die technischen Anforderungen in einem denk -
malgeschützten Schulgebäude nicht finanziert werden können. 

Die Städte sind angesichts derartiger Fälle dabei, gegen den
Freistaat Bayern wegen Verletzung des Konnexitätsprinzips Kla -
gen vorzubereiten. Eine eigens gebildete Arbeitsgruppe im 
Städtetag koordiniert bereits die entsprechenden Vorbereitungen.
Ein Rechtsgutachten ist in Arbeit. r

den deutschen Kommunen im
letzten Jahr 3,8 Milliarden Euro
in ihren Kassen“. Der Grund
dafür sind die nach wie vor mas-
siv steigenden Ausgaben im So-
zial- und Jugendhilfebereich. 

Das vor kurzem von der Stif -
tung Marktwirtschaft vorgestell-
te Modell zur Reform der Ge -
meindefinanzen wird vom
Bayerischen Städtetag abge-
lehnt. Schaidinger dazu: „Die
Gewerbesteuer darf kein Experi-
mentierfeld sein“. Das Modell
der Stiftung Marktwirtschaft
stellt das den Kommunen verfas-
sungsrechtlich garantierte Hebe-

satzrecht in Frage und würde das
bewährte Band zwischen den
Städten und der örtlichen Wirt-
schaft zerschneiden. 

Der Städtetagsvorsitzende er-
innert an die von seinem Verband
vorgeschlagene Weiterentwick -
lung der Gewerbesteuer zu einer
kommunalen Betriebsteuer. Mit
der darin vorgesehenen Verbrei-
terung der Bemessungsgrundlage
und der Einbeziehung weiterer
Unternehmensgruppen könnte
nach seiner Ansicht das Steuer-
aufkommen für die Kommunen
verstetigt und gleichzeitig die
Steuersätze gesenkt werden.    r

Als „wegweisende Nagel-
probe dafür, ob es der Frei-
staat Bayern mit dem Konne-
xitätsprinzip ehrlich meint“,
bezeichnete auch der Präsi-
dent des Bayerischen Land-
kreistags, Landrat Theo Zell-
ner die Erstattung der den
Landkreisen durch das G 8
entstehenden massiven Mehr-
kosten. Zellner weiter: „Der
Staat muss den von der Ver-
fassung vorgegebenen und 
in der Konsultationsverein-
barung zwischen Staat und
kommunalen Spitzenverbän -
den festgeschriebenen Vollkos-
tenersatz der Mehrbelastung
einhalten und darf nicht durch
einen Rückzug auf Förder-
richtlinien das Konnexitäts-
prinzip relativieren.“ 

Die vom Kultusministeri-
um herangezogenen Förder-
richtlinien beziehen sich auf
den herkömmlichen Finanz-
ausgleich und erfassen bei-
spielsweise nicht für die Be-
nutzung der Mittagskantine
unverzichtbaren Nebennutz-
flächen, Verkehrsflächen oder
Funktionsflächen. Ebenso
bleiben notwendige Kosten
für das Freimachen und Her-
richten des Baugrundstücks
und (größtenteils) Architek -
tenhonorare unberücksichtigt.
„Nicht akzeptieren kann ich“,
so Zellner, „dass das Kultus-
ministerium nachträglich die
von den Landkreisen mit den
Regierungen und Schulkoor-
dinatoren abgestimmten Bau -
maßnahmen teilweise erheb -
lich zusammenstreicht, gleich-
wohl einen Vollkostenersatz
behauptet und den Landkrei-
sen unterstellt, die von den
Förderrichtlinien nicht erfass-
ten, gleichwohl durch das G 8
bedingten Kosten seien Lu-
xus, den die Landkreise antei-
lig selbst zahlen müssten“. 

Zellner begrüßt das Ange-
bot von Kultusminister Schnei-
der, die Angelegenheit noch-
mals in einem Grundsatzge-
spräch zu erörtern. Der  Land-
kreistag zieht eine gütliche Ei-
nigung vor. Sollte das Kultus-
ministerium jedoch auf sei-
nem Standpunkt beharren,
schrecken auch die Landkrei-
se nicht vor Klagen zurück. r

Zellner zum G 8:

Nagelprobe für 
Konnexitätsprinzip

20 Jahre private 
Lokal-Radioprogramme in Bayern 
Prof. Dr. Ring: Keine Konkurrenten der Lokalzeitungen - Die wirtschaftliche Situation

hat sich seit 2004 verbessert - Eine Ausstellung in der BLM-Zentrale 
Bis 25. November wird der Öffentlichkeit Einblick in die Ent -
wicklung der 1985 gestarteten privaten Radioprogramme in
Stadt und Land gewährt, ebenso in die Arbeit der 1995 aus der
Taufe gehobenen Angebote von Deutschlandradio. Bereichert ist
die Ausstellung aus dem Fundus des Deutschen Rundfunkar-
chivs sowie des Deutschen Rundfunk-Museums Berlin. 

Beim Drehen des Sendersu-
chers auf den UKW-Wellen des
Radiogerätes kommt es inzwi-
schen auf Millimeterarbeit an.
Denn neben 67 Programmen
der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten drängeln sich über
260 private Hörfunkanbieter in
den Lautsprechern. Den Hörern
hierzulande ist das gute alte
Dampfradio in der Badestube
und in der Küche ein bewährter
und geschätzter Tagesbegleiter.
Hiervon berichtete Prof. Dr.
Wolf-Dieter Ring zur Ausstel-
lungseröffnung. Als Präsident
der BLM ist er quasi Wegberei-
ter und Wächter über das Wohl
und Wehe der Privaten. Nach sei-
nen Worten ist die durchschnitt-
liche Hördauer der Deutschen
seit 1984 von 156 auf 193 Minu-
ten am Tag gestiegen. Weil die Ra-
diohörer zunehmend wähleri-
scher und verwöhnt worden sind,
haben vor allem die Öffentlich-
Rechtlichen eine Reihe von Spar-
tenprogrammen eingerichtet. 

Bayerische Pionierarbeit

Mit der Genehmigung der ers-
ten Privaten auf der Grundlage
eines erst nach heftigem politi-
schen Tauziehen zustande ge-
kommenen Gesetzes leistete
Bayern Pionierarbeit. Die zu-
nächst „terrestrische“ Ausstrah-

lung gestattete den Empfang
lange nur über die bewährte
Hausantenne. 

Nach der Wende hat ab 1995
noch ein anderer Sender mitge-
mischt. Die Politik ermöglichte
durch behutsame Schritte einen
wichtigen Übergang der vorma-
ligen DDR-Sender in neue Struk-
turen. Das Ergebnis waren die
neuen Markennamen „Deutsch -
land Radio Kultur“ und „Deutsch-
landfunk“. Hier ist seit Beginn
Ernst Elitz als Intendant an Bord. 

Online-Empfang

Weil die für den Rundfunk zu -
ständigen Bundesländer, die zu -
vor schon meist widerstrebend
eigene UKW-Frequenzen an die
Privaten abgetreten hatten, nicht
bereit gewesen sind, Elitz weit-
reichendere Sendekapazitäten zu
überlassen, muss dieser sich mit
283 leistungsschwachen Sen-
dern bundesweit abfinden. Ein
Umweg ist freilich inzwischen
gefunden. Die Programme sei-
nes Hauses sind heute sowohl
Online wie europaweit via Satel-
lit verbreitet. 

Private wurden Wegbereiter

Deutschlandradio ist dank der
Partnerschaft mit den Öffentlich-
Rechtlichen und deren Beiträgen

„der wohl qualitativ hochwertigs-
te Hörfunkanbieter“, so Ring.
Die ARD-Anstalten selbst er -
kannten schnell ein verändertes
Nutzerverhalten nach der Ein-
führung des privaten Radios. Es
wurden Spartenprogramme wie
die Klassik-, Jugend- und Info-
Wellen eingerichtet. Aber nicht
nur das. Das Radio, so Ring,
wurde mehr und mehr „entwor-
tet“, ist weniger Nachrichten-
übermittler, vielmehr Animateur.
Aus Furcht vor sinkenden Quo-
ten seien die öffentlich-rechtli-
chen Programme gefolgt. 

Unterhaltungsradio

Ring, der mit seinen BLM-
Mitarbeitern die Entwicklungen
ständig im Auge behält, berichte-
te, der lokale Hörfunk in den
weiß-blauen Grenzen und das
Selbstverständnis seiner Macher
hätten sich deutlich geändert.
„Während sich das Lokalradio in
seinen Anfängen und bis zum
Anfang der 90er Jahre als Chro -
nisten des lokalen Geschehens
und damit als Konkurrenten zur
Lokalzeitung verstanden haben,
konkurrieren die Lokalsender
heute kaum noch mit der Zeitung
vor Ort. Produziert wird vor al-
lem ein Unterhaltungsradio, das
seine Hörer mit Aktionen bei
Laune halten will.

Geändert hat sich schlicht die
Art der Wortbeiträge. Bei Statio-
nen in größeren Städten nehmen
Hörerbeteiligungen und Promo-
tion mittlerweile mehr Raum ein

(Fortsetzung auf Seite 4)
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„Das gesamte Finanzgeflecht
zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden muss entwirrt und
neu strukturiert werden. Kein
Mensch versteht die Beteili -
gungs- und Umlagemechanis-
men, wie sie derzeit gelten“,
fuhr Kelsch fort. Daneben 
appellierte er an den Freistaat
Bayern, beim anstehenden
Kommunalen Finanzausgleich
die Schieflage der Gewerbe-
steuereinnahmen bei kreisan-
gehörigen und kreisfreien 
Gemeinden zu berücksichti -
gen: „Das Geld muss stärker
als bisher in die wirklich be-
dürftigen Gemeinden fließen.
Beim Finanzausgleich 2006
wollen wir die Schlüsselzuwei -
sungen auf dem Stand des Jah-
res 2005  halten, mehr Mittel
für Abwasserförderung und In-
vestitionen sowie Lösungen im
Sozialbereich und bei Hartz
IV.“

Apropos Hartz IV: Kelsch
ließ keinen Zweifel daran, „uns
vehement dafür einzusetzen,
dass bei Hartz IV der kreisan-
gehörige Bereich nicht über die
Kreisumlage die Zeche zahlen
muss“. Er forderte die Bayeri -
sche Staatsregierung auf, aktiv
mitzuwirken, dass im Rahmen
der anstehenden Revision die
vom Bund gesetzlich garantier-
ten 29,1 Prozent Kostenüber-

20 Jahre private ...
(Fortsetzung von Seite 3)
als die redaktionellen Beiträge
und die Lokalnachrichten. 

Anders sei die Situation an
Standorten mit nur einem Lokal-
radio. Dort sei der Anteil der re -
daktionellen Beiträge immer
noch deutlich höher, obwohl hier
auch die Servicemeldungen
rückläufig seien.

Einbruch überwunden

Ab 2001 ist die Zeit für viele
Lokalstationen durch Einbruch
der Einnahmen laut Ring nicht
einfach gewesen. Es habe unter
dem Druck von Sparzwängen ei-
nen Personalabbau gegeben. Das
sei letztlich auf Kosten der Pro-
gramme gegangen. Doch seit
2004 habe sich hier die Situation
wieder verbessert. Die Lage sei
auf einem Stand wie in den bes-
ten Jahren. „Wir stellen zu unse -
rer Freude fest, dass wieder Per -
sonal eingestellt wird und haben
die Erwartung, dass sich das
auch im Programm auswirkt“. 

Information und Service

Dass die Radios Geld verdie -
nen müssten, ihre Gesellschafter
möglichst hohe Renditen erwar -
teten, damit sei die BLM völlig
einverstanden. „Wir haben auch
kein Problem, dass dabei Unter -
haltung und Animation eine
wichtige Rolle spielen. Aber
zum Radio gehören eben auch
die Elemente Information und
Service“, merkte Ring kritisch
an und verwies auf die Vorschrif -
ten der Mediengesetze. Im übri -
gen, im Zeitalter von iPod und
Podcasting, in dem jeder mit 
geringem Aufwand sein eige-
nes Programm zusammenstellen
könne, müsse sich das Radio auf
seine ureigenen Qualitäten be-
sinnen. Es sei nach wie vor das
schnellste Informationsmedium,
das seine Hörer überall erreiche. 

„Dabei erwarten wir nicht,
dass unsere Lokalradios in Bay-
reuth, Garmisch oder Traunstein
zu kleinen lokalen Deutschland-
radios werden, aber doch, dass
sie ihre Funktion und ihre Hörer
ernst nehmen“. Dem der Aus-
stellungseröffnung beiwohnen-
den Elitz danke Ring für dessen
Beiträge aus dem Archiv des in
Köln ansässigen Deutschlandra -
dios. mhb

nahme für die Unterbringung
des betroffenen Personenkrei-
ses in Bayern gerecht verteilt
werden. Es könne und dürfe
bei dieser Umstrukturierung
nicht sein, „dass die Entlastung
nicht allen Kommunen zugute
kommt, weil das Hartz-Gesetz
insoweit löchrig wie ein
Schweizer Käse ist“.

Kelsch betonte, dass die 
Zusammenlegung der Arbeits-
losen- und Sozialhilfe im
Grundsatz richtig war. Kritik
äußerte er am Streit über die
Berechnung der Be- bzw. Ent-
lastungen von Bund, Ländern
und Kommunen. „Die Kom-
munen sind von der Sozialhilfe
entlastet und durch die Kosten
zur Unterbringung belastet.
Hinzu kommen noch die Heiz -
kosten, die in jüngster Zeit dra -
stisch steigen. Per Saldo hat
sich inzwischen herausgestellt,
dass im ländlichen Raum keine
finanziellen Vorteile für die
Kommunen feststellbar sind.
Dies kann aber nicht bedeuten,
dass der kreisangehörige Be -
reich über die Kreisumlage
letztlich die Zeche zahlen
muss. Der Bayerische Gemein-
detag wird sich mit Nachdruck
dafür einsetzen, dass Bund und
Freistaat ihre Zusagen einhal-
ten“, so Kelsch abschließend. 

DK

Bayerns Gemeinden wollen’s ...

Neueste Standortstudie „Bundesländer im Vergleich“:

Bayern bundesweit an der Spitze
Stoiber: „Deutschland braucht eine verlässliche Politik für Innovationen“

Wiesheu: „Clusterstrategie Schlüsselinstrument für erfolgreiche Wirtschaftspolitik“

Der Ministerrat hat über Konsequenzen aus der neuesten Stand-
ortstudie „Bundesländer im Vergleich: Wer wirtschaftet am be -
sten?“ beraten. Im neuen Standortranking der Bundesländer
stellt das renommierte Institut der deutschen Wirtschaft Köln in
Zusammenarbeit mit der Initiative Neue Soziale Marktwirt -
schafft dem Wirtschaftsstandort Bayern ein exzellentes Zeugnis
aus. Beim Vergleich der aktuellen Wirtschafts- und Leistungs -
kraft holt sich Bayern - nach Platz 2 im Vorjahr - mit Bestwerten
bei der Haushaltspolitik und der Arbeitsplatzversorgung Platz 1
von Baden-Württemberg zurück und ist damit das wirtschafts -
stärkste Land der Bundesrepublik. 

Bei der Entwicklung der wirt-
schaftlichen Dynamik im Zeit -
raum 2002 bis 2004 konnte der
Freistaat trotz seiner starken
Ausgangslage seine Position ge-
genüber dem Vorjahr gleich um
vier Plätze vom achten auf den
vierten Platz verbessern, aus-
schlaggebend waren hier vor al -
lem das weit überdurchschnittli-
che Wirtschaftswachstum und
die Arbeitsproduktivität. Spit -
zenreiter ist hier Sachsen.

Solide Finanzpolitik

Nach der Top-Bewertung im
World Competitive Yearbook
2005 des Schweizer Instituts für
Management und Development
und dem erstklassigen Abschnei-
den im Standort-Ranking der
Bertelsmann-Stiftung erhält
Bayern damit in diesem Jahr be-

reits die dritte Spitzenbewertung
durch eine renommierte Studie.
Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber: „Die erneute Spitzen-
platzierung des Freistaates in ei-
nem bundesweiten Standort-
Ranking ist die klare Bestäti-
gung unserer Politik für ein mo-
dernes und lebenswertes Bayern.
Unsere solide Finanzpolitik mit
der geringsten Zinslast und unser
klarer Kurs für Investitionen in
Bildung, Forschung und Ent-
wicklung zahlen sich für die
Menschen in Bayern aus. Die
Konsequenzen für die Politik in
Bayern und ganz Deutschland
sind für mich ganz klar: Nur mit
einer verlässlichen und bere -
chenbaren Politik für Innovatio-
nen und gegen immer neue
Schulden können wir in Zukunft
Erfolg haben. Die Aufgabe der
Zukunft für Deutschland heißt:
Wir müssen das Thema Innova-
tionen viel stärker nach vorne
bringen. Als Hochlohnland kön-
nen wir im internationalen Wett-
bewerb nur Erfolg haben, wenn
wir besser sind als andere Län-
der, die billiger sind als wir. Des-
halb brauchen wir neue, hochin-
novative Produkte Made in Ger -
many, von denen wir morgen
und übermorgen leben können.“ 

Konsequenter 
Innovationskurs

Wirtschaftsminister Dr. Otto
Wiesheu betonte in diesem Zu-
sammenhang vor allem die Be -
deutung der Clusterstrategie für
das erfolgreiche Abschneiden
Bayerns: „Die Ergebnisse der
Studie zeigen klar, wie erfolg-
versprechend ein konsequenter
Innovationskurs ist. Mit der Ver -
netzung von Wirtschaft, Wissen-
schaft und Forschung, können

wir schneller als andere bessere
Produkte herstellen und damit
Arbeitsplätze sichern. Diese
Strategie der Clusterbildung ist
sicher auch für Deutschland er -
folgversprechend. Die Cluster -
strategie ist ein Schlüsselinstru-
ment der Zukunft für eine erfol-
greiche Wirtschaftspolitik.“

55 Indikatoren 
beim Bestandsranking

Beim Bestandsranking stützt
sich die Studie der „Initiative
Neue Soziale Marktwirtschaft“
auf einen aktuellen Leistungs-
vergleich der Länder bei insge-
samt 55 Indikatoren wie Arbeits-
markt, Bruttoinlandprodukt, In-
frastruktur. Die gute Platzierung
Bayerns beim Bestandsranking
sind vor allem auf folgende Fak -
toren zurückzuführen: 
1. Bayern hat die beste Arbeits-
platzversorgung in ganz
Deutschland: 2004 fanden 70
Prozent der 15- bis 65-jährigen
Einwohner an ihrem Wohnort ei-
nen Arbeitsplatz
2. Die Zahl der Arbeitslosen-
und Sozialhilfeempfänger war
mit 2,8 je 100 Einwohner so ge -
ring wie in keinem anderen Bun-
desland.
3. Platz 1 belegt Bayern auch
beim Schuldenstand der öffent-
lichen Haushalte: Mit 3.250
Euro je Einwohner war die
Verschuldung die mit Abstand

niedrigste in ganz Deutschland.
4. Bayern ist mit nur 5.753
Straftaten je 100.000 Einwohner
und einer Aufklärungsquote
65,6 % das sicherste Bundesland. 
5. Auch bei der demografischen
Entwicklung liegt Bayern vorn:
2004 stieg die Zahl der Einwoh-
ner um 0,6 Prozent.

Spitzenwert 
bei der Sicherheit

Stoiber: „Besonders erfreulich
ist für mich der absolute Spitzen -
wert bei der sozialen und persön-
lichen Sicherheit für die Men -
schen in Bayern. Die exzellente
Prognose für die weitere Ent-
wicklung Bayerns in den näch -
sten Jahren zeigt, dass wir mit ei-
ner verlässlichen und berechen -
baren Politik für ein wirtschaft-
lich starkes Bayern mit einem
guten sozialen Klima auf dem
richtigen Weg sind.“ 

Excellente Ausgangswerte

Beim Dynamikranking, das
die Veränderungen bei insgesamt
33 Indikatoren wie Arbeitsein-
kommen, Bruttoinlandsprodukt
und Ausbildungsplatzdichte im
Zeitraum 2002 bis 2004 unter -
sucht, rückte Bayern gleich um
vier Plätze vor auf Rang vier.
Die Wirtschaft wuchs 2004 um
2,1 Prozent, die Arbeitsprodukti-
vität um 2,8 Prozent und auch
die Gründungsaktivität nahm
spürbar zu. Wiesheu: „Der kräf -
tige Sprung nach vorn beim Dy-
namikranking ist besonders er -
freulich, da es für Bayern bei den
exzellenten Ausgangswerten na-
turgemäß schwieriger ist sich
weiter zu verbessern.“ r

Staatskanzleichef Erwin Huber bei Caritas-Fachtagung:

Wirtschaftlicher Erfolg ist
Grundlage für soziale Sicherheit

Staatskanzleichef Erwin Huber hat bei der Caritas-Fachtagung
in Augsburg die große Bedeutung eines starken sozialen Netzes
in Bayern betont. Huber: „Wer Hilfe braucht, muss sich auch in
Zukunft auf die Solidargemeinschaft verlassen können. Die hohe
soziale Sicherheit in Bayern ist neben allen ökonomischen Fragen
ein großes Plus, das wir weiter pflegen und erhalten müssen.“ 

Huber betonte, dass persönli-
che und soziale Sicherheit für die
Menschen in Bayern dann ga-
rantiert werden kann, wenn Bay -
ern auch künftig wirtschaftlich
auf Erfolgskurs bleibt. Huber:
„Mit einem klaren Kurs für
Wachstum, Innovationen und

Arbeitsplätze wollen wir auch in
Zukunft erfolgreich sein. Bayern
muss wirtschaftlich stark sein,
damit wir den Sozialstaat finan -
zieren und den Schwächeren in
unserer Gesellschaft helfen kön-
nen.“ Soziale Sicherheit werde
künftig immer stärker von einer
guten Bildung und Ausbildung
der Kinder abhängen, erklärte
Huber. Huber: „Ein breites All-
gemeinwissen und möglichst
umfassende praktische Kennt-
nisse sind die entscheidenden
Schlüssel für beruflichen Erfolg.
Die Bildung und Ausbildung un-
serer Jugend wird in Bayern wei-
ter absolute Priorität haben.“

Intensiver Dialog

Huber bot allen gesellschaftli-
chen Kräften einen intensiven
Dialog an, um gemeinsam die
notwendigen Veränderungen für
den Sozialstaat der Zukunft zu
gestalten. Huber: „Der Wettbe-
werb in einem Europa ohne Gren-
zen und in einer globalisierten
Welt muss offensiv angenommen
werden. Bei diesem Ziel, beste
Bedingungen für Bayerns Zu-
kunft zu schaffen, müssen alle ge-
sellschaftlichen Kräfte an einem
Strang ziehen. Mit einer Gemein-
schaftsanstrengung von Politik,
Gesellschaft, Kirchen und Ver -
bänden werden wir es schaffen,
dass Bayern ein moderner Wirt-
schaftsstandort mit einem ausge-
prägt guten sozialen Klima bleibt.“

Huber dankte der Caritas und
vor allem den vielen ehrenamt-
lich engagierten Mitarbeitern für
ihre praktizierte Mitmenschlich -
keit in der Sozialarbeit. Huber:
„Die Caritas und die vielen an -
deren sozialen Einrichtungen in
unserem Land sind Gestalter des
sozialen Bayern. Ihr Engage-
ment ist vorbildlich für den Zu-
sammenhalt in unserem Land.“

ConSozial 2005 am 9./10. November in der Nürnberg Messe:

„Visionen sozialen Handelns“ 
Stewens: Größte Kongressmesse für den Sozialmarkt

im deutschsprachigen Raum 

„Wir haben die 7. ConSozial unter das Motto Visionen sozia -
len Handelns - menschlich + fachlich + wirtschaftlich gestellt“,
gab Bayerns Sozialministerin Christa Stewens bekannt.
„Denn in einer Zeit, in der Menschen immer mehr nach öko -
nomischen Gesichtspunkten beurteilt werden, brauchen so -
ziale Organisationen eine greifbare Vision. Ohne eine Vision
des menschlichen Zusammenlebens werden sie zu seelenlosen
Betrieben. Die Fachlichkeit gewährleistet die Wirksamkeit
der Hilfsangebote sozialer Arbeit und Pflege. Und die Wirt-
schaftlichkeit sichert Bestand und Handlungsspielräume.“

Am 9. und 10. November werden im Nürnberger Messezen -
trum rund 4.000 Führungs- und Fachkräfte unter diesem Leitsatz
Perspektiven für die soziale Arbeit und Pflege aufzeigen. Im
Kongress werden in über 50 Fachvorträgen, Workshops und Pra-
xisreferaten erprobte und neue Projekte und Methoden vorgestellt
sowie zukunftsweisende Erkenntnisse der Forschung diskutiert.
Die Messe umfasst Produkte und Dienstleistungen für die So -
zialwirtschaft von 220 Ausstellern mit mehr als 20 eigenen Foren
und Impulsvorträgen, sie bietet das Hochschulforum zu Studi -
engängen und Weiterbildungen im Sozial- und Pflegemanage-
ment sowie die Job-Infobörse für den Führungs- und Fachkräf-
tenachwuchs - ergänzt durch den Auftritt der Bundesagentur für
Arbeit. So können sich die Kongress- und Messebesucher bei-
spielsweise über die praktischen Auswirkungen der Hartz-Refor-
men auf den Sozialmarkt informieren oder Erfahrungen sozialer
Dienstleister mit Outsourcing, Workflowmanagement und E-
Recruiting kennenlernen.

Im Rahmen der ConSozial wird Stewens zwei mit jeweils
8.000 Euro dotierte Preise verleihen. Zusätzlich zu dem von Ernst
& Young gestifteten Managementpreis wurde in diesem Jahr erst -
mals der von „Dr. Loew Soziale Dienstleitungen“ gestiftete Wis -
senschaftspreis ausgelobt. „Neben einer herausragenden Innova-
tion in der sozialen Praxis kann mit dem ConSozial Wissen -
schaftspreis nun auch eine sozialwissenschaftliche Arbeit ausge-
zeichnet werden“, freute sich Stewens. 
Einzelheiten zur ConSozial 2005 sind im Internet unter
www.consozial.de abrufbar. r

30 Jahre Bildungszentrum
Wildbad Kreuth

Ministerpäsident Dr. Edmund Stoiber: „Herausragendes 
Forum für politische Bildung und gesellschaftlichen Dialog“

Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber hat das Bildungszentrum
der Hanns-Seidel-Stiftung als
herausragendes Forum für politi-
sche Bildung und gesellschaftli-
chen Dialog gewürdigt. Bei den
Feierlichkeiten zum 30-jährigen
Bestehen des Bildungszentrums
in Wildbad Kreuth sagte Stoiber:
„Das Bildungszentrum in Wild-
bad Kreuth ist ein Markenzei-
chen der Hanns-Seidel-Stiftung
und hat sich als Mekka des gei-
stig-kulturellen Meinungsaus-
tauschs weit über Bayern und
Deutschland hinaus einen Na-
men gemacht. 

Unverzichtbarer Beitrag
für die Demokratie

Mit ihrem Bildungszentrum
leistet die Hanns-Seidel-Stiftung
einen unverzichtbaren Beitrag,
dass in unserer Demokratie auch
die geistige und moralische Di-
mension von Politik immer wie-
der neu bewusst gemacht wird.
Die drei Jahrzehnte Bildungsar-

beit der Hanns-Seidel-Stiftung
sind eine Erfolgsgeschichte im
Dienste der Demokratie.“ Es sei
immer der Leitgedanke des Bil-
dungszentrums gewesen, aus ei-
ner christlich-sozialen Verant-
wortungsethik Lösungsansätze
für die aktuellen politischen,
ethischen und gesellschaftlichen
Fragestellungen zu entwickeln,
erklärte Stoiber. Mit seinem viel-
fältigen Angebot von Konferen -
zen, Seminaren und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten pflege das
Bildungszentrum Wildbad
Kreuth eine Kultur des politi-
schen Dialogs, die viele Men -
schen zu einem bürgerschaftli-
chen Engagement in Staat und
Gesellschaft ermutigt und moti-
viert. Stoiber: „Das Bildungs-
zentrum in Wildbad Kreuth setzt
sich in vorbildlicher Weise dafür
ein, dass immer mehr Menschen
in Deutschland die großen Her-
ausforderungen, vor denen unser
Land steht, aktiv mitgestalten
und Verantwortung überneh -
men.“ r

Innenminister Dr. Günther Beckstein: 

Finanzhilfen für Kommunan zur Beseitigung
von Hochwasserschäden an Infrastruktur

„Bund und Freistaat unterstützen die Kommunen bei der Wie -
derherstellung ihrer kommunalen Infrastruktur, die das Som-
mer-Hochwasser beschädigt hat. Die Finanzhilfen zur Beseiti -
gung der Hochwasserschäden stehen ab sofort bereit“, teilt In -
nenminister Dr. Günther Beckstein mit. 

Anlaufstellen für die vom
Hochwasser im August betroffe-
nen Städte, Märkte und Gemein-
den sind die jeweiligen Bezirks-
regierungen. Nähere Informatio-
nen zur Schadensabwicklung
einschließlich der konkreten 
Ansprechpartner sind im Internet
abrufbar unter http://www.
stmi.bayern.de/bauen/staedte -
baufoerderung/programme/.

Kontakt aufnehmen

Beckstein appelliert an die
Kommunen, mit den zuständi-
gen Stellen so schnell wie mög-

lich Kontakt aufzunehmen und
die Schäden an der Infrastruktur
zu melden. 

Die förderfähigen Wiederher-
stellungsmaßnahmen, die zwi-
schen Bund und Freistaat verein-
bart wurden, umfassen nahezu
die gesamte Breite der kommu-
nalen und gemeinnützigen Infra-
struktur. „Dies sind ersten Er-
hebungen zufolge insbesondere
die kommunalen Straßen, aber
auch Gewässer und Hochwas-
serschutzanlagen, Kläranlagen,
Schulen, Kindergärten, Sportan -
lagen und Spielplätze“, veran -
schaulicht Beckstein. r

(Fortsetzung von Seite 1)
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Erschließungsträgerschaft nach
124 BauGB - ein ppp-Modell?

Man muss die Definition von ppp-Modellen nicht überdeh -
nen, um auch die Erschließungsträgerschaft nach § 124 Bau -
gesetzbuch darunter zu verstehen. Es war gerade der Ge -
setzgeber, der den Kommunen hiermit die Möglichkeit ge -
schaffen hat, die kommunalen Erschließungsaufgaben auf
einen, wie es im Gesetz heißt, „Dritten“ zu übertragen. Da -
mit ist die Erschließungsträgerschaft eine frühe Form des
ppp-Modells, als noch niemand dies bei uns mit diesem an -
gelsächsischen Begriff verband.

Die Erschließungsträger -
schaft, wie sie z.B. im Konzern
der BayernLB von der Bayern-
grund GmbH seit vielen Jahren
angeboten wird, vereint alle
wesentlichen Merkmale, die
nach heutiger Definition einem
ppp-Modell zugeschrieben wer-
den: Realisierung eines kom -
munalen Projektes im eigenen
Namen, auf eigenes Risiko und
auf eigene Rechnung, ohne die
Kassen der öffentlichen Hand
zu belasten.

Erschwerte Abrechnung

Es ist nicht nur die enge
Haushaltslage, die Kommu-
nen dazu veranlasst, die Er-
schließung kommunaler und/
oder privater Flächen künftiger
Wohn- und Gewerbegebiete auf
einen Erschließungsträger zu
übertragen, der ohne eigene
Grundstücksinteressen die zügi -
ge Realisierung sicherstellt.
Sehr häufig sind es Fragen der
Erschließungsabrechnung z. B.
bei Fremdanliegergrundstük-
ken, die die Abrechnung von
Erschließungskosten über Bei -
tragsbescheide so schwierig ma-
chen bzw. politisch unter Um -
ständen so nicht gewollt sind.
Die Einbindung eines Er-

schließungsträgers kann hier die
Lösung der wirtschaftlichen
und rechtlichen Fragen sein. 

Erschließungsträger kann
nach dem Gesetz jeder Dritte
sein. Der Bayerische Gemein-
detag empfiehlt daher seinen
Mitgliedern bei der Auswahl
des Erschließungsträgers Kom -
petenz und Bonität genau zu
prüfen, da mit der Übertragung
der Aufgabe u.U. nicht uner-
hebliche Risiken bei der Kom -
mune verbleiben könnten. Es
gilt die Risiken zu kennen, sie
zu bewerten und zu prüfen und
in den vertraglichen Vereinba-
rungen möglichst gering zu
halten.

Musterverträge

Der Bayerische Gemeindetag
hat hierzu Musterverträge gestal-
tet, die regelmäßig der aktuellen
Rechtssprechung angepasst wer -
den und dem Wunsch der Kom-
munen nach Risikoeinschrän-
kung Rechnung tragen. Der Er-
schließungsträger als Partner der
Kommunen übernimmt im Ein-
zelfall nach Bedarf
l die Moderation der Interes-
sen aller Beteiligten
l die Planung und Entwick-
lung im Sinne der Kommune

l die ingenieurtechnische Be -
gleitung
l die Abstimmung mit den
Versorgungs- und sonstigen
Leitungsträgern
l die Ausschreibung der Bau-
leistungen
l die Einholung von Genehmi-
gungen
l die Beschaffung von Finan-
zierungsmitteln
l die Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs
l die kostenlose Übergabe der
Erschließungsanlagen an die
Kommune
l die transparente Abrechnung
der Maßnahme mit den Grund-
stückseigentümern
l die weitgehende Entlastung
der kommunalen Verwaltung
durch die Übernahme der ge-
samten Steuerung und Koordi-
nation (keine Bescheide mehr).

Die rechtliche Kompetenz ei-
nes Erschließungsträgers zeigt
sich u.a. auch bei der Vergabe
der Bauleistungen. Die pau-
schale - wenn auch werbewirk-
same - Aussage, es könne im-
mer nach dem Privatrecht kon-
sequent ohne die Anwendung
der VOB ausgeschrieben wer -
den, ist leider falsch. Die politi-
schen Risiken solcher Kon-
struktionen fallen letztendlich
auf den kommunalen Vertrags-
partner zurück.

Die über 30-jährige Erfah-
rung in Verbindung mit dem 
öffentlich-rechtlichen Gesell -
schafterhintergrund ist bei Bay-
erngrund Garant für Bonität,
Kompetenz und nicht zuletzt
Fairness. r

Sparkassen-Finanzgruppe:

Vermögensbarometer 2005
Das Vermögensbarometer 2005 der Sparkassen-Finanzgruppe
geht aus einer bundesweiten Umfrage hervor, die das Markt -
forschungsinstitut TNS Infratest in Bielefeld im Auftrag der
Sparkassen durchgeführt hat. Alljährlich im Herbst legt der
Deutsche Sparkassen- und Giroverband die Ergebnisse dieser
Studie vor. Sie stellt die umfangreichste Analyse der aktuellen
Finanzlage der Bundesbürger dar.

Aus Platzgründen geht das
Vermögensbarometer 2005 aller -
dings nur begrenzt auf regionale
Unterschiede innerhalb Deutsch-
lands ein. Aus diesem Grund sind
hier separat die wichtigsten Er-
gebnisse zusammengefasst, die
die Analyse im Bundesland Bay-
ern offen gelegt hat.

Der finanzielle
Status quo der Bayern

Ein erfreuliches Ergebnis: In
keinem deutschen Bundesland
sind die Menschen so vermögend
wie im Freistaat Bayern. Fast je -
der vierte Haushalt (24,4 Pro-
zent) gibt an, über ein Finanzver -
mögen - also Geldvermögen oh-
ne Immobilien - von mehr als
50.000 Euro zu verfügen.

Zum einen stellt dieser Spit -
zenwert die Umfrageergebnisse
in allen anderen Regionen deut -
lich in den Schatten. Zum zwei -
ten hatte vor einem Jahr nur et -
wa jeder fünfte Befragte (20,5
Prozent) erklärt, über Anlageka-
pital in dieser Höhe zu verfü -
gen. Der finanzielle Status Quo
der Bürger Bayerns hat sich so-
mit binnen eines Jahres auf oh-
nehin hohem Niveau noch ein -
mal deutlich verbessert.

Allerdings geben zugleich
13,4 Prozent der Befragten an,
über keinerlei Geldvermögen zu
verfügen. Dies hatten vor einem
Jahr nur 9,6 Prozent der Ver-
braucher zwischen Rhön und
Bayerischen Alpen erklärt.

Trotz dieser insgesamt positi -
ven Werte hat sich die
Selbsteinschätzung der Ver-
braucher im Freistaat Bayern
zuletzt leicht eingetrübt. Aktuell
erklären 41,3 Prozent der Be -

fragten in Bayern, dass es ihnen
in Fragen des Geldes „sehr gut“
oder „gut“ geht. Dies sind mehr
als im Bundesdurchschnitt (40,1
Prozent). Allerdings waren vor
einem Jahr noch 45,1 Prozent
dieser Meinung. 

Beim Geld auf
Eigeninitiative setzen

Zugleich sind die Bayern in
der großen Mehrheit davon
überzeugt, dass bei der Alters-
vorsorge individuelle Sparmaß-
nahmen notwendig und hilf -
reich sind. 86 Prozent erklären,
dass sie es für „sehr wichtig“
oder „wichtig“ halten, eine fi -
nanzielle Absicherung über die
gesetzliche Rente hinaus vorzu-
bereiten. Dieses Ergebnis liegt
jeweils um mehr als fünf Pro-
zentpunkte über dem Vorjahres-
wert und über dem bundesdeut -
schen Durchschnitt. Nur in
Schleswig-Holstein und in Ba -
den-Württemberg ist die Bereit -
schaft zur Eigeninitiative bei
der Altersvorsorge noch etwas
ausgeprägter.

Der Anteil der Menschen, die
die private Vorsorge für „völlig
unwichtig“ oder „weniger wich-
tig“ halten, hat sich in Bayern in
einem Jahr auf 6,1 Prozent mehr
als halbiert.

Maßnahmen zur
Vermögensbildung

Bei der Geldanlage der Bun-
desbürger spielen naturgemäß
viele verschiedene Motive eine
Rolle. Bundesweit halten dabei
- wie schon im Vorjahr - 97 Pro-
zent der Menschen die Sicher-
heit für „sehr wichtig“ oder

„wichtig“. Daneben spielen bei
jeweils mehr als 80 Prozent der
Bevölkerung die 
l Flexibilität der Anlage, 
l die Vertrautheit mit dem je -
weiligen Produkt, 
l die individuelle Lebenspla -
nung, 
l der Hinterbliebenenschutz,
l die Verfügbarkeit und
l eine hohe Rendite 
eine entscheidende Rolle. 

Die Favoriten für den
Vermögensaufbau

Bayern ist eines der wenigen
Bundesländer, in denen die Le-
bensversicherung zur Zeit einen
noch besseren Ruf inne hat als
das Eigenheim. Aktuell halten
45,7 Prozent der Befragten die
Lebenspolice für „am besten“
geeignet für den Aufbau eines
Vermögens. Bei der selbst ge-
nutzten Immobilien sind es mit
43 Prozent erstmals weniger.
Dies entspricht einem Rück-
gang von gut sechs Prozent-
punkten zum Vorjahr.

Im Gegenzug favorisieren
deutlich mehr Menschen als im
Vorjahr Mietimmobilien als
Vermögenswert. 28,5 Prozent
der Bayern halten diese Anlage-
form nun für ideal. Das sind 30
Prozent bzw. 6,6 Prozentpunkte
mehr als im Vorjahr. Nur in
Schleswig-Holstein und in
Nordrhein-Westfalen liegen die
Vergleichswerte in diesem Jahr
höher. Immobilienfonds, die vor
allem in gewerbliche Objekte
investieren, haben bei den Bay-
ern dagegen an Attraktivität
deutlich verloren.

Nirgends sind
Anleihen beliebter

Ein weiterer Rekord: In kei-
nem Bundesland sind festver -
zinsliche Wertpapiere so beliebt
wie in Bayern. Fast jeder Fünfte
(18,2 Prozent) hält sie für ideal,

3,4 Prozentpunkte mehr als im
Vorjahr. Bundesweit liegt der
Vergleichswert nur bei knapp
13 Prozent. 

Überdurchschnittlich beliebt
sind im Südosten Deutschlands
darüber hinaus Investmentfonds
und Riester-Produkte. Bei pri-
vaten Rentenversicherungen,
Bausparverträgen und der be-
trieblichen Altersversorgung ist
das Urteil hingegen eher verhal-
ten. Während Aktien in Bayern
vor einem Jahr einen ausgespro-
chen guten Ruf hatten, hat sich
die Begeisterung inzwischen
wieder gelegt.

Überdurchschnittlich häufig
haben sich die Bayern für Le-
bensversicherungen als Kapital-
anlage entschieden. Drei Viertel
der Bevölkerung (74,7 Prozent)
bilden mit Hilfe einer solchen
Police Vermögen. Dies sind gut
sechs Prozentpunkte mehr als
im Bundesmittel und zugleich
rund fünf Prozentpunkte mehr
als im Vorjahr. 

Bei festverzinslichen Wertpa-
pieren halten die bayerischen
Anleger einen weiteren deut-
schen Rekord: 34,5 Prozent be-
sitzen zur Zeit Anleihen. Dies
sind - trotz ungewöhnlich nied-
riger Renditen an den Renten-
märkten - neun Prozentpunkte
mehr als vor einem Jahr.

Daneben ist sowohl bei 
Immobilienfonds als auch bei
Mietimmobilien das Interesse
groß. Jeweils fast zwanzig Pro-
zent mehren mit diesen Anlage-
formen ihr Vermögen.

Vision und Wirklichkeit

Wie bereits in den Vorjahren
gehören die Bayern zur Gruppe
der großen Optimisten in der
Bundesrepublik. 71,2 Prozent
von ihnen erwarten, dass sie ih-
re individuellen finanziellen
Ziele „auf jeden Fall“ oder

„wahrscheinlich“ erreichen wer-
den. Dies sind nochmals etwas
mehr als im Jahr 2004. Damit
zählt der Freistaat neben Ham-
burg, Schleswig-Holstein und
Nordrhein-Westfalen in die Spit-
zengruppe der Bundesländer.
Deutschlandweit teilen nur 65,7
Prozent der Verbraucher eine
solch erwartungsfrohe Haltung.

Eine pessimistische Perspek -
tive haben hingegen weiterhin
rund acht Prozent der Befrag-
ten. Sie glauben, dass sie die
gewünschte finanzielle Absi-
cherung „wahrscheinlich nicht“
oder „auf keinen Fall“ errei-
chen werden. Dieser Wert ent-
spricht dem nationalen Durch -
schnitt. r

ElsterOnline - das 
elektronische Finanzamt

„ElsterOnline, das neue Internet-Portal von ELSTER bün-
delt die Online-Dienstleistungen der Finanzverwaltung. El-
sterOnline ist das persönliche elektronische Finanzamt“, er-
klärte Finanzstaatssekretär Franz Meyer bei der Eröffnung
des Portals in Berlin.

„Die wichtigste Dienstlei-
stung des neuen Portals ist mit
Sicherheit das elektronische
Zertifikat. Dieses Zertifikat er -
setzt die Unterschrift auf Papier
und stellt eine eindeutige Identi-
fizierung sicher. Damit bietet
die Finanzverwaltung alles für
eine papierlose Steuererklärung
mit höchster Sicherheit an“, er -
gänzte Meyer.

Nutzung des Portals

Neben der Anmeldung für das
elektronische Zertifikat bietet
ElsterOnline ab sofort die Mög-
lichkeit, Umsatzsteuervoran-
meldungen und Dauerfristver -
längerungen direkt online und
ohne zusätzliches Steuerer -
klärungsprogramm über den In -
ternetnavigator einzugeben. Die
Nutzung des Onlineportals ist
mit allen gängigen Betriebssy-
stemen möglich.

An dem Angebot von El-
sterOnline nehmen zunächst ne-
ben Bayern noch Nordrhein-
Westfalen, Berlin, Hessen und
Sachsen teil. Zum Jahreswech-

sel wird das Portal für alle 16
Länder freigeschaltet.

Sukzessiver Ausbau
des Angebots

Das Dienstleistungsangebot
von ElsterOnline wird sukzes-
sive ausgebaut. Ab Mitte Okto-
ber bietet das Portal die Mög-
lichkeit, das persönliche Steu-
erkonto online abzufragen. Ab
November können Unterneh-
mer direkt im Portal auch
Lohnsteueranmeldungen täti-
gen. Anfang 2006 wird mit
dem neuen Veranlagungszeit-
raum mit einem starken An-
stieg der Zugriffe gerechnet.
Bis dahin wird die Onlinehilfe
voll ausgebaut sein. Ab diesem
Zeitpunkt können zudem Ar-
beitgeber die Daten der Lohn-
steuerbescheinigungen über
das Portal übermitteln.

„Ich bin sicher, dass die Vor-
teile des neuen Portals die Nut-
zer überzeugen werden. Das
wird sich auch bei den Anwen -
derzahlen zeigen“, sagte Mey -
er abschließend. r
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Rechte und Pflichten
kommunaler Aufsichtsräte
Teil 1: Das Amt des Aufsichtsrates in Kommunalen Unternehmen

Von Herbert Reiss, Geschäftsführender Partner, Deloitte & Touche GmbH
Prof. Dr. Thomas Edenhofer, Partner, Deloitte & Touche GmbH

Soweit eine Gebietskörperschaft ihre Aufgaben auf ein kom -
munales Unternehmen überträgt, ist sie verpflichtet, sich zur
Erfüllung des jeweiligen öffentlichen Zwecks Informations-
und Einflussmöglichkeiten vorzubehalten. Ansatzpunkte für
die Kommunen bietet das Gesellschaftsrecht z.B. durch die
Aufgabenbeschreibung in der Satzung, durch die Weisungsge -
bundenheit des GmbH-Geschäftsführers gegenüber der Ge -
sellschafterversammlung oder durch das in der Satzung ver -
ankerte Recht der Kommune, Mitglieder aus dem Rat in den
Aufsichtsrat zu entsenden. Durch die Entsendung bestehen di-
rekte Möglichkeiten, sich in Unternehmen der öffentlichen
Hand den erforderlichen Einfluss zu sichern. 
Das Amt des 
Aufsichtsratsmitgliedes -
ein Nebenamt

Das Amt des AR-Mitgliedes
ist ein typisches Nebenamt. Der
Gesetzgeber hat den Charakter
als Nebenamt bei der Informati -
onsversorgung dadurch aner-
kannt, indem er das AR-Mit -
glied von der zeitaufwendigen
Arbeit der Informationsbeschaf -
fung grundsätzlich entlastet hat.
Der Aufsichtsrat ist auch kein
Disziplinarvorgesetzter, der sich
laufend selbst davon überzeu-
gen muss, dass alles richtig
läuft. Der Charakter als Neben-
amt darf allerdings nicht zu ei -
ner laxen Wahrnehmung der
Amtspflichten verleiten. Viel -
mehr kommt es darauf an, die
Aufgaben aus dem Nebenamt
so auf das Wesentliche zu rich-
ten, dass eine wirksame Über-
wachung gewährleistet ist. 

Gleiche Rechte 
und Pflichten

Alle AR-Mitglieder haben die
gleichen Rechte und Pflichten,
wenn man von der Sonderstel -
lung des AR- und Ausschuss-
vorsitzenden absieht. Aus der
gesetzlichen Gleichstellung
folgt der Anspruch jedes AR-
Mitgliedes bei seiner Amtsausü-
bung von allen Organen des
Unternehmens (Gesellschafter-
versammlung, Vorstand und
Aufsichtsrat), aber auch vom
Aufsichtsrats- oder Ausschus -
svorsitzenden gegenüber seinen
Kollegen gleich behandelt zu
werden. 

Anforderungen
des Amtes

Ein ordentlicher und gewis -
senhafter Aufsichtsrat muss -
insbesondere im Hinblick auf
die große Verantwortung - über
die zur sorgfältigen Amts -
führung erforderliche Zeit ver-
fügen. Er muss zur Wahrneh-
mung des Amtes außerdem die
nötigen Mindestkenntnisse und
Fachkenntnisse aufweisen. Die

Mindestkenntnisse sind nach
der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofes die Kenntnisse
allgemeiner, wirtschaftlicher,
organisatorischer und rechtli -
cher Art, die erforderlich sind,
um alle normalerweise anfallen-
den Geschäftsvorgänge auch
ohne fremde Hilfe verstehen
und sachgerecht beurteilen zu
können. Diese Kenntnisse müs-
sen bereits zu Beginn der Amts-
zeit vorhanden sein. Es ist nicht
ganz einfach, die Aussage des
Bundesgerichtshofes zu konkre -
tisieren. Allerdings wird zu den
Mindestkenntnissen sicherlich
folgendes gehören:
l Kenntnis der gesetzlichen
und satzungsmäßigen Aufgaben
des Aufsichtsrats
l Kenntnis der Rechte und
Pflichten als AR-Mitglied
l Kenntnis der Anforderungen
an ein Risikomanagementsy-
stem
l Kenntnis, um die normaler-
weise dem Aufsichtsrat vorlie -
genden Berichte des Vorstands
und der Ausschüsse verstehen,
bewerten und daraus Schluss-
folgerungen ziehen zu können
l die Kenntnisse zur Beurtei -
lung der Ordnungsmäßigkeit,
Wirtschaftlichkeit und Zweck-
mäßigkeit von Führungsent -
scheidungen
l die Kenntnisse der Vor-
schriften der Gemeindeordnung
und des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes. 

Zu den außerdem erforderli -
chen Fachkenntnissen gehören
alle über den Rahmen der Min-
destkenntnisse hinausgehenden
Kenntnisse für die Beurteilung
komplizierter oder besonderer
Unternehmensprobleme (z. B.
Krisen) oder Geschäftsvorfälle
(z.B. spezielle steuerliche, bi -
lanzielle, vertriebliche, perso-
nalwirtschaftliche oder techni -
sche Fachprobleme). Mangeln-
de Fachkenntnisse begründen
zwar kein Übernahmeverschul-
den, sie entschuldigen das AR-
Mitglied aber nur dann, wenn es
nachweist, alles in seinen Mög-
lichkeiten liegende getan zu ha-
ben, um sie sich anzueignen.

Für die Haftung sollte indes-
sen die Unterscheidung zwi-
schen Mindest- und Fachkennt-
nissen nicht überschätzt wer-
den. Will das Aufsichtsratsmit-
glied sich nämlich im Regress-
falle exkulpieren, dann muss es
nicht nur darlegen, seiner Erkun-
digungspflicht nachgekommen
zu sein. Es muss vielmehr darle -
gen, dass es weder an den Min-
destkenntnissen, noch an den
Fachkenntnissen gemangelt hat.

Höchstpersönliche 
Amtsführung

Es besteht ein Vertretungs-
und Delegationsverbot. Dass
AR-Mitglieder oder dritte Per -
sonen für abwesende Mitglieder
tätig werden können, ist hiervon
keine Ausnahme. Die Überrei-
cher der schriftlichen Stimmab-
gaben werden dann nur als
Stimmboten des abwesenden

bzw. verhinderten Aufsichts-
ratsmitgliedes und im begrenz-
ten Umfang als Sprachrohr
tätig. Soweit für eine ordnungs-
gemäße Amtsführung erforder -
lich, darf sich das Mitglied al-
lerdings zuarbeiten lassen. Hier -
zu gehören technische Hilfsar -
beiten und fachliche Zuarbeiten.
Es bestehen auch keine Beden-
ken, dass das Aufsichtsratsmit-
glied zu einzelnen Fragen die
Meinung dieser Zuarbeiter er -
bittet und diese mit Ihnen erör-
tert. Das AR-Mitglied muss sich
dabei stets bewusst sein, dass es
im Verhältnis zur Gesellschaft
gemäß § 278 BGB das volle
Haftungsrisiko trägt, wenn die
Hilfskraft die Vertraulichkeit
verletzt. 

Externe Beratungshilfen

Externe Beratungshilfen darf
das AR-Mitglied nur in An-
spruch nehmen,
l wenn es sich um eine kon-
krete auf den Einzelfall be-
schränkte Fragestellung han-
delt, die mit der gesetzlich vor-
ausgesetzten Mindestsachkunde
allein nicht bewältigt werden
kann
l die Beratung ausschließlich
der Erfüllung gesetzlicher AR-
Aufgaben dient, hierzu erfor-

Bayerische Staatliche Bauverwaltung:

Ein pünktlicher Zahler
„Die staatliche Bauverwaltung im Freistaat ist auch ein pünkt -
licher Zahler. Alle staatlichen Baubehörden sind angewiesen,
das unbestrittene Guthaben einer Schlussrechnung sofort, spä -
testens jedoch innerhalb der VOB-Fristen auszuzahlen“, be -
tonte Innenminister Dr. Günther Beckstein anlässlich verschie-
dentlich vorgetragener Beanstandungen seitens des Hand-
werks. 

Zahlungen aus Bauverträgen
richten sich nach den Bestim-
mungen des § 16 der Vergabe-
und Vertragsordnung für Bau-
leistungen (VOB/B). So werden
Abschlagszahlungen binnen 18
Werktagen und Schlusszahlun-
gen spätestens innerhalb von
zwei Monaten fällig.

Wirksames Instrument

„Generell stelle ich zur Zah-
lungsmoral öffentlicher Auftrag -
geber fest, dass mit der Neufas-
sung der einschlägigen Bestim-
mungen der VOB 2002 und den
für die Aufträge der Staatsbau-
verwaltung weitergehenden Re -
gelungen des Vergabehandbuchs
ein wirksames Instrument zur
Einhaltung der Zahlungsbedin-
gungen durch den öffentlichen
Auftraggeber geschaffen ist“,
unterstreicht Beckstein. 

Vertragliche Regelung

Wenn die Bauverwaltung
ein freiberufliches Büro zur
Abwicklung des Bauauftrages
einschaltet, ist mit diesem ver-
traglich geregelt, dass einge-

hende Rechnungen sofort nach
Zugang auf ihre Prüffähigkeit
zu kontrollieren und unver-
züglich fachtechnisch und
rechnerisch zu prüfen und
festzustellen sind. Die festge-
stellten Rechnungen sind der
Baubehörde so rechtzeitig
vorzulegen, dass sie die Aus-
zahlung innerhalb der vertrag-
lichen Zahlungsfrist anweisen
kann.

Verzugszinsen möglich

„Sollte es ausnahmsweise
trotzdem zu einer Zahlungs-
verzögerung kommen, bei der
die Fristen der VOB über-
schritten werden, so kann der
Auftragnehmer Verzugszinsen
verlangen“, weist Beckstein
auf §16 VOB/B hin. „Wir ha-
ben auch den Kommunen
empfohlen, die staatlichen Ver -
gabehandbücher anzuwenden.
Die kommunalen Spitzenver-
bände haben wir gebeten, ihre
Mitglieder auf die Problematik
etwaiger schleppender Zahlun-
gen von Handwerksrechnun-
gen hinzuweisen“, so Beck-
stein. r

derlich ist und nicht durch eine
gesellschaftsinterne Klärung er-
setzbar ist und 
l bei der Auswahl des Beraters
einem Missbrauch vertraulicher
Informationen vorgebeugt wird.

Grenzen kommunaler
Einflussnahme

Jedes AR-Mitglied, gleich -
gültig von wem es gewählt oder
entsandt wurde, hat sich bei der
Ausübung seines Amtes - eben -
so wie der Vorstand - aus-
schließlich vom Interesse des
Unternehmens leiten zu lassen.
Diese Forderung klingt sehr
einfach. Ihre Realisierung kann
schwierig sein, weil die meisten
AR-Mitglieder mehr oder min-
der starke Interessen aus ihren
Haupt- oder Nebentätigkeiten

(sicher auch politische Interes-
sen) haben, die im Widerspruch
zum Unternehmensinteresse
treten können. 

Interessenkonflikte

Der Gesetzgeber hat in Kauf
genommen, dass solche Interes-
senkonflikte bestehen. Das AR-
Mitglied muss aber in solchen
Konfliktsituationen bei der Aus-
übung seines Amtes seiner
Treuepflicht gegenüber der Ge-
sellschaft folgen. Es muss allein
den Vorteil des Unternehmens
wahren und Schaden von ihm
abwehren.
Teil 2 dieses Artikels zum
Thema „Verschwiegenheits-
pflicht, Offenbarung, Haf-
tung“ folgt in einer der näch-
sten GZ-Ausgaben. r

Finanzplatz München Initiative:

Neuer Internetauftritt
„Die neue, zweisprachige Website der Finanzplatz München
Initiative informiert umfassend über einen der bedeutendsten
Finanzplätze Europas, über seine Unternehmen, seine Institu-
tionen und sein einzigartiges Umfeld. Damit erhält die Initiati -
ve neuen Schwung“, erklärte Bayerns Wirtschaftsminister Ot-
to Wiesheu anläßlich der Vorstellung des neuen Internetauf-
tritts der Finanzplatz München Initiative in der Börse Mün-
chen. Wiesheu dankte zugleich der Börse für ihr Engagement
bei der Erstellung des neuen Internetauftritts. 

Diese Initiative bildet nach
Ansicht Wiesheus eine wichti-
ge Plattform, um den Finanz-
platz München national und
international zu stärken.
„München ist in Deutschland
Versicherungsplatz Nr. 1, Ban-
kenplatz Nr. 2, Spitzenstandort
für Asset-Management, der
Top-Standort für Private Equi-
ty, Venture-Capital und Lea -
sing sowie ein bedeutender
Börsenplatz. Die Finanzplatz
München Initiative trägt dazu
bei, diese Position zu halten
und auszubauen.“ Bayerns
Wirtschaftsminister wies auch
auf die Bedeutung des Finanz-
platzes für den Wirtschafts-
standort Bayern hin: Während
die Wertschöpfung der gesam-
ten bayerischen Wirtschaft von
1991 bis 2004 um 29,1 %
stieg, legte die Wertschöpfung
des bayerischen Finanzsektors
um knapp 55 % zu. 

Idealkonstellation

Werner Schmidt, Vorsitzender
des Vorstands der Bayern LB,
sieht eine Idealkonstellation.
„In der Kombination Innovati-
onszentrum und bedeutender
Finanzplatz bietet München ne-
ben seinen über 68.000 Arbeits-
plätzen im Bank- und Versiche-
rungsgewerbe eine Fülle von
Arbeitsplätzen in einem Bereich
der Wirtschaft, der nicht nur in
den letzten Jahren kräftig zule-
gen konnte, sondern der noch
ein beachtliches Zukunftspoten -
tial hat.“

Herr Dr. Faber, Mitglied des
Vorstands der Allianz, stellt fest:
„Das Verhältnis zwischen
Frankfurt und München ist in
etwa so wie zwischen New
York und Boston: An der Wall
Street und am Main dominieren
die Wertpapierhandelshäuser, in
Boston und an der Isar sind
wichtige Vemögensmanager -
eine durchaus gesunde Arbeits-
teilung.“

Beginn im Jahr 2000

Wirtschaftsminister Wiesheu
hat die „Finanzplatz München
Initiative“ im Jahr 2000 ins
Leben gerufen, an der hoch-
rangige Vertreter von Kre-
ditwirtschaft, Versicherungen,
Venture-Capital Unternehmen,
Bayerische Börse AG, Kam-
mern und Wirtschaftsverbän-
den sowie aus der Wissen-
schaft teilnehmen. 

Schwerpunkte der Tätigkeit
sind die Mitgestaltung des eu -
ropäischen Finanzplatzes so-
wie Einflußnahme auf die Ge-
setzgebungsvorhaben der EU
und des Bundes, die Entwick-
lung neuer Finanzierungsmo-
delle und Forcierung der Zu-
sammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Praxis sowie die
Intensivierung des Standort-
marketings. In der neuen On-
line-Version (www.fpmi.de)
können die Porträts der Mit-
glieder der Finanzplatz Mün-
chen Initiative mit einer Viel-
zahl von Links abgerufen wer-
den. r
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Difu-Gutachten zu Public Private Partnership:

Wachsende Zahl von 
PPP-Projekten in Kommunen

Im Auftrag der PPP Task Force im Bundesministerium für Ver -
kehr, Bau- und Wohnungswesen erstellte das Deutsche Institut
für Urbanistik eine aktuelle Bestandsaufnahme zu PPP-Projek -
ten in Bund, Ländern und Kommunen. Wesentliche kommuna-
le Ergebnisse werden hier auszugsweise vorgestellt.

Mit dem Gutachten liegt erst -
mals eine umfassende Erhebung
von Public Private Partnership-
Projekten (PPP-Projekte) in den
deutschen Kommunen vor.
Durch PPP-Projekte sollen öf-
fentliche Leistungen durch be-
stimmte Formen der Arbeitstei -
lung zwischen Kommunen und
Privaten mit geringeren Kosten,
schneller sowie in besserer Qua-
lität realisiert werden.

Kein neues Thema

Die aktuelle Studie belegt,
dass Infrastrukturprojekte in öf-
fentlich privater Partnerschaft in
Städten, Gemeinden und Kreisen
immer häufiger als Alternative
zur rein kommunalen Eigener-
stellung gesehen werden. In fast
einem Viertel (23 Prozent) der
antwortenden 1.203 Kommunen
gibt es inzwischen aktuelle PPP-
Projekte (Start ab dem Jahr
2000) oder konkrete Projektab-
sichten. In diesen Kommunen
lassen sich mehr als 160 PPP-
Projekte im engeren Sinn (i.e.S.)
identifizieren, also Projekte, die
mehrere Phasen des „Lebenszy-
klus“ - Planung, Bau, Betrieb,
Finanzierung, Verwertung - um -
fassen. Hochrechnungen lassen
vermuten, dass auf kommunaler
Ebene insgesamt mindestens
240 aktuelle PPP-Projekte i.e.S.
in der Umsetzung oder Planung
sind. PPP ist in den Kommunen
aber kein neues Thema: knapp
fünf Prozent nannten auch Pro-
jekte, die bereits im Zeitraum
zwischen 1990 und 2000 begon-
nen wurden. 

Anstieg der Investitionen

Analog zur Zahl der Projekte
ist bei den Kommunen ein nahe-
zu stetiger Anstieg der Investitio-
nen in PPP-Projekten zu ver-
zeichnen. Hochgerechnet auf al -
le Kommunen beträgt die Ge-
samtsumme der Investitionsko-
sten der aktuellen kommunalen
PPP-Projekte drei Milliarden
Euro. Die durchschnittliche In-
vestitionssumme der Projekte
auf kommunaler Ebene beträgt
13 bis 16 Millionen Euro je Pro-
jekt - auch hier wieder abhängig
von der engen oder weiteren Ab-
grenzung von PPP.

Trotz der wachsenden Verbrei -
tung von PPP-Projekten sind die
darin getätigten Investitionen im
Vergleich zu den gesamten kom -
munalen Sachinvestitionen ge-
ring. So machen die PPP-Inve-

stitionen im Durchschnitt der
Jahre 2000 bis 2005 zwei bis
drei Prozent der Summe der 
Sachinvestitionen aus. Die Ten-
denz ist steigend, so dass aktuell
mit etwa fünf Prozent gerechnet
werden kann.

Effizienzsteigerungen

Eine wesentliche Ursache für
den Anstieg der Zahl der PPP-
Projekte sind die Erwartungen an
PPP hinsichtlich Effizienzsteige-
rungen. In den Kommunen, die
dies als Hauptargument für die
Durchführung von PPP-Projek-
ten angeben, werden diese Er-
wartungen meist erfüllt. Es darf
jedoch nicht übersehen werden,
dass es sich hierbei nur um Pro-
jekte handelt, bei denen eine vor-
bereitende Wirtschaftlichkeits-
prüfung bereits zu einem positi-
ven Ergebnis geführt hat. Im
Durchschnitt werden Effizienz-
gewinne von zehn Prozent erzielt

- und dies unter Zugrundelegung
einer realistischen Berechnungs-
methode, die Zins- und Zinses-
zinseffekte zukünftiger Zah-
lungsströme berücksichtigt. 

Die Bereiche, in denen PPP in
den Kommunen heute bereits ei-
ne größere Rolle spielen - Schu-
len, Sport, Touristik, Freizeit,
Stadthallen und Verwaltungsge-
bäude - sind auch diejenigen, de-
nen in Zukunft besondere Be -
deutung beigemessen wird. Hin-
zu kommen künftig die Bereiche
Kultur, Kinderbetreuung, Stadt-
entwicklung, Umwelt, Versor-
gung und auch E-Government. 

Kleinere Gemeinden 
sind skeptisch

Trotz dieser Zahlen: In rund
drei Viertel aller Kommunen
gibt es noch keine PPP und auch
keine PPP-Projektabsichten.
Hierbei handelt es sich vor allem
um kleinere Gemeinden. Teil-
weise werden dafür gute Gründe
genannt, teilweise fehlt auch der
Bedarf. Oft sind es aber auch
fehlende Erfahrung oder fehlen-
de Mittel zur Anschubfinanzie -

rung, die dazu führen, dass PPP
nicht zustande kommen. In vie -
len Großstädten dagegen steht
PPP inzwischen auf der Tages-
ordnung; mehr als jede zweite
Großstadt setzt bereits einzelne
Vorhaben in öffentlich-privater
Partnerschaft um.

Zunahme

Wenn die Kommunen PPP-
Projekte für sinnvoll erachten und
durchführen - sieben von acht auf
kommunaler Ebene beschlossene
Projekte werden auch realisiert -
dann erfüllen sie auch meist die in
sie gesetzten Erwartungen. In
Einzelfällen gibt es jedoch auch
Projekte, die zu unbefriedigenden
Ergebnissen führen. 

Zusammenfassend lässt sich
sagen: Auch wenn PPP in den
Kommunen heute noch begrenzt
Verbreitung finden, werden sie
in Zukunft vermutlich noch häu -
figer zur Wahrnehmung von
Aufgaben der öffentlichen Da -
seinsvorsorge umgesetzt. Aus
den Erfahrungen guter wie
schlechter Modelle wird dafür zu
lernen sein.

Die Ergebnisse gehen aus ei-
ner aktuellen Bestandsaufnahme
von PPP-Projekten in Bund,
Ländern und Kommunen hervor,
die im Mai 2005 erstellt wurde.
Darin werden unter anderem
Aussagen zur Verbreitung, zu
Projekttypen, Investitionen,
Hemmnissen und Erfolgsein-
schätzungen gemacht. Nicht
berücksichtigt in den Zahlen
sind so genannte institutionelle
PPP, also etwa Unternehmen mit
öffentlichen und privaten Gesell-
schaftern mit Daueraufgaben,
wie z.B. Stadtwerke, sowie PPP-
Projekte im Bereich Ver- und
Entsorgung. Diese Formen von
PPP wurden nicht erfasst.
Weitere Informationen unter: 
www.difu.de. r

Staatssekretär Franz Meyer: 

Komplexe Materie des
Länderfinanzausgleichs

„Das System der Finanzie-
rung von Bund und Ländern in
Deutschland ist sehr komplex.
Die Verteilung des Finanzauf-
kommens erfolgt in aufeinander
aufbauenden Stufen. Ich freue
mich, dass Sie sich auch in Bay -
ern über diese schwierige Mate-
rie informieren und hoffe, dass
Sie für Ihre Arbeit im fernen
China Anregungen mitnehmen
können!“ – Mit diesen Worten
begrüßte Finanzstaatssekretär
Franz Meyer eine hochrangige
Delegation der Volksrepublik
China unter Leitung von Yao
Sheng, dem Stellvertretenden
Vorsitzender der Haushaltskom-
mission des Nationalen Volks-
kongresses (NVK), im Bayeri-
schen Staatsministerium der Fi-
nanzen in München. 

Die Delegation informierte

sich auf Einladung der Deut-
schen Gesellschaft für Techni-
sche Zusammenarbeit (GTZ)
GmbH im Rahmen des Projek -
tes „Beratung der Haushalts-
kommission (BAC) des Ständi-
gen Ausschusses des Nationalen
Volkskongresses“ in Berlin und
München unter anderem über
das deutsche System der Aus-
gleichszahlungen im Länderfi-
nanzausgleich aus Sicht eines
Geber- und Flächenlandes so-
wie über den Finanzausgleich
aus Sicht der Städte und Ge-
meinden. 

Im Anschluss an den Aufent-
halt in Deutschland fuhr die De-
legation weiter nach Wien, um
sich dort unter anderem über
den Österreichischen Finanz-
ausgleich aus Sicht des Natio-
nalrates zu unterrichten.           r

Anregungen für die Arbeit in China: Staatssekretär Franz
Meyer (3. v. l.) mit einer hochrangigen Delegation aus China.

Wirtschaftsbeirat zur Finanzierung der Bundesfernstraßen:

Straßenbau auf neue 
Finanzierungsbasis stellen

Der Verkehrsausschuss des Wirtschaftsbeirates Bayern und
die CSU-Verkehrskommission haben unter Leitung von Adolf
Dinglreiter eine  Resolution verfasst mit dem Ziel den Bau von
Bundesfernstraßen auf eine neue Finanzierungsbasis zu stel-
len und zu verstetigen.

Schon in den 90er Jahren fehl-
ten in den Haushaltsansätzen des
Bundes pro Jahr rund eine Milli-
arde DM für den Unterhalt und
etwa drei Milliarden DM für den
geplanten Ausbau der Bundes-
fernstraßen. Bayern wollte diese
Lücke 1997 mit der Einführung
einer Vignette schließen. Das
war damals nicht durchsetzbar -
zum Schaden für die Verkehrsin-
frastruktur, wie Dinglreiter sagt.

Staus nehmen zu
Haushaltsansätze werden
zurückgefahren

Inzwischen hat sich die Situa-
tion noch verschärft. Der Ver -
kehr ist weiter gewachsen. Die
Engpässe und die Staus nehmen
zu. Die zunehmende Arbeitstei-
lung der Wirtschaft und der da-
mit verbundene starke innereu-
ropäische Warenaustausch, ins-
besondere auch durch die EU-
Osterweiterung, lassen für die
Zukunft weitere, überproportio-
nale Steigerungsraten erwarten.

Trotz dieser Entwicklung sieht
die mittelfristige Finanzplanung
des BMVBW fallende Haushalts-
ansätze vor und dies, obwohl der
Verkehr durch die Ökosteuer und
die LKW-Maut zusätzlich bela -
stet wurde. Das kann so nicht
weitergehen, weil sonst die Ver -
kehrsinfrastruktur zunehmend
verfällt (Instandhaltungskrise)
und der Ausbau erheblich hinter
den dringendsten Erfordernissen
zurückbleibt. Der Standortfaktor
„Verkehrsinfrastruktur“ wird
dann schon in wenigen Jahren in
weiten Teilen unseres Landes zu
einem Hemmschuh der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Soweit
darf es nicht kommen.

Die künftige Bundesregierung
wird daher aufgefordert, das
Konzept der Kommission Ver -
kehrsinfrastrukturfinanzierung
vom 5.9.2000 im Grundsatz
baldmöglichst umzusetzen. Die
Hauptkomponenten der Kom -
missionsempfehlung sind:
l Schrittweise Umstellung von
der Haushaltsfinanzierung auf
eine Nutzerfinanzierung.

l Mit Einführung der Nutzerfi-
nanzierung Entlastung bei den
Verkehrssteuern.
l Ausgliederung der Bundesau -
tobahnen und gleichartiger Bun-
desstraßen aus der Bundesver -
waltung und Übertragung ihrer
Aufgaben auf privatrechtlich or-
ganisierte Finanzierungs- und
Betreibergesellschaften. - Infra -
strukturverantwortung und
Steuerung der Infrastrukturent-
wicklung bleibt beim Bund.
l Beachtung der Anforderun-
gen der EU.

Die Ausgestaltung einer künf-
tigen Finanzierung der Bundes-
fernstraßen auf der Basis dieser
Empfehlungen soll nach dem
Wegekostengutachten des Bun-
des 3,6 Mrd € aus Mauteinnah-
men und 4,4 Mrd € aus Vignet-
teneinnahmen erbringen.

Neben der streckenabhängi-
gen Maut für LKW über 12 t
wird für alle übrigen Fahrzeuge
zunächst eine zeitbezogene
Straßenbenutzungsgebühr (Vig-
nette) für Autobahnen und gut
ausgebaute Bundesstraßen mit
einer Staffelung nach Krafträ -
dern, PKW, LKW/Busse bis 3,5
t, LKW/ Busse 3,5 -7,5 t, LKW/
Busse 7,5 - 12 t sowie Busse ab
12 t vorgeschlagen. Unter Beach -
tung der Anforderungen der EU
müssen für alle Fahrzeugarten
auch Zweimonats- und Wochen -
vignetten angeboten werden.

Die Maut und die Gebühr für
die Vignette müssen unmittelbar
der Verkehrsinfrastrukturfinan-
zierungsgesellschaft (VIFG) zu-
geführt werden, verlangt der
Wirtschaftsbeirat. Die VIFG fi-
nanziert damit den Unterhalt und
den Ausbau der Bundesautobah-
nen und der Bundesstraßen. Der
Auftrag, die Maut und die Vig-
nette verkehrsübergreifend ein-
zusetzen, muss entfallen.

Die mit der Einführung von
Maut und Vignette entstehende
finanzielle Belastung der Ver -
kehrsteilnehmer muss mit einer
Entlastung bei der Mineralöl-
steuer von mindestens 10 Cent je
Liter (Kommission schlug 12 bis
14 Cent vor) einhergehen.         r
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Wunschbarometer 2005 - Bayern:

Die größten Wünsche der Bayern
Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband legt erstmals das
Wunschbarometer vor. Dabei handelt es sich um eine Einzelstu -
die, die das traditionelle Vermögensbarometer ergänzt.

Im Mittelpunkt des Wunsch-
barometers stehen zwei Fragen: 
l Welche materiellen und ideel-
len Wünsche haben die Bundes-
bürger?
l Wie gehen sie vor, um diese
Wünsche zu realisieren?

Für Bayern hat die Sparkas-
sen-Finanzgruppe die wichtig-
sten Ergebnisse zusammenge-
fasst, die die Wunsch-Analyse
im Freistaat ergeben hat.

Auf der Wunschliste der
Haushalte in Bayern stehen An-
schaffungen besonders weit
oben: 18 Prozent träumen da-
von, vier Prozentpunkte mehr
als deutschlandweit. Vor allem
der Kauf eines Eigenheims (sie -
ben Prozent) und eines neuen
Autos (neun Prozent) ist für
deutlich mehr Bürger in Bayern
der größte Wunsch als in ande-
ren Regionen.

Andererseits spielt die Ge-
sundheit eine etwas geringere
Rolle im Freistaat. Zwar nennt
ein Drittel (34 Prozent) der Bay-
ern den Erhalt des körperlichen
Wohls als wichtigstes Ziel. Dies
sind jedoch gut fünf Prozent -
punkte weniger als bundesweit.

Attraktive Sparziele: 
Altersvorsorge und Beruf

Als „attraktive“ Sparziele gel-
ten in Bayern vor allem langfris-
tige Wünsche, die der finanziel -
len Absicherung des Lebens die -
nen. Sieben von acht Befragte
(88 Prozent) sehen die Altersvor-
sorge als wichtiges Ziel, drei
Prozentpunkte mehr als in Ge-
samtdeutschland. Auf Ausbil -

dung und Beruf setzen 83 Pro-
zent - auch dies ist ein deutli -
ches Plus zum Bundesmittel (78
Prozent).

Daneben sind für die Verbrau-
cher in Bayern Anschaffungen
aller Art „attraktiv“. 65 Prozent
finden ein neues Auto wün-
schenswert - deutschlandweit
sind es lediglich 59 Prozent.
Auch bei Unterhaltungselektro-
nik und bei den eigenen vier
Wänden schneiden die Bürger
zwischen Rhön und Bayeri -
schen Alpen mit relativ hohen
Werten ab.

Weniger wichtig: Urlaubs-
reise und Ferienhaus

Vergleichsweise zurückhaltend
sind sie dagegen bei Wünschen,
die die schönsten Wochen des
Jahres betreffen. Von einer Ur -
laubsreise träumen zwar 60 Pro-
zent. Dies ist aber der mit Ab-
stand niedrigste Wert in ganz
Deutschland. Während sich bun-
desweit 68 Prozent an einem fer -
nen Ort im In- oder Ausland erho-
len möchten, sind die Bayern of-
fenbar relativ heimatverbunden:
Zuhause, so die Meinung einer
relativ großen Gruppe, ist es auch
schön. Der Spruch „wir leben
dort, wo andere Urlaub machen“,
scheint im Bewusstsein der Be -
völkerung fest verankert zu sein. 

Vor diesem Hintergrund über -
rascht es nicht, dass nur 16 Pro-
zent der Bayern ein Ferienhaus
„attraktiv“ finden. Dagegen sind
beispielsweise 26 Prozent der
Schleswig-Holsteiner dieser
Meinung.

Wünsche und Sparverhalten

Die Haushalte in Bayern ver -
wirklichen ihre Träume beson-
ders gern, indem sie mit Wertpa -
pieren sparen und Vermögen bil-
den. Sie setzen beispielsweise
überdurchschnittlich oft Aktien
(18 Prozent) und Fonds (24 Pro-
zent) ein. Bei Anleihen halten sie
mit einem Wert von 24 Prozent -
gut zehn Prozentpunkte mehr als
im Bundesmittel - sogar den
deutschen Rekord. Und auch das
klassische Sparbuch nutzen mit
fast drei Viertel der Befragten
mehr Menschen als im Durch-
schnitt der Bundesrepublik.

Bei ihren Wünschen sind
die Bayern ungeduldig

Auf die Erfüllung ihres größ-
ten Wunsches wollen die Bayern
allerdings nur ungern lange war -
ten. Zwar erklären 23 Prozent,
dass sie sich länger als sechs Jah -
re gedulden könnten. Aber gut
31 Prozent glauben, „gar nicht“

bis zur Erfüllung ihres größten
Traums abwarten zu können.
Nur in Berlin ist diese Fraktion
der Ungeduldigen noch etwas
größer.

Die Bayern üben Verzicht

Die Verbraucher im Südosten
tun sich relativ leicht damit, auf
anderes zu verzichten, um sich
einen großen Wunsch erfüllen zu
können. Dies erklären - ein Spit-
zenwert in Deutschland - 86 Pro -
zent der Befragten. Daneben
trennen sich 36 Prozent von an -
deren Dingen, um Geld für einen
Traum zu sammeln: Sie verkau -
fen Überflüssiges. Auch dies ist
deutschlandweit ein hoher Wert -
bundesweit verfolgen nur knapp
32 Prozent der Verbraucher diese
Strategie.

Schulden sind in Bayern dage-
gen so eine Sache: Zwar sind re-
lativ viele Verbraucher offen für
einen Bankkredit (27 Prozent)
oder das Überziehen des Kontos
(20 Prozent). Bei anderen Darle-
hen - etwa bei Ratenkrediten oder
beim Geldleihen von einem Ver-
wandten - sind sie jedoch deutlich
zurückhaltender als ihre Lands-
leute in anderen Bundesländern.

Sparkassen-Finanzgruppe berät 
auf der Konnunale in Nürnberg 

München - Unter dem Motto „Lösungen für Ihre Projekte“
präsentieren sich die BayernLB und der Sparkassenverband
Bayern auf einem Gemeinschaftstand.

Auf der diesjährigen KOMMUNALE 2005, die am 19. und
20. Oktober 2005 im Messezentrum Nürnberg stattfindet, ist die
Sparkassen-Finanzgruppe Bayern als Finanzpartner der bayeri -
schen Kommunen wieder mit einem Messestand vertreten. Die
BayernLB und ihre Tochterfirmen bieten im Verbund mit den
bayerischen Sparkassen umfassende und maßgeschneiderte Lö -
sungen für kommunale Investitionen. Unter dem Motto „Lösun -
gen für Ihre Projekte“ informieren erfahrene Mitarbeiter über die
umfangreichen Angebote und Dienstleistungen der Sparkassen-
Finanzgruppe für Kommunen.

Das Leistungsspektrum umfasst Produkte  rund um kommu -
nale Grundstücke und Immobilien, Finanzierungslösungen und
kommunales Finanz- und Vermögensmanagement. Durch ein
konsequentes Immobilienmanagement können Kommunen Ko -
stensenkungs- und Effizienzsteigerungspotenziale realisieren. Zu
diesem Thema stehen Spezialisten der Real I.S. AG auf dem Ge-
meinschaftsstand von BayernLB und Sparkassenverband Bayern
zur Verfügung und informieren auch zum Immobilien-Bench -
marking-Projekt der Real I.S. für Kommunen.

Weitere Vertreter auf dem Gemeinschaftsstand sind die 
Bayerngrund GmbH, die u.a. zur Erschließungsträgerschaft nach
§124 BauGB informiert und die LBS, die zum kommunalen
Bausparvertrag berät. Der Verband öffentlicher Banken Deutsch-
land (VÖB) stellt am Stand die Kreditmanagement-Software
„KommInform“ für Kommunen vor. r

Bundeskongress des Vereins Credit Management: 

Mittelstand ist das Rückgrat
der deutschen Wirtschaft

„Kleine und mittlere Unternehmen sind das Rückgrat unserer
Wirtschaft. Sie erwirtschaften die Hälfte der steuerpflichtigen
Umsätze, beschäftigen rund 70 Prozent der arbeitnehmenden
Bevölkerung und bilden nahezu 80 Prozent aller Lehrlinge aus.
Deshalb ist es notwendig, den Mittelstand durch flankierende
Maßnahmen zu unterstützen, um die Wirtschaft wieder spürbar
anzukurbeln“, stellte Finanzstaatssekretär Franz Meyer als Ver-
treter der Bayerischen Staatsregierung beim Bundeskongress
des Vereins für Credit Management e. V. in München fest.

Fortschritte für mehr Wirt-
schaftswachstum könnten nach
den Worten Meyers nur erzielt
werden, wenn die öffentlichen
Haushalte konsolidiert, der Ar-

reich der Sozialpolitik ausgege-
ben. Damit sei Deutschland 
unter den wichtigsten In dus-
trieländern „Weltmeister“.
Gleichzeitig investiere die öf-
fentliche Hand nur noch 1,4 Pro -
zent des Bruttoinlandproduktes
in die Zukunft des Landes. Die
Erfahrung und der internationale
Vergleich lehrten jedoch eindeu -
tig, dass nur solide Staatsfinan -
zen die dauerhafte Grundlage für
Arbeitsplätze, Wachstum und
Wohlstand seien.

Dreiklang: Sparen - 
Reformieren - Investieren

Die Gesundung der öffentli-
chen Finanzen sei nur durch ei-
nen Dreiklang von Maßnahmen
zu erreichen: Sparen - Reformie-
ren - Investieren. Dazu gehörten
eine strikte Ausgabendisziplin,
durchgreifende Strukturrefor-
men sowie mutige und von Weit-
sicht geprägte Umschichtungen
von konsumtiven Ausgaben hin
zu Investitionen, Forschung, Bil-
dung und Innovationen. Dieser
Weg sei mühsam, unbequem
und nur unter Kraftanstrengung
aller zu bewältigen. „Dass er
aber erfolgreich beschritten wer-
den kann und nicht bloße Illusi-
on ist, haben wir in Bayern be-
wiesen. Bayern erreicht im Jahr
2006 das Ziel des Haushalts oh -
ne Neuverschuldung aus eigener
Kraft. Das ist einzigartig in
Deutschland“, betonte Meyer. r

Wirtschaftliche Betätigung von Gemeinden in Hessen:

Hohe Hürden für Kommunalbetriebe
Zunehmende Klagen aus der Wirtschaft

Eine weit reichende Änderung der Hessischen Gemeindeord-
nung (HessGO) trat am 1. Mai 2005 in Kraft, deren grundlegen-
de Neuerungen auch die Diskussion in anderen Ländern beein -
flussen könnte. Ein Beispiel dafür sind die neuen Regelungen
über die wirtschaftliche Betätigung der Gemeinden, die jetzt pri -
vaten Anbietern absolute Vorfahrt geben.

Der neue § 121 HessGO lau-
tet: „Eine Gemeinde darf sich
wirtschaftlich betätigen, wenn 1.
der öffentliche Zweck die Betäti-
gung rechtfertigt, 2. die Betäti-

gung nach Art und Umfang in ei-
nem angemessenen Verhältnis
zur Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde und zum voraussichtli-
chen Bedarf steht und 3. der
Zweck nicht ebenso gut und
wirtschaftlich durch einen priva-
ten Dritten erfüllt wird oder er -
füllt werden kann“. Anders als
im ansonsten gleich lautenden
Art. 87 Abs. 1 Nr. 4 der Bayeri-
schen Gemeindeordnung (Bay -
GO) ist bei der hessischen Rege-
lung das Feld der kommunalen
Daseinsvorsorge von der Subsi-
diaritätsprüfung nicht ausge-
nommen. Die Regel der Nr. 3
gilt aber auch nur für die Zu-
kunft, bestehende kommunale
Betriebe haben Bestandsschutz.

Privatwirtschaft schützen

Die Gesetzesbegründung führt
dazu aus: „Durch die Schaffung
einer echten Subsidiaritätsklau -
sel in Nr. 3 sollen die Gemeinden
vor überflüssigen wirtschaftli-
chen Risiken bewahrt und die
Privatwirtschaft vor einer Beein-
trächtigung ihrer berechtigten In -
teressen geschützt werden“.
Nach dem Willen des hessischen
Gesetzgebers soll die Neurege-
lung auch echte Drittschutzwir -
kung für private Anbieter entfal-
ten, d.h. private Anbieter, die
sich durch die wirtschaftliche
Betätigung einer Gemeinde be-
nachteiligt fühlen, können sich
vor Gericht auf die geforderte
Subsidiarität berufen. Die Geset-
zesbegründung nimmt allerdings
Betriebe mit besonderer sozialer
Zielsetzung wie Beschäftigungs-
gesellschaften oder Behinder -
teneinrichtungen weitgehend aus.

Wirtschaftliche 
Betätigung rechtfertigen

Weitreichender als die Priva-
tisierungsregelung des Art. 61
Abs. 2 Satz 2 BayGO ist auch §
121 Abs. 7 HessGO, wonach
die Gemeinden zwingend ein-
mal in jeder Wahlperiode über -
prüfen müssen, inwieweit ihre
wirtschaftliche Betätigung
insgesamt zu rechtfertigen ist
und inwieweit Tätigkeiten pri-
vaten Dritten übertragen wer -
den können.

Hohe Hürden errichtet Hes-
sen auch für die Gründung
kommunaler Betriebe: Nach §

121 Abs. 6 HessGO muss vor
der Entscheidung über die Er -
richtung, Übernahme oder we-
sentlichen Erweiterung eines
wirtschaftlichen Unternehmens
der Gemeinderat auf der Grund-
lage einer Marktuntersuchung
umfassend über die Chancen
und Risiken aufgeklärt werden.
Ebenso müssen die Auswirkun-
gen auf das örtliche Handwerk
und die mittelständischen Betrie-
be untersucht sowie der örtlichen
Handwerkskammer, Industrie-
und Handelskammer und Ver-

bänden Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben werden.

Hessen reagiert mit dieser
über die bayerische Rechtslage
noch hinausgehenden Neurege-
lung auf zunehmende Klagen
aus dem Bereich der privaten
Wirtschaft über angeblich unfai-
re Konkurrenz durch kommuna-
le Unternehmen. Auch das eu -
ropäische Gemeinschaftsrecht
sieht die wirtschaftliche Betäti-
gung der Kommunen kritisch,
wie sich etwa an der Rechtspre-
chung des Europäischen Ge-
richtshofes in Vergabefällen
zeigt. Man darf auf die weitere
Entwicklung in der praktischen
Umsetzung der Norm bei unse-
rem nördlichen Nachbarn ge-
spannt sein. mpa

Staatssekretär Franz Meyer.

beitsmarkt dereguliert sowie die
Rahmenbedingungen für Unter-
nehmen verbessert werden. Vor
allem die Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte sei vordring -
lich. So habe allein der Bund zwi -
schen 1998 und 2004 ohne Son-
dereffekte rund 170 Milliarden
Euro zusätzliche Schulden aufge-
nommen. Bedauerlich sei dabei
zudem, dass die Schulden kaum
für Investitionen in die Zukunft
aufgenommen worden seien. 

Stattdessen werde in Deutsch -
land aktuell etwa 35 Prozent des
Bruttoinlandproduktes im Be-
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Fa. Emter GmbH in Altenstadt:

Starker Partner der Kommunen
Im Zeichen der Umwelt: Moderne Klärschlammentsorgungsanlage in Planung

Die Entsorgung von Klärschlamm ist eine notwendige Pflicht,
die aufgrund der Vorgaben des Gesetzgebers zwangsläufig
durchgeführt werden muss und hohe Kosten verursacht. Die
neue Europäische Abfallentsorgungsrichtlinie verschärft die
bestehenden Gesetze zusätzlich. Sie verbietet die Ablagerung
von Materialien mit einem organischen Kohlenstoffgehalt
(TOC) von über 5 Prozent. Für Schlämme aus kommunalen
oder industriellen Kläranlagen, die üblicherweise einen Orga -
nikanteil von 50 bis 60 Prozent aufweisen, bedeutet dies ohne
weitere thermische Behandlung ein Deponieverbot sowie eine
starke Einschränkung der landwirtschaftlichen Ausbringung.

Um den gesetzlichen Anfor-
derungen gerecht zu werden,
benötigen die Kommunen einen
starken Partner, der ihnen in-
novative Klärschlammbehand -
lungssysteme zur Verfügung
stellt. Die Emter GmbH ist ein
solcher kraftvoller Partner. 

Verwertung seit 20 Jahren

Seit 1985 bietet das Unter-
nehmen mit Sitz in Altenstadt,
Landkreis Weilheim-Schongau,
für zahlreiche kommunale und
gewerbliche Kunden nachhal-
tige und umweltfreundliche Ver-
wertung von Klärschlämmen
und Gärresten zu günstigen Kon-
ditionen an. Die große (Bio-)
Energieausbeute aus Lebens -
mittelvergärung ermöglicht nun-
mehr den Aufbau einer moder-
nen und umweltfreundlichen
Klärschlammentsorgungsanla -
ge. Emter plant diese neue An-
lage, die im Sommer 2006 fertig
gestellt sein soll, im Rahmen ei -
nes sog. Standortverbesserungs -
konzepts. Mit den Erdarbeiten
wurde bereits begonnen.

400 Kommunen

Bislang entsorgt die Firma
Emter insbesondere den Klär-
schlamm der umliegenden kom -

munalen Kläranlagen in der
Landwirtschaft im Westen
Deutschlands, in der Kompo-
stierung sowie im Deponiebau
im Osten der Republik. Für gut
400 Kommunen werden pro
Jahr rund 110.000 Tonnen Klär -
schlämme mit einem durch-
schnittlichen Trockensubstanz
(TS)-Gehalt von 25 Prozent ent-
sorgt.

Ständige Kontrolle

Sorgfältig und exakt handelt
das Unternehmen dabei nach
den Vorschriften der Klär-
schlammverordnung vom April
1992. Zur Sicherheit seiner
Kunden unterliegt diese Arbeit
der ständigen Kontrolle durch
die Landrats- und Landwirt -
schaftsämter. Die Altenstädter
Firma verwendet nur Klär-
schlamm aus Kommunen mit
ausschließlich ländlicher Infra-
struktur. Diese Schlämme lie -
gen meist weit unter den gesetz -
lich vorgeschriebenen Grenz-
werten, die für die landwirt -
schaftliche Verwertung von
Klärschlamm vom Gesetzgeber
vorgeschrieben sind. 

Stoffliche Verwertung

In Altenstadt unterhält die

Firma Emter auch ein Zwi-
schenlager von 5.000 Tonnen
Klärschlamm, um Ausbringungs-
verbote zu überbrücken. Über
eine Biogasanlage betreibt das
Unternehmen seit 2001 zudem
die stoffliche Verwertung bioge-
ner Abfälle wie Speisereste und
überlagerte Lebensmittel mit ei-
ner Menge von rund 35.000
Tonnen pro Jahr. 

Neue Wege

Der mittelständische Betrieb
mit künftig rund 40 Beschäftig-
ten kann laut Firmenchef Jo-
hann Emter nur erfolgreich be-
stehen, wenn er andere, neue
Verwertungswege beschreitet,
um dann auch mit großen Kon-
zernen konkurrieren zu können.

Die Planung des neuen Pro-
jekts ist denn auch auf verschie -
denen Synergieeffekten aufge-
baut: Die Abwärme des Bio-
masseheizkraftwerks wird in ei-
nem Durchlaufkastentrockner
genutzt, um Klärschlamm und
das Gärsubstrat zu trocknen 
und somit einen Ersatzbrenn-
stoff herzustellen. Ein weiterer
Trommeltrockner wird instal-
liert, um nur Klärschlamm zu
trocknen.

Die Wärme wird über einen
Wärmetauscher mit Thermoöl
über einen Zyklonofen abge-
nommen. Der Ersatzbrennstoff
wird auf etwa 90 Prozent ge-
trocknet, um einen Brennwert
wie bei Braunkohle zu errei-
chen. Bei 900 Grad wird der
Klärschlamm im Zyklonofen
thermisch verwertet. Die Wär -
merückgewinnung reicht aus,
um rund 120.000 Tonnen Klär -
schlamm und Gärsubstrat zu
verbrennen.

Gestiegene Nachfrage

Aus der Verbrennung bleiben
rund 8000 Tonnen Asche als
Rückstand übrig. Die Emter
GmbH steht Johann Emter zu-
folge mit einer österreichischen
Firma in Kontakt, die aus der
Monoasche von Klärschlamm
Phosphat herstellt, das dann als
Dünger wieder in den ökologi-
schen Kreislauf geleitet wird. 

Seit bekannt ist, dass „norma -
ler“ Phosphatdünger einen be-
merkenswerten Anteil an Uran
enthält, das nicht nur radioaktiv
strahlt, sondern auch hochgiftig
ist, steigt die Nachfrage nach

Bio-Phosphatdünger erheblich.
Denn dadurch werden die Bö-
den nicht zusätzlich mit dem
gefährlichen Schwermetall an-
gereichert.

Für die thermische Verwer -
tung in der geplanten Anlage
wird keinerlei fossiler Brenn-
stoff benötigt. Die Verwertung
der Klärschlämme und Speise -
reste erfolgt umweltfreundlich,
energiesparend und ökologisch.
Auch der wirtschaftliche As-
pekt ist für beide Seiten - Verur-
sacher und Entsorger - gegeben.

Einsatzstoffe

In der geplanten Anlage sol-
len folgende Einsatzstoffe um-
weltfreundlich entsorgt werden:
l ca. 50.000 Jahrestonnen kom-
munale und industrielle Klär -
schlämme gemäß der Klär -
schlammverordnung mit einem
Trockensubstanzgehalt von et-
wa 25 Prozent
l ca. 20.000 Jahrestonnen so-
largetrocknete Klärschlämme
gemäß der Klärschlammverord-
nung mit einem Trockensub-
stanzgehalt von etwa 55 Prozent
l ca. 30.000 Jahrestonnen flüs-
sige Gärreste aus der unmittel-
bar benachbarten Biogasanlage
mit einem Trockensubstanzge-
halt von etwa 3 Prozent
l ca. 20.000 Jahrestonnen Dünn-
schlamm aus der zur Klär -
schlammverbrennungsanlage
gehörenden, geplanten Abwas-
serreinigungsanlage mit einem
Trockensubstanzgehalt von et-
wa 2,5 Prozent.

Geruchsproblem beseitigt

Das in der Vergangenheit
zeitweise aufgetretene Geruchs-
problem des Standortes, hervor-
gerufen durch die Ausbringung
des flüssigen Gärrestes, wird im
Umfeld der Anlage durch die
künftige Verbrennung dieses
Materials nach der Trocknung
beseitigt. Um die Entstehung
neuer Gerüche aus der Klär -
schlammtrocknungs- und -ver -
brennungsanlage zu verhindern,
werden alle geruchsbeladenen
Luftmassen abgesaugt und ei-
nem leistungsfähigen Biofilter
zugeführt. An die Verbren-
nungsanlage wird eine Kläran-
lage für das Abwasser ange-
schlossen. 

Mögliche Geruchsemissionen
dieser Anlage wurden von der
PRO-Entec east GmbH unter -
sucht. Zusammenfassend geht
das Gutachten davon aus, dass
die Kläranlage nur minimale
Beiträge zur Gesamtemission 
der Klärschlammverbrennungs-
anlage leistet. DK

Firmenchef Johann Emter. r

Aus der Abfalltonne
in den Autotank

„waste to energy“ informiert über Kraftstoff 
aus Abfall und Biomasse

Die gestiegenen Strom- und Kraftstoffpreise der vergangenen
Monate zwingen vor allem Unternehmen mit hohem Energie -
verbrauch oder eigenem Fuhrpark zum Umdenken. Der Roh -
stoff Abfall kann eine Lösung für den preiswerten und gleich-
zeitig umweltfreundlichen Nachschub für Kraftwerke und
Fahrzeuge sein. Auf der zweiten internationalen Fachmesse
und Konferenz für Energie aus Abfall und Biomasse „waste to
energy“ am 7. und 8. Dezember 2005 in der Messe Bremen zei -
gen Aussteller Technologien, mit denen Reststoffe aus Haus -
halt, Gewerbe und Industrie nutzbar gemacht werden können.

„Bei der Erzeugung von Kraft-
stoffen aus Abfall handelt es sich
um Energierückgewinnung und
die Schaffung eines neuen Pro -
duktes gleichzeitig“, erklärt Pro -
fessor Gottfried Paffrath von der
Fachhochschule Darmstadt, wa-
ste-to-energy-Experte und wis-
senschaftlicher Leiter der Bre-
mer Konferenz. „Mit der Ver -
wertung des Rohstoffs Abfall,
der uns in großen Mengen ko-
stengünstig zur Verfügung steht,
findet somit auch eine Wert-
schöpfung statt: ein vermarktba-
res Produkt entsteht.“

Das südkoreanische Unterneh -
men EOS System, das gerade ei-
ne Niederlassung in Deutschland
eröffnet, beschäftigt sich mit der
Produktion von Diesel aus
Kunststoffabfällen. Das paten -
tierte Verfahren setzt auf die so
genannte Pyrolyse, ein Prozess,
der auch als Entgasung bezeich -
net wird. Kohlenstoffhaltige Ver-
bindungen wie Abfälle werden
unter Ausschluss von Sauerstoff
bei Temperaturen zwischen 500
und 900 Grad Celsius zersetzt. In
dem von EOS System ent-
wickelten Verfahren wird mittels
Pyrolyse gasförmiger Kraftstoff
aus Kunststoffresten erzeugt, der
anschließend abgekühlt und zu

Diesel raffiniert wird. Zehn Pro -
zent dieses Kraftstoffs, der sich
für die Fahrzeugbetankung eig-
net, sind nach Aussage des Un -
ternehmens ausreichend, um den
Zersetzungsprozess zu betrei-
ben. Das Besondere bei dem
Verfahren ist eine Förderschnek-
ke, die durch den geregelten
Fluss der Abfälle für höhere Si-
cherheit und gesteigerte Verar-
beitungskapazität sorgt. Dadurch
kann das System 24 Stunden oh-
ne Unterbrechung laufen. 

Neben EOS System stellen
weitere Firmen Verfahren zur
Herstellung von Fahrzeugkraft-
stoff aus Abfällen auf der „waste
to energy“ vor. Darüber hinaus
beschäftigen sich die mehr als 90
Aussteller mit der thermischen
Verwertung in Müllheizkraft-
werken, der Aufbereitung von
Ersatzbrennstoffen, die in ener-
gieintensiven Branchen wie der
Zementindustrie fossile Ressour-
cen wie Kohle ersetzen, und mit
der Produktion von Biogas. Das
Konferenzprogramm umfasst
mehr als 80 Beiträge zu Marktsi-
tuation, Rechtssicherheit, Wirt-
schaftlichkeit, Anlagen- und Ver-
fahrenstechnik und über 20 Po-
sterbeiträge zu aktuellen For-
schungsthemen. r

Bayern bei Abfalltrennung 
„Deutscher Meister“

Müllgebühren mehr als zehn Prozent günstiger als 
der Bundesdurchschnitt

Bayern ist beim Trennen von Abfällen „Deutscher Meister“.
Dies erklärte Bayerns Umweltminister Werner Schnappauf in
Hof anlässlich des 25-jährigen Bestehens des Abfallzweckver -
bandes. Schnappauf: „Bayerns Bürger trennen ihren Abfall
vorbildlich. Ein flächendeckendes Netz von 1.763 Wertstoffhö-
fen und 18.000 Containerstandorte sowie eine funktionierende
kommunale und mittelständische Entsorgung sorgen für den
Erfolg der Abfall-Trennung. 

Bayern hat Schnappauf zufol -
ge durch die getrennte Samm -
lung von Abfällen die Restmüll -
menge in den letzten Jahren von
4,9 Millionen Tonnen auf 2,4
Millionen Tonnen halbiert, die
Wertstoffmenge pro Einwohner
seit 1990 hingegen von 116 Ki -
logramm auf 322 Kilogramm
nahezu verdreifacht.

Durch das bayerische Er-
folgsmodell sind die Müllge-
bühren bereits seit fünf Jahren
insgesamt weitgehend gleich
geblieben und mehr als 10 Pro-
zent günstiger als der Bundes -
durchschnitt, was gerade in Zei -
ten schwacher Konjunktur und
hoher Arbeitslosigkeit für den
Bürger besonders wichtig ist,
erläutert Schnappauf.

Die Müllgebühren können
nach den Worten des Ministers
stellenweise sogar noch nachge-
ben. Denn die Konkurrenz der
Mitbewerber um den Grünen
Punkt belebt das Geschäft: Bay-
ern hat als eines der ersten Län-
der bereits im Dezember 2004
mit den Firmen Interseroh und
Landbell neben der DSD zwei
Mitbewerber um den ‘’Grünen

Punkt’’ zugelassen. Derzeit zah-
le eine vierköpfige Familie in
Bayern mit 168 Euro jährlich 22
Euro weniger als im Bundes-
durchschnitt, so Schnappauf
weiter.

Rentable Abfallkonzepte
im Fokus

In der derzeit geführten bun-
desweiten Diskussion um die
Zukunft der getrennten Erfas-
sungssysteme erklärte der Mi-
nister, dass Bayern offen ist 
für Innovationen. Schnappauf:
„Bayern ist allen neuen renta -
blen Abfallkonzepten aufge-
schlossen. Ein neues System
muss allerdings erst den Nach-
weis erbringen, dass es ökolo-
gisch wie ökonomisch eindeutig
besser ist und flächendeckend
zur Verfügung steht.“ 

Dieser Nachweis stehe der-
zeit bei den diskutierten Syste -
men noch aus. „Im übrigen ge-
hen auch die genannten Versu-
che davon aus, dass Glas, Bio-
abfall und Papier weiterhin ge-
trennt gesammelt werden,“ so
der Minister. r
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Verband Kommunale Abfallwirtschaft und Stadtreinigung (VKS):

Kommunen haben 
Neubeginn gut gemeistert 

100 Tage nach Inkrafttreten des Deponierungsverbotes in
Deutschland ziehen die kommunalen Entsorgungsunternehmen
jetzt eine erste Bilanz: „Seit dem 1. Juni wird konsequent Sorge
dafür getragen, dass Abfälle in hochwertigen Abfallbehand -
lungsanlagen thermisch oder mechanisch-biologisch vorbehan -
delt werden und die jahrelang praktizierte Scheinverwertung
von Abfällen beendet ist“, resümierte Dr. Rüdiger Siechau, Vor -
standsvorsitzender des Verbands Kommunale Abfallwirtschaft
und Stadtreinigung (VKS) anlässlich einer Pressekonferenz „100
Tage nach Ende der TASi-Übergangszeit“ in Minden.

Nunmehr und endlich herrsch-
ten wieder einheitliche Bedin-
gungen und klare Spielregeln
für den Umgang mit Hausmüll
und Gewerbeabfall. „Die Kom -
munen haben frühzeitig in zu-
kunftssichere Technologien zur
umweltgerechten Abfallentsor-
gung investiert. Mehr denn je
sind diese Behandlungsanlagen
heute die Garanten einer verläss-
lichen umweltgerechten Abfall-
entsorgung zu angemessenen
und stabilen Preisen.“ Anders
als bei den in jüngster Zeit 
kräftig gestiegenen Preisen für
Gewerbeabfälle profitierten
langjährige Kunden kommuna-
ler Anlagen heute von weitge-
hend stabilen Preisen und Ge-
bühren für die Abfallbehand-
lung in den modernen Behand-
lungsanlagen.

Drastische Erhöhung

Durch die neue Gesetzeslage
hat sich die Menge der angelie -

ferten Gewerbeabfälle in vielen
Müllverbrennungsanlagen dra-
stisch erhöht: Mitgliedsunter-
nehmen des Verbandes melde-
ten in Einzelfällen Steigerungen
bis zu 400 Prozent. 

Entsorgungsnachweise

„Dieser Trend wird sich noch
fortsetzen“ vermutet Siechau.
„Auffällig ist, dass momentan
von den Entsorgern verstärkt
Entsorgungsnachweise zur Be -
seitigung über die gleichen Ab-
fallarten gestellt werden, die
bislang über Verwertungsnach-
weise angeliefert wurden.“ 

Kapazitätsengpässe

Da die meisten Müllverbren-
nungsanlagen mit der Verbren-
nung der kommunalen Restab-
fälle bereits zum Großteil aus-
gelastet sind, hat die neue Situa-
tion regional zu erheblichen Ka -
pazitätsengpässen für Gewerbe-

abfälle geführt. Dennoch wur-
den Beseitigungsabfälle aus
dem Gewerbe nach Wissen des
Verbandes bisher nicht zurück-
gewiesen, wohl aber Abfälle zur
Verwertung. „Trotz zahlreicher
Anfragen sind viele Anlagen zu
einer Annahme zusätzlicher
Mengen einfach nicht in der La -
ge. Hier haben bestehende Ver -
träge Vorfahrt“, kommentiert
Siechau die derzeitige Situation. 

Bei der Qualität der angelie -
ferten Abfälle aus dem Gewerbe
sei zu beobachten, dass die
Heizwerte langsam anstiegen
und neben Sortierresten auch
vermehrt hochkalorische Kunst-
stoffabfälle entsorgt würden. 

Leichter Druck

In den mechanisch-biologi-
schen Behandlungsanlagen der
Verbandsmitglieder sei die 
Menge des angelieferten Ge-
werbeabfalls dagegen bisher re -
lativ stabil geblieben. Erst in
jüngster Zeit werde ein leichter
Druck aus dem gewerblichen
Erzeugerbereich spürbar, so
Siechau.

Gewaltige Investitionen

Die kommunale Abfall- und
Entsorgungswirtschaft hat in
den letzten Jahren für den Bau
zahlreicher moderner Behand-
lungsanlagen gesorgt. Es wur-
den gewaltige Investitionen
vorgenommen, um die Entsor-
gung der kommunalen Abfälle
gewährleisten zu können. 

Die Anzahl der Müllverbren-
nungsanlagen hat sich gegenü-
ber 1990 beinahe verdoppelt.
Seit 2003 sind allein 13 Müll-
verbrennungsanlagen und 22

mechanisch-biologische Ab-
fallbehandlungsanlagen hin-
zugekommen. Im nächsten
Jahr werden voraussichtlich 73
Müllverbrennungsanlagen in
Betrieb sein. Davon befinden
sich rund 75 Prozent in kom-
munaler Hand oder werden mit
kommunaler Beteiligung be-
trieben.

Kommunen in der Pflicht

Die notwendigen Kapazitäten
sind noch nicht überall endgül-
tig fertig gestellt. Einige Anla -
gen befinden sich noch im Bau.
Hier blieben die Kommunen in
der Pflicht. „Aber auch gewerb-
liche und industrielle Abfaller -
zeuger sollten sich endlich Ihrer
Verantwortung stellen, und für
ihre Abfälle ausreichend Be -
handlungskapazitäten schaffen“,
fordert Siechau. 

Hilfsmaßnahmen

Insgesamt zeigt er sich jedoch
optimistisch, dass sich die der -
zeitige Engpasssituation durch
die Inbetriebnahme der sich
noch im Bau befindlichen Anla-
gen normalisieren wird. Auch
eine Steigerung der Mitverbren -
nungskapazität für Sekundär -
brennstoffe, der Ausbau der
Bioabfallsammlung sowie ei-
ne intensivere Abtrennung von
verwertbaren Gewerbeabfällen
könnten helfen, die derzeitige
Situation zu entspannen. 

Fruchteten diese Maßnah-
men nichts, dann liege es in
den Händen der Bundesregie -
rung, der kommunalen Entsor-
gungswirtschaft wieder mehr
oder die alleinige Zuständig-
keit im Bereich der Gewerbe-
abfälle einzuräumen. Denn die -
se stehe für eine ökologisch
sinnvolle, ökonomisch trag-
fähige und im Sinne der Bürge-
rinnen und Bürger nachvoll-
ziehbar und praktikabel ge-
staltete Abfallwirtschaft vor
Ort, zu sozialverträglichen Ge -
bühren, schloss Siechau. KK

Mit Hilfe bayerischer Abfallexperten:

Mülllawine in São Paulo
zum Stillstand bringen

Die Müll-Lawine der brasilianischen Metropole São Paulo soll
mit Hilfe bayerischer Abfallexperten zum Stillstand gebracht
werden. Ein entsprechendes Konzept zur Abfallvermeidung
und -entsorgung präsentierte Bayerns Umweltminister Werner
Schnappauf heute seinem brasilianischen Amtskollegen José
Goldemberg in São Paulo. 

Schnappauf: „Bayerische Ab-
fall-Experten haben gemeinsam
mit ihren brasilianischen Kolle-
gen die Abfallsituation São Pau -
los eingehend analysiert. Täg -
lich fallen in dem 20 Millionen
Einwohner zählenden Ballungs-
raum 15.000 Tonnen Siedlungs-
abfälle an - also rund drei Mal
so viel wie in ganz Bayern. Die-
ser Abfall wird bisher unbehan -
delt auf einer innerstädtischen
Zentraldeponie abgelagert. Jetzt
haben unsere Experten ein an
den hohen bayerischen Stan -
dards orientiertes Abfallwirt-
schaftskonzept entwickelt, das
die Missstände beseitigen hilft
und so die Lebensqualität in der
Millionenmetropole verbes-
sert.“ Für die Umsetzung des
Konzepts werden sich auch
bayerische Firmen bewerben.
Gerechnet wird mit einem Auf-
tragsvolumen von mehreren
Milliarden Euro. 

Dem Kollaps nahe

Das Entsorgungsproblem São
Paulos wird immer drängender:
Die inzwischen auf eine Höhe
von 100 Metern angewachsene
und 15 Hektar große Zentralde-
ponie kann bald keinen Müll
mehr aufnehmen; zudem ist die
Errichtung neuer Deponien er -
schwert, weil etwa 30 Prozent
der Fläche São Paulos als Trink-
wasser-Reservoir ausgewiesen
sind. Schnappauf: „São Paulo
braucht dringend ein Konzept,
um die anfallende Müllmenge
zu verringern. Zu einer moder-
nen Abfallwirtschaft gehört
Mülltrennung und Recycling
genauso wie die thermische Be-
handlung in einer Müllverbren -
nungsanlage.“ 

Schnappauf und Goldemberg
haben im vergangenen Dezem-
ber in São Paulo eine bayerisch-
brasilianische Abfallkooperati-
on vereinbart. Daraufhin infor-
mierten sich bereits im Februar
2005 Experten aus São Paulo
im Freistaat über die bayerische
Praxis und die zugehörigen Ge-
nehmigungs- und Kontrollver -
fahren. Im Anschluss daran ha-
ben bayerische Abfallexperten
gemeinsam mit ihren brasiliani-
schen Kollegen die Situation
vor Ort analysiert und ein an die
lokalen Gegebenheiten ange-
passtes Entsorgungskonzept für
São Paulo entwickelt. Jetzt soll
zügig mit der Umsetzung des

Konzeptes unter Einbeziehung
der Öffentlichkeit begonnen
werden.

Gemeinsame Erklärung

Der brasilianische Bundes-
staat São Paulo ist seit kurzem
auch Mitglied im Netzwerk
der weltweit dynamischsten
und innovativsten Wirtschafts-
regionen aus vier Kontinenten.
Ministerpräsident Edmund
Stoiber und São Paulos Gou-
verneur Geraldo Alckmin ha-
ben im September eine ge-
meinsame Erklärung zur Auf-
nahme São Paulos in den Ver-
bund der Partnerregionen Bay -
ern, Kalifornien, Québec, Shan-
dong, Westkap und Ober-
österreich unterzeichnet. 

Der Bundesstaat São Paulo
mit seinen 40 Millionen Ein-
wohnern ist die führende Wirt-
schaftsmetropole Brasiliens und
zugleich das größte Wirtschafts-
zentrum in ganz Lateinamerika.
Mit einem Bruttoinlandspro -
dukt von rund 150 Milliarden
US-Dollar erwirtschaftet São
Paulo über ein Drittel der ge-
samten Wirtschaftskraft Brasili-
ens und übertrifft damit deutlich
jedes andere Land Südameri-
kas. Schnappauf: „Brasilien bie-
tet große Chancen für unsere
bayerische Wirtschaft und den
Export. Gerade São Paulo als
Brasiliens Wirtschaftsmotor hat
großes Interesse an bayerischer
Umwelttechnologie und sucht
Partner für Investitionen.“

Enge Partnerschaft

Brasilien und Bayern verbin-
det seit vielen Jahren eine enge
Freundschaft und gute Partner-
schaft. Brasilien zählt zu den
zehn größten Wirtschaftsnatio-
nen Welt und ist der wichtigs-
te Handelspartner Bayerns in
Südamerika. Der bayerische
Handel mit Brasilien erreichte
im Jahr 2004 mit 1,1 Milliarden
Euro eine neue Rekordmarke:
Bayern exportierte 2004 Waren
im Wert von 727 Millionen Eu-
ro und importierte Waren im
Wert von 369 Millionen Euro.
800 deutsche Unternehmen mit
250.000 Mitarbeitern machen
São Paulo zum größten deut-
schen Industriestandort im Aus-
land. Bei den deutschen Investi-
tionen in São Paulo ist Bayern
überproportional vertreten.     r

mindernde Einbauten vorse -
hen. „Viele Städte haben auf
Grundlage der bisher gelten-
den Regelungen bereits Lärm-
minderungspläne erstellt“ so
TÜV SÜD-Fachmann Dr. Fie-
derer. „Darauf können sie nun
aufbauen.“

Eile ist geboten

Die ersten Lärmkarten nach
dem neuen Recht müssen von
kommunaler Seite im Juni 2007
vorgelegt werden, die entspre-
chenden Aktionspläne im Juli
2008. „Das ist auf den ersten
Blick noch lange hin“, sagt Dr.
Erich Kämmerer, Umweltex -
perte von TÜV SÜD. „Dennoch
ist Eile geboten, weil für das Er-
stellen einer Lärmkarte umfang-
reiche Daten zu erheben sind.“
Für den entsprechenden Aus-
tausch von Informationen zur
EG-Umgebungslärmrichtlinie
sorgte TÜV SÜD mit einem
Workshop am 11. Oktober in
Darmstadt. Hier wurden vielfäl-
tige Fragen zur EG-Umge-

bungslärmrichtlinie behandelt:
Wie sind Verkehrslärm,
Fluglärm und Industrielärm zu
kartieren und zu bekämpfen?
Auf welche Regelwerke können
Kommunen zurückgreifen?
Welche Möglichkeiten zur Kar-
tierung bietet die EDV? 

Hilfe von Experten

Die Umweltexperten von
TÜV SÜD stehen Kommunen 
mit Dienstleistungen rund um
Geräuschimmissionen und -
emissionen seit vielen Jahren
mit ihrer Erfahrung zur Seite -
beim Erstellen von Umweltbe-
richten ebenso wie mit konkre-
ten Gutachten zu Einzelfällen
oder in Fragen der kommunalen
Bauleitplanung. Beim Erstellen
der Lärmkarten und Aktionsplä-
ne helfen die Fachleute von
TÜV SÜD ebenfalls weiter. 

Weitere Informationen bei:
Dr. Erich Krämer, Tel. 06 196 /
498 - 545, E-Mail: erich.krae-
mer@tuev-sued.de oder im In -
ternet: www.tuev-sued.de r

In Ballungsräumen:

Feste Termine für
Lärmkarten

EG-Umgebungslärmrichtlinie lässt Kommunen 
aufhorchen

München. Die EU soll leiser werden. Die EG-Umgebungslärm -
richtlinie, die in Deutschland bereits in nationales Recht umge-
setzt ist, nimmt vor allem die Kommunen in die Pflicht. Sie
müssen Schallquellen detailliert erfassen und entsprechende
Aktionspläne erstellen. Nach Einschätzung von TÜV SÜD
wird dabei insbesondere das Thema Verkehrslärm in den Mit -
telpunkt rücken. 

Dauerbeschallung ist nicht
nur lästig. Sie kann auch krank
machen. Laut Umweltbundes-
amt sind in Deutschland rund
zwölf Millionen Menschen in-
folge von Verkehrslärm einem
erhöhten Risiko für Herzkrank-
heiten ausgesetzt. Die Richtlinie
2002/49/EG (Umgebungslärm-
richtlinie) fordert, dass die Ge-
räuschbelastung in Ballungsräu-
men wirksam reduziert wird. 

Umsetzung in gültiges
Bundesrecht

„Vor einigen Jahren ließ be-
reits die EG-Outdoor-Richtlinie
aufhorchen, die sich mit den
Emissionen von rund 60 Ma -
schinentypen befasst“, sagt Diet-
mar Fiederer, Umweltexperte bei
der TÜV Industrie Service
GmbH der TÜV SÜD Gruppe.
„Die Umgebungslärmrichtlinie
packt die Problematik nun von
den Immissionen her an.“

Mit dem neuen Paragraphen 47
des Bundesimmissionsschutzge-
setzes ist die Richtlinie bereits
in gültiges Bundesrecht umge-
setzt. Auch wenn detailliertere
Vorgaben in Form von Verord-
nungen noch in Arbeit sind -
klar ist: Das neue Recht ver -

pflichtet vor allem Städte,
Straßenbaulastträger, Flugha-
fen- und Bahnbetreiber dazu,
für mehr Ruhe zu sorgen.

Vereinfacht dargestellt müs-
sen die Kommunen in einem er -
sten Schritt besonders lärmbela-
stete Gebiete identifizieren und
so genannte Lärmkarten erstel-
len und in einem zweiten Schritt
einen Aktionsplan zur Reduzie-
rung der Lärmbelastung ent-
wickeln. „Hier müssen große
Städte handeln“, betont Dr. Fie-
derer. „Inwieweit das Ganze
kleine Kommunen trifft, ist im
Moment noch ungeklärt.“ Offen
sind bislang auch konkrete
Lärmgrenzwerte. Hier macht
die EG-Richtlinie keine Aussa -
gen, sondern lässt den Mit-
gliedsländern freie Hand. 

Wertvolle Basis

Relativ freie Hand haben
auch die Kommunen bei der
Bekämpfung der Lärmquellen.
Ein kommunaler Aktionsplan
kann beispielsweise den Bau 
einer Umgehungsstraße, die Be-
schränkung des Schwerlastver -
kehrs auf geräuscharme Last-
wagen oder eine Vereinbarung
mit Fabrikbetreibern über lärm-
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Kommunale Verantwortung
für Wasserversorgung

und Abwasserentsorgung
Von Jörg Schuchardt, aquaKomm GmbH& Co KG

Die öffentliche Wasserver- und Abwasserentsorgung ist in
Deutschland eine Pflichtaufgabe der Kommunen. Bundesweit
werden große Anstrengungen unternommen, diese Auffassung
auch in die Überlegungen für europäische Regelungen einzu -
bringen und dort zu verankern.

Als Schlüssel zur Überzeu -
gung der Verantwortlichen auf
europäischer Ebene gilt nach
allgemeiner Auffassung unter
anderem der Nachweis der Effi -
zienz. Das heißt, die Abläufe ei -
ner Wasserversorgung, aber
auch der Abwasserentsorgung
so zu gestalten, dass sie für das
Unternehmen oder die dafür
Verantwortlichen transparent und
nachvollziehbar werden. Nur
über eine prozessorientierte Be -
trachtung kann die Wirtschaft -
lichkeit einzelner Aufgaben
nachgewiesen werden. 

Die Weichen gestellt

Viele Versorgungsunterneh -
men haben die Weichen hierfür
bereits gestellt. Als wichtiges
Zeichen gilt die Effizienz- und
Qualitätsuntersuchung der kom -
munalen Wasserversorgung in
Bayern. Allerdings muss auch
festgestellt werden, dass insbe-
sondere kleinere Wasserversor-
ger diese Entwicklung noch im -

mer mit skeptischem Abstand
beobachten. Vergleichbares gilt
für die Abwasserentsorgung
und -behandlung.

Mehr Kostensicherheit

Warum ist es aber notwendig,
die Beobachtungsposition zu
verlassen und die längst überfäl-
lig gewordene Umsetzung auch
im eigenen Bereich aktiv zu be-
treiben?

Größere Transparenz führt
zu mehr Kostensicherheit und
eröffnet die Möglichkeit zur
wirklichen Kosteneinsparung.
Nur wenn die Prozessschritte
im einzelnen bekannt sind, kön-
nen auch Überlegungen zu ihrer
Vereinfachung oder Rationali -
sierung greifen.

Gesetzgeberische
Anforderungen

Die genaue Kenntnis und
Übersicht der Abläufe im Was-
serwerk garantiert zum einen die

Kalkulation eines Aufwand be-
zogenen (echten) Wasserprei-
ses sowie andererseits, dass die 
Anforderungen des Gesetzgebers
nach Qualität und Versorgungssi-
cherheit eingehalten werden. 

Unabhängig von den rein
wirtschaftlichen Überlegungen
kommt natürlich dem techni-
schen Zustand von Anlagen und
Netzen die größte Bedeutung zu.
Leider ist es oft noch die Regel,
dass Reparatur- oder Instandset-
zungsmaßnahmen nicht syste -
matisch geplant werden. 

Aktionistisches Handeln

Erst dann, wenn wirkliche
Probleme auftreten (z. B. bak-
teriologische Befunde), oder
wenn die Rohrnetzverluste
Größenordnungen erreicht ha-
ben, die nicht mehr zu verant-
worten sind, wird, dann aber
meist aktionistisch, gehandelt.

Voraussetzungen für die Einhal-
tung der gesetzlichen und techni-
schen Forderungen an öffentliche
Ver- und Entsorgungseinrichtun-
gen, insbesondere an die Qualität
des Trinkwassers sind
l leistungsfähige Betriebsein-
richtungen
l ein ordnungsgemäßer und
qualifizierter Betrieb
l eine laufende Qualitätskon-
trolle und -sicherung.

Anlagen-, Netzerneuerung
und Kostendeckung sind die
wesentlichen Schlüsselworte.
Damit bietet es sich gerade für
Gemeinden mit einer einge-
schränkt verfügbaren Fachkapa-
zität an, in regelmäßigen Ab-
ständen eine systematische Un-

tersuchung ihrer Ver-, oder auch
der Entsorgungsanlagen durch
Fachleute mit eigener großer
Betriebserfahrung durchführen
zu lassen.

Schwachstellenanalyse

Im Ergebnis liegt eine Zu-
standsübersicht mit einer Schwach-
stellenanalyse vor. Die erkann-
ten Schwachstellen werden be-
nannt und mit Bürgermeister
und Gemeinderat besprochen. 

Ihre Kenntnis erlaubt eine
rangmäßige Einordnung nach
Dringlichkeit und Kostenhöhe
für einzelne Maßnahmen. Der
Bürgermeister wird die Untersu-
chungsergebnisse als Planungsin-
strument für die Aufstellung des
Gemeindehaushalts (Ver-, Ent-
sorgung) nutzen.

Eine Aufwand bezogene Kal-
kulation von Wasserpreis und
Abwassergebühr ist möglich.
Maßnahmen mit einem höheren
Finanzierungsaufwand können
langfristig vorbereitet und umge-
setzt werden. 

Finanzierung

Dieser Aspekt gewinnt immer
stärker an Bedeutung, da in Zu-
kunft nicht mehr mit Finanzmit-
telzuweisungen aus der staatli-
chen bayerischen Wasserwirt-
schaftverwaltung gerechnet wer -
den darf. Damit muss die ge-
samte Finanzierung von Auf-
wendungen für die Wasserver -
sorgung und Abwasserentsor-
gung einschließlich aller Er-
neuerungs- und Sanierungs-
maßnahmen vom Kunden ge-
tragen werden.

Potenziale erschließen

Mit dem Nachweis geord-
neter Verhältnisse und zielge-
richteter Maßnahmen ist auch
das Problem eines möglichen
Organisationsverschuldens be-
herrschbar. Es lohnt sich darü-
ber hinaus nachzudenken, wo
generell Potenziale einer ver -

stärkten Zusammenarbeit er -
schlossen werden können. 

Erhebliche Möglichkeiten zur
weiteren Verbesserung der Wirt
schaftlichkeit liegen in der Zu-
sammenarbeit mit Partnern. Die
Aufgabenerledigung reicht von
der Organisation des Bereit-
schaftsdienstes bis hin zur Ver -
gabe von Betriebsführungen
aber auch bei Aufgaben, bei de-
nen es sich nicht um sog. Rou-
tineaufgaben handelt. Hierzu
zählen beispielsweise
l Fachberatungen für Was-
serschutzgebiete, beginnend 
bei der örtlichen Festlegung 
bis hin zur Ausweisung der 

Schutzgebietsverordnung
l Inspektion von Wasserge-
winnungs-, Speicher-, Pump-
und Netzanlagen 
l Planung und Bauüberwa-
chung von Brunnen, Behältern
und Anlagen 
l gemeinsame Nutzung von
Anlagen, Maschinen oder Vor-
haltematerialien.

Es ist eine der wesentlichen
Aufgaben und Zielsetzungen
von aquaKomm, zusammen mit
seinen Gesellschaftern zur indi-
viduellen Lösung solcher Fra-
gestellungen unter Beibehal-
tung der kommunalen Eigen -
ständigkeit beizutragen. r

Kommunale Verantwortung für die 
Wasserver- und Abwasserentsorgung

wahrnehmen heißt
l Schaffung klarer Kostenstrukturen
l Prüfung der eigenen Effizienz
l Aufbau und Erhalt leistungsfähiger Betriebseinrichtungen
l Personal qualifizieren
l laufende Qualitätssicherung und -kontrolle
l Wasserpreise am tatsäch lichen Aufwand orientieren (unter
Berücksichtigung entfallender staatlicher Zuschüsse)
l Angebote der Zusammenarbeit suchen. r

Klärschlammentsorgung
mit Augenmaß angehen 

Städtetag lehnt Zwangsausstieg aus landwirtschaftlicher
Verwertung ab - Gebührenanstieg wäre unzumutbar

Abgelehnt hat der Bayerische Städtetag einen neuen Vorstoß
der Staatsregierung, die landwirtschaftliche Klärschlammver -
wertung in Bayern möglichst rasch zu beenden. Der Verband
plädiert dafür, das Problem differenziert anzugehen, weil die
größeren Städte den Klärschlamm weitgehend verbrennen,
während die kleineren Städte und Gemeinden in ländlichen
Gebieten nach wie vor auf eine landwirtschaftliche Verwertung
angewiesen sind.

In Bayern fallen derzeit jähr-
lich ca. 300.000 Tonnen ge-
trockneter Klärschlamm an. 28
Prozent davon werden als land-
wirtschaftlicher Dünger ver -
wendet. Der Rest wird etwa zu
gleichen Teilen im Landschafts-
bau verwertet oder in Kohle -
kraftwerken bzw. Müllheiz -
werken verbrannt. Die Staatsre -
gierung hatte bereits im Jahr
2001 beschlossen, die landwirt-
schaftliche Klärschlammver -
wertung bis zum Jahr 2005 zu
beenden.

Schnappaufs Vorstoß

Einen erneuten Vorstoß von
Umweltminister Dr. Werner
Schnappauf von Anfang Juni
2005 zum Ausstieg aus der
landwirtschaftlichen Verwer -
tung haben die kommunalen
Spitzenverbände deutlich abge-
lehnt. 

Sie rechneten vor, dass die
Bürger/innen vor allem in klei-
neren Gemeinden mit Ge-
bührensteigerungen zwischen
28 und 50 Cent pro Kubikmeter
Abwasser rechnen müssten.
Dem Umweltminister wurde
weiter entgegengehalten, dass
sein Argument des Verbraucher -
schutzes nicht überzeugt. Ein
bayerischer Alleingang helfe

nämlich nichts, wenn Klär -
schlämme nach Osteuropa ex-
portiert und die dort produzier -
ten Lebensmittel dann in den
deutschen Regalen landen wür-
den.

Anreizsysteme entwickeln

Eine differenzierte Betrach-
tung der Klärschlammprob-
lematik mahnte der Ausschuss
der kreisangehörigen Städte im
Bayerischen Städtetag an: Wäh-
rend die größeren Städte Bay-
erns in den vergangenen Jahren
den Ausstieg aus der landwirt-
schaftlichen Verwertung durch
alternative Entsorgungswege
erfolgreich und mit akzeptablen
Mehrkosten vollzogen hätten,
sei ein freiwilliger Ausstieg aus
der landwirtschaftlichen Ver -
wertung für die kleineren Städte
derzeit politisch nicht machbar.

Für sinnvoll hält es der Städ-
tetag, Anreizsysteme zu ent-
wickeln, um eine weitere Redu-
zierung der landwirtschaftli-
chen Klärschlammverwertung
auf kommunalverträglichem
Wege zu erreichen. Außerdem
müsste man verstärkt nach
möglichst kostengünstigen al-
ternativen Entsorgungswegen
suchen. r

Bestnoten für
Bayerns Wasser
Bei der Versorgung mit Trinkwasser stimmen

Qualität und Preis, die Zuverlässigkeit der 
Versorgung erreicht Spitzenwerte 

Bayerns Wasserversorgung ist sehr gut, sicher und günstig.
„35 Cent weniger pro Kubikmeter als im Bundesdurch-
schnitt zahlen bayerische Bürger für ihr Wasser“, machte
Umweltminister Werner Schnappauf  zum Start der Aus -
stellung H2Over im Siemens-Forum deutlich.

Gute Noten gab es jetzt für Bayerns Wasserversorger auch
von Wirtschaftsprüfern. Bei der Versorgung mit Trinkwasser
stimmen im Freistaat die Qualität und der Preis, die Zuver -
lässigkeit der Versorgung erreicht Spitzenwerte. Mit Koope-
rationen beim Materialeinkauf bis zur gemeinsamen techni -
schen Leitwarte oder der kaufmännischen Betriebsführung
sparen die Versorger nachweisbar Kosten, ohne die Qualität
zu vermindern. „Solche (Teil-)Privatisierungen zum Kosten -
sparen sind durchaus schon gängige Praxis und sollen wei-
ter verstärkt werden“, erklärte der Minister. Einer völligen
Freigabe des Wassermarktes erteilte Schnappauf erneut eine
klare Absage. Aus Kostengründen drohten sonst schlechte-
res Trinkwassers, weniger Grundwasserschutz, weniger orts -
nahe Versorgung oder ein Nachlassen bei Instandhaltung
und Netzerneuerung. 

Bewertungskriterien

An der Studie zur „Effizienz- und Qualitätsuntersuchung der
kommunalen Wasserversorgung in Bayern (EffWB)“ sind das
Bayerische Umweltministerium, das Landesamt für Umwelt,
der Verband Bayerischer Gas- und Wasserwerke (VBGW), der
Bayerische Städtetag und der Bayerische Gemeindetag als
Projektträger beteiligt. Die Untersuchungen wurden von der
Nürnberger Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Rödl und Partner
durchgeführt. Unabhängige Fachprüfer nahmen die Leistungs -
fähigkeit der Versorger gründlich unter die Lupe.

Bewertet werden nicht nur wichtige betriebswirtschaftliche
Daten, sondern auch die Sicherheit der Versorgung, die Qua-
lität des Trinkwassers und der Schutz der Grundwasserres-
sourcen. Auch die Kundeninformation und der Service gehen
mit ein. Rund 2500 kommunale Versorgungsunternehmen mit
über 3500 Gewinnungsanlagen versorgen Bayerns Bürgerin -
nen und Bürger zuverlässig mit sauberem Trinkwasser zu ei-
nem vergleichsweise günstigen Preis. Er liegt im Schnitt bei
1,35 Euro pro Kubikmeter. r
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Rasch gefunden ist halb beseitigt
Lecks schnell und zuverlässig erkennen mit Siwa Plan Leak von Siemens 

Das Lecküberwachungssystem „Siwa Plan Leak“ erkennt und
ortet Lecks in Wasserpipelines und Wassernetzen schnell und
zuverlässig. Dafür nutzt das Software-Tool des Siemens-Be -
reichs Industrial Solutions and Services (I&S) eine Kombina-
tion verschiedener Verfahren, die zur Detektion großer Lecks
ebenso geeignet ist wie für schleichende Wasserverluste. 

Siwa Plan Leak ist als modu-
lare Erweiterung der bestehen-
den Leit- und Automatisierungs-
technik konzipiert und verwen-
det die vorhandene Sensorik.
Das Tool kann mit Siemens-
Leittechnik genauso eingesetzt
werden wie mit Systemen ande-
rer Anbieter. Eine intelligente
Auswertelogik hilft unnötige
Fehlalarme zu vermeiden. 

Anforderungsprofile

Die Leistungsfähigkeit und
Wirtschaftlichkeit von Was-
serpipelines und Wassernetzen

hängt entscheidend von der si -
cheren und schnellen Erken-
nung und Ortung von Lecks ab.

Bilanzverfahren

An ein Lecküberwachungssy-
stem (Leak Detection System;
LOS) werden zwei gegensätzli-
che Anforderungen gestellt: Ei-
nerseits sollen große Wasserver -
luste sehr schnell erkannt wer-
den, andererseits muss das Sy-
stem auch gegenüber klei-
nen und schleichenden Lecks
empfindlich sein. Siwa Plan Le-
ak von Siemens verwendet da-

für eine an die individuel-
len Anforderungen einer Anla ge
anpassbare Kombination 
von Erkennungsalgorithmen.

Dazu gehören verschiedene
Massenbilanzverfahren (kom-
pensiert, nicht kompensiert, sta -
tistisch) und Verfahren hin-
sichtlich Durchflussänderung,
Druckabfall, Druckwellen und
Druck-Durchfluss. Die Algo-
rithmen beziehen die erforderli-
chen Messdaten für Druck,
Durchfluss und Temperatur aus
der in der Anlage installierten
Prozessinstrumentierung. Zu-
sätzliche Sensoren oder Verka-
belungen sind nicht erforder -
lich. Das System verwendet ei-
nen intelligenten Auswertungs-
prozess, der unnötige Fehlalar -
me vermeiden hilft. 

Präzise 
Entscheidungsgrundlage

Damit liefert Siwa Plan Leak
dem Bedienpersonal eine präzi-
se Entscheidungsgrundlage, um
bei einer Leckage schnell die
richtigen Gegenmaßnahmen zu
ergreifen. Dies erhöht die Be -
triebssicherheit der Wasserpipe-
lines und -netzwerke und damit
auch die Versorgungssicherheit.
Darüber hinaus werden Folge-
schäden wie das Unterspülen
von Fundamenten weitgehend
vermieden. 

Siwa Plan Leak wird auf ei-
nem handelsüblichen PC ausge-
liefert und kann problemlos
über standardisierte Schnittstel-

len wie zum Beispiel OPC an
das bestehende Leitsystem an-
gebunden werden. Die grafi-
sche Benutzeroberfläche orien-
tiert sich an der Bediener -
führung von Simatic PCS7 und
WinCC. Dies reduziert den
Schulungsaufwand beim An-
wender. Der modulare Aufbau
von Siwa Plan Leak ermöglicht
einen problemlosen Einsatz
auch in einer Automatisierungs-
umgebung mit Produkten ande-
rer Anbieter und vereinfacht die
Systemanpassung bei veränder -
ten Anforderungen, beispiels-
weise bei Umbauten oder Er-
weiterungen. Weitere Informa -
tionen unter: http://www.sie -
mens.de/water 

Der Siemens-Bereich Indu-
strial Solutions and Services
(I&S) ist der System- und Lö-
sungsintegrator für Anlagen der
Industrie und Infrastruktur und
weltweiter Dienstleister für das
Anlagengeschäft von der Pla -
nung und der Errichtung über
den Betrieb und den gesamten
Lebenszyklus. I&S nutzt dafür
elektrotechnische Produkte an-
derer Siemens-Bereiche, um
Produktivität und Wettbewerbs-
fähigkejt von Unternehmen in
den Branchen Metallurgie,
Wasseraufbereitung, Zellstoff
und Papier, Öl und Gas, Schiff -
bau, Tagebau sowie Straßenver -
kehrstechnik und Industrielle
Dienstleistungen zu steigern.
Bei einem Umsatz von 4,290
Milliarden Euro beschäftigte
I&S im Geschäftsjahr 2004 (30.
September) weltweit 30.000
Mitarbeiter. Weitere Informatio-
nen und Download unter:
www.industry.siemens.de r

Die Minister Siegfried Schneider (2. v. l.) und Werner 
Schnappauf (2. v. r.) bei der Verleihung des Förderpreises.     r

Adelholzener Förderpreis
für 16 bayerische Schulen

Nur wer genügend und regelmäßig trinkt, bleibt fit und lei-
stungsfähig. Dies betonten Gesundheitsminister Werner 
Schnappauf und Kultusminister Siegfried Schneider in
München bei der Verleihung des „Adelholzener Förderprei-
ses“ an 16 bayerische Schulen.

„Kinder und Jugendliche ver-
bringen täglich viele Stunden im
Unterricht. Wenn der Kopf beim
Lernen raucht, gerät das Trinken
schnell in Vergessenheit. Gerade
in der Schule muss deshalb be-
sonders auf ausreichendes Trin-
ken geachtet werden. Denn wenn
der Durst kommt, leidet der Kör-
per schon unter Flüssigkeitsman -
gel. Bereits ein Wassermangel
von 1 bis 5 Prozent des Körperge-
wichts lässt Herzfrequenz und
Körpertemperatur steigen.“ 

Idealer Durstlöscher

Schnappauf und Schneider
riefen deshalb die Eltern dazu
auf, ihren Kindern neben einem
gesunden Pausenbrot auch genü-
gend zu trinken mit in die Schule
zu geben. Lehrer sollen während
des Unterrichts das Trinken er-
möglichen und auch regelmäßig
aktiv zum Trinken auffordern.
„Trinkgewohnheiten werden im
Kindesalter geprägt. Deshalb
müssen schon frühzeitig die
Weichen richtig gestellt werden.
Wasser - egal, ob Leitungs- oder
Mineralwasser - ist da ein idealer
Durstlöscher“, so die Minister.

Neben dem ausreichenden
Trinken ist nach den Worten der
Minister auch die gesunde
Ernährung der Schüler von es-
sentieller Bedeutung. Schnap -
pauf wies in diesem Zusammen -
hang auf die dramatischen Fol-
gen von Ernährungsmängeln
hin: „Jugendliche, die sich falsch
ernähren und zu wenig bewegen,
sind auf dem direkten Weg, Risi-
kopatienten zu werden. Fettlei-
bigkeit schon im Kindesalter läs-
st nach neuen Studien die Le-
benserwartung um bis zu 12 Jah -
re sinken. Aktuelle Schulein-
gangsuntersuchungen zeigen:

Fast jedes 10. Kind leidet an
Übergewicht. Folgekrankheiten,
wie Diabetes, Herz-Kreislauf-
und Gelenkerkrankungen sind
damit vorprogrammiert. Schon
Fünfjährige bekommen heutzu -
tage Altersdiabetes. All diese Ri-
siken sind durch einen gesund-
heitsbewussten Lebensstil deut-
lich zu verringern, wenn nicht
gar zu vermeiden“. 

Bayern setzt deshalb nach
den Worten Schnappaufs im
Rahmen seiner Gesundheitsi-
nitiative Gesund.Leben.Bayern
auf konsequente Gesundheits-
vorsorge. „Der Kampf gegen
Übergewicht bei Kindern und
Jugendlichen ist eines der zen -
tralen Themen. Kinder und Ju-
gendliche werden im Kinder-
garten, in der Schule, im Frei-
zeitbereich aktiv zu einem ge-
sundheitsbewussten Verhalten
angeregt. Projekte, wie Tiger
Kids im Kindergarten oder das
Schülerunternehmen für gesun-
de Pausenverpflegung ‘’Essen,
was uns schmeckt’’ zeigen den
Weg dazu“, so Schnappauf. 

Stattliches Preisgeld

Der Adelholzener Förderpreis
wird an 16 bayerische Schulen
verliehen, die besonders vor-
bildliche Projekte zu den The-
men „Vollwertige Ernährung“,
„Gesundes Trinken“ und „Aus-
reichende Bewegung“ gestaltet
haben. Für den Adelholzener
Förderpreis spendeten die Adel-
holzener Alpenquellen von je-
der zwischen 1. 3. und 30. 5.
verkauften Kiste Mineralwas-
ser, Apfelschorle und Sport-
schorle jeweils 10 Cent. So kam
ein stattliches Preisgeld von
80.000 Euro (5.000 Euro pro
Schule) zusammen. r

Bei Hochwasser:

Bayerns Stauseen erfüllen
Schutzfunktionen

Bayerns Stauseen dienen nicht nur der Erholung oder der
Stromerzeugung. Besonders die Wasserspeicher des Voral -
penlandes übernehmen bei Hochwasser eine Schutzfunktion:
Während der starken Regenfälle im August haben ihre Kapa-
zitäten dazu beigetragen, weiteres Unheil abzuwenden, meldet
der Verband der Bayerischen Elektrizitätswirtschaft, VBEW.

Etwa jede fünfte Kilowatt -
stunde Strom, die in Bayern
produziert wird, stammt aus
Wasserkraft: Waren es im
trockenen Sommer 2003 nur
16,3 Prozent, stieg der Anteil 
an der Gesamtstromerzeugung
2004 auf 18,3 Prozent. Im er-
sten Halbjahr dieses Jahres wur-
den die Vorjahreswerte sogar
um 1,3 Prozent übertroffen. Da-
mit ist Wasser nach Kernkraft
die wichtigste Energiequelle
Bayerns und trägt zu einer
Stromproduktion bei, die zu et -
wa 90 Prozent CO2-frei ist.

Ein Ansteigen des Wasser-
kraftanteils aufgrund der üppi -
gen Regenfälle der vergangenen
Wochen ist allerdings nicht zu
erwarten, denn die Kraftwerks-
anlagen können nicht über ihre
technischen Kapazitäten hinaus
Strom erzeugen. Vielmehr kann
Treibgut den Wasserlauf behin-
dern und die Stromerzeugungs-
leistung dadurch sinken, was
sich aber im Jahresdurchschnitt
kaum bemerkbar macht.

Stauseen ermöglichen aber
nicht nur die umweltfreundliche
Stromerzeugung, sie dienen

auch als Trinkwasserreservoir
und wirken bei Hochwasser aus-
gleichend. So kompensieren sie
ohne große Einschnitte in die
Natur Retentionsräume für den
Hochwasserrückhalt, die durch
Versiegelung der Böden - ob
durch Bebauung, Straßenzüge
oder Landwirtschaft - sowie Ein-
griffe in Flussläufe verloren ge-
gangen sind.

Durch aktive Maßnahmen des
Hochwassermanagements wur-
den beim letzten Hochwasser
über 100 Millionen Kubikmeter
in Stauseen in Bayern zurückge-
halten. Das hat vielerorts ein
weiteres Ansteigen der Wasser -
pegel verhindert.

Ein Beispiel ist das 1954 ge-
baute Stauwehr Roßhaupten am
Forggensee. Die dort produzierte
Strommenge entspricht dem Be -
darf von etwa 250.000 Men-
schen. Zugleich kann der Forg-
gensee bei nur einem Meter Pe -
gelunterschied etwa 15 Millio-
nen Kubikmeter Wasser puffern.
So hat er im Lechraum „eine Ka -
tastrophe verhindert“, wie Bay-
erns Umweltminister Werner
Schnappauf betonte. r

Neuburg mit 
zukunftsweisendem Konzept

Mit ihrem neuen Klärwerk hat Neuburg den Grundstein für
ein zukunftsweisendes Konzept der Abwasserbeseitigung und
Klärschlammentsorgung gelegt. Dies betonte Umwelt-Staatsse-
kretärin Emilia Müller bei der Einweihung der neuen Kläran -
lage in Neuburg an der Donau. 

Müller: „Neuburg hat bereits
mit dem neu umgestalteten
Donaukai bewiesen, dass sich
ein Hochwasserschutz-Bau-
werk harmonisch in das Stadt-
bild einfügen lässt. Jetzt wartet
die Stadt auch noch mit Ab-
wasserwerten auf, die weit un-
ter den gesetzlichen Vorgaben
und teilweise um bis zu 95
Prozent unter den bisherigen
Werten liegen.“ 

Die Stadt am Wasser erweist
sich damit nicht nur als wür-
diger Gastgeber für die dies-
jährige Landesausstellung „Von

Kaisers Gnaden - 500 Jahre
Pfalz-Neuburg’’, sondern auch
als „kaiserlich“ in Sachen Um-
welt- und Hochwasserschutz,
so Müller.

Darüber hinaus arbeiten
Stadt und Gemeinden des
Landkreises nach den Worten
der Staatssekretärin momentan
auch an einem umfassenden
Klärschlamm-Entsorgungs -
konzept. Ziel ist es hierbei,
Klärschlamm im Neuburger
Klärwerk zu entwässern und
anschließend thermisch zu ver -
werten. r

Hochwasserschutz für
Mindel-Anwohner

Die Anwohner an der schwäbischen Mindel werden künftig
besser vor Hochwasser geschützt sein. Dies betonte Umwelt-
Staatssekretärin Emilia Müller beim Spatenstich für ein
Großprojekt, das als eines der größten Hochwasserschutzmaß -
nahmen an Gewässern des Bezirks Schwaben an der Mindel
bei Dirlewang durchgeführt wird.

„In Dirlewang wird der tech-
nische Hochwasserschutz und 
der natürliche Wasserrückhalt 
in der Fläche in idealer Wei-
se kombiniert. Dies geschieht
durch den Bau eines Rückhalte-
beckens für fast 700.000 Kubik-
meter Wasser und die gleichzei-
tige Renaturierung der Mindel
auf etwa drei Kilometern.“ Da-
durch wird der Staatssekretärin
zufolge neben dem Hochwasser-
schutz für Dirlewang auch die
Situation für die flussabwärts lie-
genden Kommunen insgesamt
verbessert.

„Die Hochwasserereignisse
der letzten Monate und Jahre
zeigen es ganz deutlich: Wetter-

Extreme nehmen wegen der
globalen Klimaveränderung mehr
und mehr zu. Darauf müssen
wir uns einstellen“, so die
Staatssekretärin. 

Die Gesamtkosten des Pro-
jekts bei Dirlewang belaufen
sich auf 4,9 Millionen Euro.
Der Freistaat hat dem Bezirk
Schwaben bereits eine Förde-
rung in Höhe von rund 2 Mil-
lionen Euro aus EU-Mitteln
zugesagt sowie für Grunder-
werb und Ingenieurleistungen
50 Prozent der Kosten über-
nommen. Der Bezirk Schwa-
ben und der Markt Dirlewang
übernehmen die restliche Sum-
me. r
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Fachübergreifende Konzeption bis 2020:

Start für Integriertes
Stadtentwicklungskonzept Hof 

Heute fiel der Startschuss zu einem der umfassendsten gutach -
terlichen Projekte in der jüngeren Geschichte Hofs. Beim „In -
tegrierten Stadtentwicklungskonzept“ (ISEK) handelt es sich
um eine fachübergreifende Konzeption für die Entwicklung
der Stadt bis zum Jahr 2020. Das Entwicklungsprojekt wird im
Rahmen des bundesweiten Programms „Stadtumbau West“
realisiert. Mitglieder des Stadtrates, der Stadtverwaltung sowie
Vertreter von Firmen mit Infrastrukturaufgaben und die in -
teressierte Öffentlichkeit wurden in einer erweiterten Sitzung
des Bauausschusses durch das Gutachterteam umfassend in -
formiert.

Das ISEK wird eine zukunfts -
fähige Konzeption sein für bei -
nahe alle städtischen Angebots -
bereiche. Dazu gehören vor al -
lem die Wirtschaft und das
Standortmarketing, Bevölke-
rung und Sozialstruktur, der
Wohnungsmarkt, die sozialen
und technischen Infrastruktur-
einrichtungen, Verkehr, Um -
welt, die Stadtplanung sowie
die Landschafts-, Grün- und
Freiflächenplanung. 

Erfahrenes Team

Mit dieser anspruchsvollen
Aufgabe wurde in Abstimmung
mit der Regierung von Ober-
franken und nach einem kom -
plexen Auswahlverfahren ein
erfahrenes Fachberaterteam be-
traut. Die beteiligten Firmen
und Institute GMA, Schulz -
Boedecker sowie Cooperative
(siehe Anhang) haben langjähri -
ge Erfahrungen beim Stadtum -
bau und der Stadtsanierung, und
viele Erfolge bei zahlreichen
Stadtentwicklungskonzepten in
ganz Deutschland. Beispiels -
weise wurden über zehn Projek-
te im Programm „Stadtumbau
Ost“ betreut. In Oberfranken
zeichnete das Team bereits ver-

antwortlich für das bayerische
Pilotvorhaben eines ISEK in
Selb. 

Stabsstelle

Das Vorhaben wird in der
Stadt Hof federführend durch
den Unternehmensbereich Recht,
Planen, Umwelt betreut. Um die
Zusammenarbeit mit den Gut -
achtern, den beteiligten Ämtern
und Institutionen sowie den
Vertretern aller gesellschaftli -
chen Bereiche so effizient wie
möglich zu gestalten, wurde für
das Projekt eigens eine Stabs-
stelle geschaffen. Baudirektor
Davor Tepez wird das Projekt
auf städtischer Seite leiten.

Der Hintergrund

Hintergrund des ISEK sind
die besonderen Herausforderun-
gen, mit denen auch die Stadt
Hof konfrontiert ist: sinkende
Einwohnerzahlen und die paral -
lel dazu ansteigenden Zahlen äl-
terer Bürger sind dafür nur ein
Merkmal. Aus den demographi -
schen Entwicklungen ergibt
sich, dass städtische und private
Infrastruktureinrichtungen an-
gepasst werden müssen, aber

auch die Ziele für den Woh-
nungsmarkt und für alle städte -
baulichen und verkehrlichen
Planungen. Kinderbetreuungs-
einrichtungen, das Busnetz oder
der Gebäude- und Wohnungs-
bestand stehen ebenso auf der
Agenda wie die Sport-, Freizeit-
und Kultureinrichtungen oder
die Erholungsflächen. Besonde-
res Augenmerk genießen Struk-
tur und Entwicklungen im Be -
reich Wirtschaft.

Arbeit transparent machen

Ein Hauptziel des ISEK ist,
möglichst viele Bürgerinnen
und Bürger in das Projekt einzu-
beziehen, aber auch die ansässi-
gen Unternehmen, die Lokalpo-
litik, die Vereine sowie wichtige
Organisationen und Einrichtun-
gen in der Stadt am Planungs-
prozess zu beteiligen. Im Rah-
men des mehrstufigen Beteili-
gungsprozesses soll es gelingen,
die Arbeit der Gutachter mög-
lichst transparent zu gestalten
und alle Beteiligten in die be-
vorstehenden Entscheidungen
zu integrieren. Die Fachgutach-
ter werden den Beteiligungspro-
zess „interdisziplinär“ betrei-
ben. Dies bedeutet, dass The-
men der Stadt Hof unter den
verschiedensten Blickwinkeln
betrachtet werden. Die ökono-
mischen, sozialen, kulturellen,
umweltrelevanten und räumli-
chen Aspekte einer Fragestel-
lung fließen in die Betrachtung
ein. Erst damit wird „integrier -
tes“ und damit letztlich sinnvol-
les Handeln und Entscheiden
möglich.

Bürgerbeteiligung

Zum Beteiligungsverfahren
gehören auch öffentliche Veran-
staltungen. Die Bürgerbeteili-
gung ist ein wesentliches kon-
zeptionelles Element. So ist ei-
ne „Zukunftswerkstatt“ geplant,
zu der Bürger, Unternehmer,
Stadträte und die Verwaltung
sowie alle Institutionen eingela -
den werden. Interessierte kön-
nen in themenbezogenen Ar-
beitskreisen gemeinsam mit den
Fachberatern Ziele definieren,
Maßnahmen unterbreiten und
Impulsprojekte vorschlagen. 

Die Öffentlichkeit wird zu-

dem während des gesamten
Projektes auf der eigens einge-
richteten Homepage www.stadt-
entwicklung-hof.de informiert.
Sie ist als interaktiver Teil ein
frei zugängliches Forum der
Stadtentwicklung. Alle interes-
sierten Bürger - dazu zählen wir
Kinder ebenso wie Ältere, Ge -
schäftsleute ebenso wie Hilfe-
bedürftige, Vereinsvorsitzende
und Pfarrer ebenso wie auslän-
dische Mitbürger oder Eltern -
können sich an den Diskussio-
nen beteiligen und Vorschläge
machen, aber auch ihre Kritik
los werden. Alle, die sich für
diese Form des Handelns inter -
essieren und mitwirken wollen,
sollen auch mitgenommen wer -
den. Geplant ist, ein neues, inter -
aktives Bezugsnetz für die The -
men Hofs zu knüpfen. Dieser
Ansatz wird nicht auf die Stadt
Hof beschränkt bleiben sondern
auch regionale und überregiona-
le Partner einbeziehen. 

Bestandsaufnahmen

In den nächsten Wochen wer -
den die Fachgutachter ihre um-
fangreichen Bestandsaufnah-
men durchführen. In diesem er -
sten Arbeitsabschnitt wird auch
die Infrastruktur-Ausstattung
Hofs erfasst und bewertet.
Gleichzeitig werden Prognosen
der zukünftigen Einwohnerent-
wicklung und der Sozialstruktur
Hofs und seinen Stadtteilen er -
stellt. Auf Basis der gewonne-
nen Erkenntnisse wird beurteilt,
ob die bestehenden Infrastruk-
tureinrichtungen gehalten und
modernisiert, vielleicht erwei-
tert oder  zurückgebaut werden
sollten. 

Kontrollsystem

Zur Analyse der Fachplaner
gehört auch die Erarbeitung ei-
nes aussagefähigen Monitoring-
und Kontrollsystems, mit dem
die Ziele der Stadtentwicklung
und die Fortschritte des Stadt-
umbauprozesses in Hof über -
wacht, bestätigt, möglicherwei-
se verändert oder neu definiert
werden müssen.

Die Arbeiten für das Inte -
grierte Stadtentwicklungskon-
zept Hof werden etwa ein Jahr
in Anspruch nehmen. Sobald er -
ste Ergebnisse der Bestandsauf-
nahmen vorliegen, sollen die
Termine für die Zukunftswerk-
statt und die verschiedenen
Workshops bekannt gegeben.
Mit dem Abschluss des Projek-
tes ist im Sommer nächsten Jah-
res zu rechnen. r

Hilfe für Familien im
schwierigen Alltag

Ehrenamtliche Familienbegleiter unterstützen 
bei unüberwindbaren Problemen

Der Landkreis Augsburg hat in Zusammenarbeit mit der St.
Gregor Jugendhilfe und dem Rotary Club Schwabmünchen
das Modellprojekt „Ehrenamtliche Familienbegleitung“ ins
Leben gerufen. Diese ist am regionalen Familienbüro Schwab -
münchen angegliedert, ist auf zwei Jahre angelegt und wird im
Oktober 2005 beginnen. Das Modellprojekt wurde jetzt der
Öffentlichkeit vorgestellt. 

Alltägliches, wie zum Beispiel
Arztbesuche, Behördengänge,
Betreuung der Kinder oder
Hausarbeiten stellen für manche
Familien oder Alleinerziehende
unüberwindbare Probleme dar.
Oft werden diese Alltagssituatio-
nen zu Herausforderungen, weil
keine ausreichenden Entla-
stungsmöglichkeiten zur Verfü -
gung stehen. Die daraus folgen -
de soziale Isolation und die tägli-
che Organisation des Tagesab -
laufes bringen die Familien zu -
hauf an die Grenzen ihrer Belast-
barkeit. 

Wachsender Bedarf

Jetzt gibt es eine neue Ein-
richtung beim Familienbüro
Schwabmünchen der St. Gregor
Jugendhilfe, die in diesen Le-
benssituationen helfen möchte:
die ehrenamtlichen Familienbe-
gleiter. Sie unterstützen und ent-
lasten unentgeltlich durch ihre
eigenen Erfahrungen die Betrof-
fenen im Raum Schwabmün-
chen für eine begrenzte Zeit.
Denn ein soziales Netzwerk,
welches in kritischen Situationen
hilfreich einspringen kann, ist oft
nicht mehr gegeben. Der Wandel
der Familienstruktur oder das
Verschwinden von Mehrgenera-
tionenfamilien sind die Gründe.

„Die Oma, die mal eben die
Aufsicht und Betreuung der Kin-
der übernimmt, fehlt zuneh -
mend“, stellte Landrat Dr. Karl
Vogele fest. „Deshalb mussten
wir eingreifen und dieses Hilfs-
system aufbauen. Der Bedarf an
Jugendhilfemaßnahmen wächst
dramatisch.“ Auch der Direktor
der St. Gregor Jugendhilfe, Be-
zirkstagspräsident Jürgen Rei-
chert, sprach von einer neuen
Form des bürgerschaftlichen En-
gagements. 

Einzigartiges Projekt

Alltagspraktisches und erzie-
herisches Erfahrungswissen sind
die Grundvoraussetzungen für
die Tätigkeit eines Famili-
enbegleiters. Sie werden aber 
auch durch eine hauptamtliche
pädagogische Fachkraft des Fa-
milienbüros Schwabmünchen
betreut. Diese bieten den Ehren -
amtlichen Fortbildungen an, un-
terstützen, wenn Probleme auf -

tauchen oder vermitteln weitere
Hilfestellungen, wenn die ehren -
amtliche Begleitung nicht aus-
reicht. Der Landrat freut sich
sehr über dieses schwabenweit
einzigartige Projekt: „In einer
Zeit, in der Ungebundensein und
Freisein von Pflichten oft höher
im Kurs steht, als der Dienst am
Nächsten, sind die ehrenamtli-
chen Familienbegleiter Vorbild
und Beispiel.“ 

Dank an Sponsor

Der Rotary Club Schwabmün-
chen stellt für das Modellprojekt
sowohl finanzielle Mittel als
auch persönliche Kompetenzen
zur Verfügung. Bei Bedarf neh -
men die Rotarier die Familien
persönlich an die Hand und ge-
ben mit ihrem vielfältigen
Know-how bei unterschiedlich -
sten familiären Problemen Hilfe-
stellungen. Der Projektleiter
beim Rotary Club, Hermann
Müller, hat bereits viele Ideen
wie zusätzliches Geld für diese
Maßnahme zusammen kommen
soll. Unter anderem plant er ein
Business-Dinner mit Unterneh -
mern aus der Region. Vogele be-
dankte sich bei dem Sponsor:
„Ohne die großzügige Unterstüt-
zung der Rotarier und deren En -
gagement wäre dieses Projekt in
diesem Rahmen nicht zustande
gekommen.“ r

Die Partner des neuen Projektes „Ehrenamtliche Familienbe-
gleitung“: Landrat Dr. Karl Vogele, Hannes Neumeier, Leiter
des Amtes für Jugend und Familie beim Landratsamt Augs -
burg und seine Mitarbeiterin Margarete Knöferl, der 3. Bür-
germeister der Stadt Schwabmünchen Johann Nebauer, der
Direktor der St. Gregor Jugendhilfe, Bezirkstagspräsident Jür-
gen Reichert, Helmut Bauer, Präsident des Rotary Clubs
Schwabmünchen, Hermann Müller, Projektleiter beim Rotary
Club und der Leiter des Familienbüros Schwabmünchen
Achim Friedrich (v. l.). r

Wirtschaft in Oberfranken - Strukturdaten 2005: 

Herausragender 
Landkreis Lichtenfels 

Das soeben erschienene Faltblatt „Strukturdaten 2005“ der
IHK von Oberfranken, das Informationen zu allen wichtigen
wirtschaftsrelevanten Indikatoren für Oberfranken und seine
Landkreise enthält, weist u.a. gute Entwicklungen im Land -
kreis Lichtenfels aus.

So wurden zum Jahresende
2004 insgesamt 2.975 IHK-Un-
ternehmen sowie 969 HWK-
Unternehmen gezählt. Gegenü-
ber dem Vorjahr bedeutet dies
im Landkreis Lichtenfels eine
Zunahme um 11 Betriebe, die
vor allem im Handwerksbereich
geschaffen wurden. Auch hin-
sichtlich des Bruttoinlandspro-
duktes zu Marktpreisen ist eine
Steigerung aufzuweisen. 

Höchste Steigerung

So entwickelte sich das BIP
von 1.690 Mio. Euro (2002) auf
1.782 Mio. Euro (2003), was ei-
ner Steigerung um 4 Prozent
entspricht. Bemerkenswert: Dies
ist die höchste Steigerung unter
Oberfrankens Landkreisen und
kreisfreien Städten. 

Positive Entwicklungen für

2004 lassen sich auch für das
Bauhauptgewerbe ablesen. Im
Bereich der Betriebe gab es ei-
ne Zunahme um 11,5 Prozent
und bei den Beschäftigten um
4,7 Prozent. Auch der Gesamt-
umsatz ist in diesem Jahr um
16,1 Prozent gestiegen. Bedau-
erlicherweise trübt eine Insol-
venz in der Baubranche die Bi-
lanz für das Jahr 2005 wieder
ein.

Zum Schluss findet sich noch
ein Vergleich der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten
zum 30. Juni 2004. Danach liegt
der Landkreis Lichtenfels unter
den 13 Gebietseinheiten auf
Platz 5. Im Vergleich zu 2003
hat sich der Landkreis trotz
Rückgangs jedoch besser be-
haupten können als der ober -
fränkische Durchschnitt (minus
1,8 Prozent). DK

Kreiskliniken ziehen an
einem Strang

Oberbayerische Landräte unterzeichneten 
Kooperationsvertrag

Im Rahmen der Tagung der oberbayerischen Landräte in
Waldkraiburg haben die Landräte der Landkreise Ebers-
berg, Erding und Mühldorf a. Inn eine Kooperationsver -
einbarung unterschrieben, die die künftige Zusammenar -
beit der Kreiskliniken der Landkreise regelt.

Die drei Landräte sowie die drei Krankenhausdirektoren,
die zur Unterzeichnung der Vereinbarung nach Waldkraiburg
gekommen waren, wollen sich durch die Kooperation ver -
stärkt bei der Erfüllung des Versorgungsauftrages der jeweili -
gen Kliniken durch Bündelung von Aufgaben und Dienstlei -
stungen unterstützen. 

So umfasst die Kooperationsvereinbarung u. a. das Mitein-
ander im Bereich des medizinischen Leistungsspektrums, im
Personalbereich durch abgestimmte Weiterentwicklung der
Personalpolitik sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung, im
EDV-Bereich und beim Gebäudemanagement.

Ebersbergs stellvertretender Landrat Walter Brillmayer, Er -
dings Landrat Martin Bayerstorfer und Mühldorfs Landrat
Georg Huber waren sich bei der Unterzeichnung einig, dass
die Vereinbarung ein „richtungweisender Weg in die Zukunft
der heimischen Kliniken“ sei. Als erstes gemeinsames Projekt
wollen die Geschäftsführer der jeweiligen Kreiskliniken den
Bereich der gemeinsamen Ausbildung des Pflegepersonals in
Angriff nehmen. DK

Neu-Ulm soll zur Landesgartenschau 
2008 hochwassersicher erblühen

Zur Landesgartenschau 2008 soll Neu-Ulm durch eine gemein -
same Kraftanstrengung möglichst hochwassersicher erblühen
können. Dies unterstrich Bayerns Umweltminister Werner
Schnappauf mit dem Spatenstich zum ersten Bauabschnitt der
Hochwasserschutzmaßnahme vom Neu-Ulmer Illerkanal bis
zur Gänstorbrücke. 

Schnappauf: „Vor Neu-Ulm
mündet die Iller in die Donau,
was zu einer besonders brenzli -
gen Hochwassersituation führen
kann. In Neu-Ulm ziehen alle
Beteiligten an einem Strang.
Dank der konzertierten Aktion
von Stadt, Politikern vor Ort,
Bürgern und Grundstücksei -
gentümern wird nun diese Ge-
fahrenstelle rasch entschärft.

Nach Abschluss der Hochwas-
serschutzmaßnahmen wird die
Stadt künftig vor einem 100-
jährlichem Hochwasser ge-
schützt sein.“ In den Neu-Ulmer
Hochwasserschutz werden ins-
gesamt 6 Millionen Euro inve-
stiert. Für die Landesgarten-
schau der „Grünen Brücken“’
stehen weitere 3,6 Millionen
Euro zur Verfügung. r

46. Europäischer
Kulturweg eröffnet

Kürzlich wurde der dritte Eu-
ropäische Kulturweg auf Alzen -
auer Stadtgebiet eröffnet. Die
neue Route „Alzenau 3 - Am
Sülzert“ erschließt die nördli-
che Alzenauer Kulturland-
schaft. Auf einem Rundweg von
9 km Länge (ausgeschildert
durch ein gelbes Schiffchen auf
blauem Grund) wird die Ge-
schichte des Ringwalls Schwe-
denschanze, der Dörsthöfe, der
Landsitze und der Ortschaften
am Sülzert vorgestellt. Der Kul-
turweg präsentiert Sehenswür-
digkeiten dieser Landschaft, die
heute an Hessen grenzt, vor
1748 ein Teil der Dorfgenossen -
schaft Freigericht war, die vom
(heute hessischen) Somborn bis
ins (heute bayerische) Hörstein
reichte. r
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Augsburger Friedenspreis für
Gorbatschow und Pfarrer Führer

Der frühere sowjetische Generalsekretär Michael Gorbat -
schow (links) und Christian Führer, evangelischer Pfarrer der
Leipziger Nicolaigemeinde (rechts) wurden mit dem diesjähri-
gen Friedenspreis der Stadt Augsburg geehrt. Die mit insge -
samt 20.000 Euro dotierte Auszeichnung würdigt herausra -
gende Persönlichkeiten für besondere Leistungen zur Förde -
rung des Friedens im interkonfessionellen, interreligiösen und
politischen Bereich. Die Laudatio hielt der frühere Außenmini-
ster Hans-Dietrich Genscher 
Die Verleihung fand im Goldenen Saal des Augsburger Rat -
hauses durch Oberbürgermeister Dr. Paul Wengert (Bildmitte)
statt. Der Festakt, zu dem 500 Gäste geladen waren, wurde für
die Augsburger Bürger auf eine Großleinwand auf dem Rat -
hausplatz übertragen. Danach grüßten die Friedenspreisträger
die Augsburger Bürger vom Rathausbalkon. Anschließend lud
OB Wengert die geladenen Gäste zu einem Stehempfang ein.

r

Gyula Horn (2. von links) und Memmingens Oberbürgermei -
ster Dr. Ivo Holzinger (links) bei der Preisübergabe.   Foto: dpa

„Memminger Freiheitspreis 1525“:

Auszeichnung für
Gyula Horn

Gyula Horn, ehemaliger Außenminister der Volksrepublik
Ungarn und von 1994 bis 1998 Ministerpräsident der Repu-
blik Ungarn, hat in der Kirche St. Martin in Memmingen als
erster Preisträger den „Memminger Freiheitspreis 1525“
entgegengenommen. 

Mit der Erinnerung an das
Bauernkriegsjahr 1525 soll das
Erbe der in Memmingen von den
aufständischen Bauern verfas-
sten „Zwölf Bauernartikel“ wach
gehalten werden. Dieser Forde-
rungskatalog gilt heute als erste
Formulierung von Grund- und
Menschenrechten auf deutschem
Boden. 

Laudator Thierse

Der Preis ist mit 15.000 Euro
dotiert und wird von der Stadt
Memmingen und dem im Jahr
2000 gegründeten Kuratori-
um „Memminger Freiheitspreis
1525“ für Verdienste um Frei-
heit, Recht und Gerechtigkeit zu -
erkannt. Für die Laudatio auf
den Preisträger konnte der Präsi-
dent des Deutschen Bundesta-
ges, Wolfgang Thierse, gewon-
nen werden.

Der heute 73-jährige Horn
durchschnitt den Stacheldraht
an der ungarisch-österreichi-
schen Grenze und bereitete im
Juni 1989 vielen DDR-Bürgern
erstmals den Weg in die Frei-
heit. Ein mutiger Schritt,
schließlich hatte der damalige
ungarische Außenminister sein
Vorhaben nicht einmal mit Mo-
skau abgesprochen. 

Spannende Details 

Gemeinsam mit seinem öster-
reichischen Amtskollegen Alois
Mock hatte Horn die Grenze
zwischen beiden Ländern geöff-
net. Bei einem Empfang im
Vorfeld der Preisverleihung ver-
riet er spannende Details über
die Aktion. „Die Russen hatte
ich nicht informiert“, erklärte
Horn. Sonst hätte er erstens Mo-
skau zu einer Stellungnahme
gezwungen und - noch weit rei-
chender - das Thema wäre auf
die Tagesordnung im Warschau -
er Pakt gesetzt worden. „Dies
wollte ich vermeiden“, betonte
Horn in Memmingen. 

„Visionär der Freiheit“

In seiner Laudatio nannte
Bundestagspräsident Wolfgang
Thierse Horn einen „Visionär
der Freiheit“ und einen „über-
zeugten Humanisten und Demo-
kraten“. „Dass wir gerade erst
wieder den Tag der Deutschen
Einheit feiern konnten“, sei nicht
zuletzt dem Preisträger zu ver-
danken, so Thierse. Horn sei der
richtige Mann an der richtigen
Stelle gewesen, um gegen die
Teilung Europas entscheiden zu
können. Oberbürgermeister Ivo
Holzinger erklärte: „In vorbildli-
cher Weise entspricht seine Le-
bensleistung den Anforderungen
unseres Preises.“ 

Der Preisträger wiederum be-
zeichnete die Auszeichnung als
„große Ehre“. Die Wiederverei-

nigung bezeichnete er als wun-
derbar, Ängste und Furcht seien
durch die Freiheit abgelöst wor-
den. DK

Wo der Patient mehr
als eine Nummer ist

Gerolzhöfer Krankenhaus feierte 125-jähriges Bestehen

Landkreis Schweinfurt. „In der Geomed-Klinik steckt hohes
Potential, nicht nur durch die technische Ausstattung, sondern
vor allem auch durch die Fähigkeiten der Ärzte und des ge -
samten, hoch qualifizierten Personals“, sagte Landrat Harald
in der Gerolzhöfer Stadthalle. Hier wurde nunmehr der Fest -
akt zum 125-jährigen Jubiläum des Krankenhauses in der
Steigerwaldstadt gefeiert.

Der Landrat begrüßte neben
Chefärzten, Ärzten, Verwal-
tungsrat und regionalen Eh-
rengästen auch die Bayerische
Staatsministerin für Arbeit und
Sozialordnung, Christa Ste -
wens, und den Landtagsabge-
ordneten Prof. Dr. Hans Ger -
hard Stockinger.

Leitherer stellte einige wichti-
ge Stationen der 125-jährigen
Geschichte des Krankenhauses
heraus, das am 16. Januar 1881
mit einer feierlichen Eröffnung
offiziell seiner Bestimmung
übergeben wurde und in seinem
baulichen Bestand bis 1957 na-
hezu unverändert blieb. 

„Vom einstigen Distriktskran -
kenhaus zur heutigen Geomed-
Klinik gGmbH: Das Kranken-
haus in Gerolzhofen blickt auf
eine stets von Ausbau und Mo-
dernisierung geprägte Geschich -
te zurück“, sagte der Landrat und
betonte, dass in der Einrichtung
der Patient nicht nur eine Num-
mer sei. 

Gerade aufgrund der hohen
Qualität der Klinik appellierte
Leitherer, dass „kleine Häuser
für dringende Eingriffe, wie
Blinddarmoperationen, die glei-
chen Gelder wie große Maxi-
malversorgungshäuser erhalten“.

Staatsministerin Christa Ste -
wens sagte, dass es wichtig sei,
in einem Flächenstaat auch eine
flächendeckende medizinische

Versorgung bereit zu stellen.
Trotz der schwierigen Zeiten für
kleine Krankenhäuser habe die
Geomed-Klinik „die Zeichen der
Zeit erkannt und mit der Einrich -
tung der Kurzzeitpflegestation
den richtigen Weg beschritten,
um die Grenzen zwischen den
sozialen Betreuungseinrichtun-
gen zu überwinden.“

„Der Mensch im Mittelpunkt -
das ist kein leeres Schlagwort,
sondern wir pflegen in der Geo -
med-Klinik den persönlichen
Kontakt“, stellte schließlich auch
Geschäftsführer Hans A. Pfeiffer
heraus. Für diesen persönlichen
Kontakt zwischen Bevölkerung,
Patienten und Personal sorgte
schließlich auch der Tag der of-
fenen Tür: Das Krankenhaus
präsentierte sich mit einer ab -
wechslungsreichen Demonstrati-
on der fachlichen Schwerpunkte.

Neben Wissenswertem wur-
den auch Übungen, Ausstellun-
gen und Videos gezeigt. Dabei
konnten sich die Besucher über
Notaufnahme, Unfallchirurgie
oder Physikalische Therapie in-
formieren. In verschiedenen Be-
reichen durfte dabei auch schon
mal selbst Hand angelegt wer -
den. Mit einem Konzert des be-
kannten Gospel-Chors „Bridge
to a Prayer“ unter der Leitung
von Holger Blum fand der ge-
lungene Tag seinen festlichen
Ausklang. r

V. l.: Schwester Irmentraud Michelfeit von der Kongregation
der Schwestern des Erlösers, Ärztlicher Direktor Dr. med.
Dagobert Götz, Staatsministerin Christa Stewens, Landrat Har-
ald Leitherer und Geomed-Geschäftsführer Hans A. Pfeiffer.   r

Landkreis Augsburg:

Auszeichnung für
verdienstvolle Bürger

Landrat Dr. Karl Vogele überreichte gemeinsam mit seinem
Stellvertreter Landtagsabgeordnetem Max Strehle acht ver -
dienten Persönlichkeiten aus dem Landkreis Augsburg in einer
kleinen Feierstunde im Landratsamt die kommunale Ver -
dienstmedaille in Bronze und die kommunale Dankurkunde
des Bayerischen Innenministers Dr. Günter Beckstein.

Vogele sprach allen Geehrten
Dank und Anerkennung für ih-
re besonderen Verdienste um
die kommunale Selbstverwal -
tung aus. „Sie alle haben sich
in höchstem Maße um die All -
gemeinheit verdient gemacht“,
so der Landrat. 

Er betonte, dass in einer Zeit,
in der Verantwortungsbewusst -
sein und selbstloses Handeln
Einzelner zum Wohle der All -
gemeinheit keine Selbstver-
ständlichkeit mehr darstellt,
herausragende Beispiele eine
besondere öffentliche Anerken-
nung verdienen.

Vogele zitierte den ehemali -
gen Bundespräsidenten Theo-
dor Heuss, der einmal gesagt
hatte: „Gute Demokratie lebt
von guten Beispielen“. Eine
funktionierende kommunale
Selbstverwaltung brauche enga-
gierte Bürger. Ohne Bürgeren-
gagement verdiene sie ihren
Namen nicht. Es mache gerade
ihr Wesen aus, dass die Bürge-
rinnen und Bürger ihre Angele -
genheiten vor Ort selbst in die
Hand nehmen. In der Kommune
erlebt der Bürger am ehesten die

Demokratie, so Vogele weiter.
Für mehr als 30jährige beson-

dere Verdienste auf dem Gebiet
der kommunalen Selbstverwal-
tung wurde die kommunale Ver -
dienstmedaille in Bronze an
Bürgermeister Josef Fischer aus
Fischach, Heinz Göbel aus Die -
dorf, Konrad Rieder aus Unter -
meitingen und Bürgermeister
Franz Schäfer aus Kleinaitingen
verliehen.

Die kommunale Dankurkun-
de erhielten: Rudolf Schreiber
und Kreisrat Xaver Steppich
beide aus Zusmarshausen, Ar-
min Schmid aus Langweid am
Lech und Franz Schenk aus
Meitingen. Sie alle haben sich
als kommunale Mandatsträger
oder als im Ehrenamt Tätige
mindestens 18 Jahre im Dienst
der Selbstverwaltung verdient
gemacht. 

Zum Schluss dankte Landrat
Vogele den Geehrten nochmals
dafür, dass sie sich unermüdlich
und engagiert für das Augsbur-
ger Land einsetzen und Mitsor-
ge dafür tragen, dass sich die
Menschen im Augsburger Land
wohl fühlen. r

Optimale medizinische
Versorgung als Ziel

Workshop zur „Zukunft der medizinischen 
Infrastruktur in Bamberg“

Ein heißes Thema erörterten über 30 Vertreter der Bamberger
Ärzteschaft und der Sozialstiftung: „Die Zukunft der medizi-
nischen Infrastruktur in Bamberg“ lautete der Titel eines
Workshops, zu dem die Mediziner und Gesundheitsexperten
zusammengekommen waren. Organisiert wurde die Veranstal -
tung vom Wirtschaftsreferat.

Mit diesem Pilotprojekt sucht
die Stadt Bamberg gezielt den
Dialog mit den Ärzten, um 
die zukünftigen medizinischen
Strukturen zu entwickeln. „Nur
gemeinsam schaffen wir es, Bam-
berg als attraktiven Stand-
ort mit optimaler medizinischer
Versorgung langfristig zu etablie-
ren“, sagte Wirtschafts- und Fi-
nanzreferent Andreas Bubmann.

Den Anstoß für die Initiative
gab die anhaltende Diskussion
um die so genannten „Medizini-
schen Versorgungszentren“. Für
das Wirtschaftsreferat steht dabei
im Mittelpunkt, dass sich Bam-
berg im überregionalen Wettbe-
werb innerhalb der Metropolre -

gion Nürnberg behaupten kann.
Dazu gehört eine optimale medi-
zinische Versorgung für die Bam-
berger Bevölkerung. Außerdem
erfüllen die Ärzte als Dienstleister
eine wichtige Rolle für die Innen -
stadt, welche Bamberg attraktiv
und lebendig macht. 

Genau diese Funktion wäre
gefährdet, wenn Ärzte in neu
entstehende Zentren auf die grü -
ne Wiese abwandern würden.
Der Workshop diente deshalb
dazu, dass die Stadtverwaltung
aus erster Hand erfährt, welche
Anforderungen Mediziner an
Standorte für Arztpraxen, Ge-
meinschaftspraxen oder etwaige
Zentren haben. r

Aus der Hand von Landrat Dr. Karl Vogele (vorne, 2. v. links)
und dessen Stellvertreter, Landtagsabgeordnetem Max Strehle
(vorne, rechts), erhielten Bürgermeister Franz Schäfer, Bür -
germeister Josef Fischer (vorne von links), Armin Schmid,
Heinz Göbel, Konrad Rieder (Mitte, von links) Rudolf Schrei-
ber, Kreisrat Xaver Steppich und Franz Schenk (hinten, von
links) ihre Verdienstmedaille bzw. Dankurkunde. r
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„Als ob es nicht doch voran
ginge in unserem Land!
Schließlich hat jetzt einer
unserer ganz großen Konzer-
ne das Motto ‚Aufbau statt
Abbau’ ausgegeben.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, spiel-
te auf eine Nachricht an, die
vor lauter spannenden Ent -
wicklungen in der Welt der
großen Politik in den Zeitun-
gen fast etwas unterging: Die
Telekom richtet wieder öffent-
liche Fernsprecher ein.

Was war das doch vor Jahr und Tag für ein
Tamtam landauf, landab, als die guten alten Te-
lefonhäuschen langsam eins nach dem anderen
abgebaut wurden. Keine Bürgerversammlung
verging ohne den Beschluss, die Stadt möge 
mit „der Post“ einmal Tacheles reden und die
Münztelefone bewahren. Stadtratsanträge wur-
den geschrieben und medienwirksam lanciert,
wonach der Abbau von Telefonen gleichsam ein

Schlag ins Kontor der Daseinsvorsorge sei und
nicht wenige Ortssprecher waren sich nicht zu
blöd zu behaupten, das Telefon wäre im Dorf
geblieben, wenn dieses nicht unglücksseliger -
weise anno ̀ 72 eingemeindet worden wäre.

So, und dann waren sie weg und keiner hat
sie vermisst. Keiner? Naja, zwar hat jedermann
ein Telefon zu Hause und vom Schulkind bis
zum Greis haben nur krasse Verweigerer und
Individualisten kein Handy, aber für eine ganze
Menge Leute müssen die magentafarbenen 
Ratschinseln dann doch unentbehrlich gewesen
sein. Denn die Telekom will 100.000 kombinier -
te Münz-Karten-Telefone aufstellen - das ist im-
merhin eins pro 820 Einwohner! Allerdings
nicht mehr in den alten, etwas muffigen Fern -
sprechzellen, die genauso klaustrophobisch eng
waren, wie der Name schon andeutet. Jetzt
kommen dafür elegante Kommunikationsstan -
gerl, die nur den Nachteil haben, dass man an
Bahnhöfen und viel befahrenen Straßen weder
sein eigenes, noch das Wort des Gesprächspart -
ners versteht.

Während den vielen „Rettet-unser-Telefon“-
Bewegungen vor ein paar Jahren eine Mi-
schung aus Nostalgie und Querulantentum an-

haftete, muss die jetzige 
Aufbau-Aktion auf handfesten
Marktstudien beruhen. Denn
nur wenn sich sowas auf Euro
und Cent rechnet, kann ein
dem Shareholder-Value ver-
pflichtetes Unternehmen wie
die Telekom solche Dienste an-
bieten. Da kommt einem natür-
lich unwillkürlich der Gedan-
ke, dass halt nicht immer alles
schlecht ist, was früher selbst-
verständlich war. Und der noch

etwas ketzerischere Einfall, dass die Kunden -
wünsche zum Thema Service nicht alleine mit
betriebswirtschaftlichem Rechnungswesen zu
ermitteln sind.

So ist es halt immer: Was forsch Fortschritt
heißt, ist manchmal doch nur ein Zwischen-
schritt zurück zum Bewährten. Bei der gelben
Post ist es mutmaßlicherweise genauso. Zwar
ist es wirklich gut, dass man jetzt Briefmarken
und andere Postdienstleistungen beim Briefträ -
ger oder in einem Einzelhandelsgeschäft erhält
und nicht mehr wie früher auf Gnad oder Un-
gnad gestrengen Postschalterdienstbeamten
ausgeliefert ist. Aber ob jeder Standort, von
dem heute ein Briefkasten abmontiert wird,
auch Morgen noch ohne ein solches Sammel-
behältnis sein wird, darf bezweifelt werden.
Spätestens wenn die privaten Konkurrenten
auch Briefkästen aufstellen, wird der gelbe Rie -
se ganz schnell sicherstellen, dass seine Kunden
keine zu weiten Wege zurücklegen müssen.
Konkurrenz belebt das Geschäft und verbessert
den Service.

Mein Chef, der Bürgermeister, wird mit die -
ser tröstlichen Botschaft in die nächste Bürger-
versammlung gehen, in der bestimmt wieder
beklagt wird, dass irgendwo im Stadtviertel ein
günstig gelegener Briefkasten einfach abmon-
tiert wurde. Als Rüstzeug lege ich ihm noch das
heutige Kalenderblatt mit einem Satz des engli -
schen Logikers und Philosophen Alfred North
Whitehead hin: „Die Kunst des Fortschritts be -
steht darin, inmitten des Wechsels die Ordnung
zu bewahren, inmitten der Ordnung den Wech-
sel aufrecht zu erhalten.“

GesternGZ h a t  m e i n  C h e f  g e s a g t  . . .

Von der Kunst
des Fortschritts

Niederbayerische Landräte-Tagung:

Rettet den ländlichen Raum!
Auf großes Unverständnis stößt bei den niederbayerischen
Landräten die derzeit gültige Version des Landesentwicklungs -
programms in Bayern. Insbesondere kritisieren die Kommunal -
politiker die strengen Regelungen im Hinblick auf die Genehmi-
gung von Einzelhandelsverkaufsflächen: „Es ist unglaublich,
dass diese völlig veralteten Regelungen immer noch Bestand ha-
ben“, betonte der Vorsitzende der niederbayerischen Landräte,
Hanns Dorfner, im Anschluss an eine Tagung der Landräte bei
einem Pressegespräch im Landratsamt Landshut. 

„Der ländliche Raum wird
ausgedünnt.“ Diese Meinung
war, so der Passauer Landrat,
unter seinen Kollegen vorherr-
schend. Nach geltender Rege-
lung des bayerischen Landes -
entwicklungsprogramms dür-
fen in ländlichen Gebieten kei -
ne Einzelhandelsprojekte, de-
ren Verkaufsfläche 900 Qua-
dratmeter übersteigen, geneh -
migt werden - eine nach An -
sicht Dorfners „unerträgliche
und absolut überholte Regle-
mentierung“. Auch auf dem
Land sei ein Angebot von ent -
sprechender Größe unabding -
bar notwendig. Diese Gleich -
macherei von Seiten der Ge-
setzgebung sei Sozialismus
pur, betonte Dorfner; selbst im
Mittelalter habe man sich noch
freier bewegen können.

Kaufkraft wird abgezogen

Unterstützung erfuhr der Pas -
sauer Landkreischef  von sei -
nem Landshuter Amtskollegen
Josef Eppeneder. Die Politik
müsse endlich einsehen, dass
man das Einkaufsverhalten der
Bürger nicht steuern könne:
„Die Realität ist doch: Bei uns
wird nichts genehmigt, und ei -
nige Meter hinter der Grenze
werden riesige Einkaufszentren
hochgezogen.“ Österreich und

vor allem Tschechien würden
damit aus Bayern mit ihren An-
geboten hohe Kaufkraft abzie -
hen. 

Ebenfalls im Zentrum der Ta -
gung standen die Auswirkungen

weniger Aussiedler unterge-
bracht. Wir dürfen Landkreise,
die in diesem Bereich viel gelei-
stet haben, nicht im Regen ste -
hen lassen“, stellte Hanns Dorf -
ner fest.

Erschreckende
Dimensionen

Dass die Kosten für Soziallei-
stungen täglich steigen, macht
den Politikern die Arbeit nicht
leichter. „Im Landkreis Passau
haben wir im Zuge von Hartz
IV mit 3200 Bedarfsgemein-
schaften gerechnet. Jetzt stehen
wir bei 4600“, zeigte Dorfner
die erschreckenden Dimensio-
nen auf. 

Josef Eppeneder muss zwar
nicht mit derart hohen Zahlen
zurechtkommen, aber auch im
Landkreis Landshut sind es
prozentual deutlich mehr Be -
darfsgemeinschaften, sprich
Personengruppen, die Hilfe
zum Lebensunterhalt beziehen,
als zuvor prognostiziert.

Ebenfalls thematisiert wurde
schließlich die steigende Gefahr
durch Tierseuchen. Ein Bezirk
wie Niederbayern, reich an
Viehhaltung, müsse auf den Fall
der Fälle gut vorbereitet sein,
sagte Dorfner. Entsprechende
Vorratslager mit Impfstoffen,
Desinfektionsmittel und Schutz-
anzügen müssten deshalb ange-
legt werden. Diese sollten nach
Ansicht der niederbayerischen
Landräte zentral angelegt wer -
den. Mittel für die ersten Tage,
um schnell reagieren zu können,
müssten freilich in den Land-
kreisen direkt vor Ort gelagert
werden. DK

Hanns Dorfner. r

Sozialpreis für innovative Projekte
Erstmalige Vergabe des Bezirks Schwaben

Augsburg (pm). Erstmals vergab heuer der Bezirk Schwaben ei -
nen sogenannten „Sozialpreis“. „In Bayern sind die Hilfen für
sozial Schwache, kranke, pflegebedürftige und behinderte Men-
schen bei den Bezirken gebündelt“, so Bezirkstagspräsident Jür-
gen Reichert. Mit über 426 Millionen Euro nimmt die soziale
Hilfe den Löwenanteil das Bezirkshaushaltes ein. „Das beinhal -
tet für uns eine ebenso hohe Verpflichtung den hilfsbedürftigen
Mitbürgern ebenso wie den Unlagezahlern gegenüber“, betonte
nun der schwäbische Bezirkstagspräsident bei der Preisverlei-
hung in Augsburg.

Mit dem Sozialpreis, der jähr -
lich vergeben wird, sollen künf-
tig Initiativen und Projekte aus-
gezeichnet werden, die bei ei-
nem effektiven Einsatz an finan -
ziellen Mitteln zum Umbau der
schwäbischen Soziallandschaft
beitragen. „Wir gehen eine Sozi-
alplanung an, die konsequent
ambulante vor stationäre Hilfen
setzt, die mehr Heimat als Heim

bietet und zur Integration behin-
derter, pflegebedürftiger und
psychisch kranker Menschen
beiträgt“, sagte Reichert vor
zahlreichen Gästen beim Festakt
in der Regierung von Schwaben.
Dies entspreche den Ansprüchen
der Betroffenen, die sich über -
wiegend ein Leben außerhalb
von Institutionen wünschten,
„wie beispielsweise aus der
schwäbischen Heimenquete deut-
lich hervorgeht“, so Reichert.
Nicht verschwiegen werden dür-
fe jedoch auch, dass eine integra-
tive, wohnortnahe Sozialpolitik
längerfristig kostengünstiger sei.
Darüber hinaus solle künftig mit
dem Sozialpreis auch verstärktes
Augenmerk auf den qualifizier-
ten Einsatz von Ehrenamtlichen
gelegt werden.

Schwäbische Tagesstätten

Den ersten Sozialpreis des Be-
zirks erhielten heuer die schwä-
bischen Tagesstätten für psy-
chisch kranke Menschen, die
von verschiedenen Wohlfahrts-
verbänden in Schwaben betrie-
ben werden. Derzeit gibt es an
neun schwäbischen Standorten
insgesamt zwölf Einrichtungen
dieser Art. „Ich besuche die Ta-

gesstätte der Arbeiterwohlfahrt
in Augsburg nun seit 13 Jahren“,
betonte Dieter Kocher, der stell-
vertretend für die zahlreichen
Betroffenen sprach, „und ich
hoffe, es gibt sie noch weitere 13
Jahre.“

„Drehtürpsychiatrie“

„Die Tagesstätten erfüllen auf
besondere Weise die Anforde-
rungen des Sozialpreises“, be-
tonte Reichert bei der Preisüber-
gabe. So verhinderten sie als un-
verzichtbarer Bestandteil des so-
zialpsychiatrischen Netzes eine
sogenannte „Drehtürpsychiatrie“
durch wiederholte Klinikaufent-
halte, Besucher würden indivi-
duell in ihren Fähigkeiten geför-
dert und nicht zuletzt werde ein
erheblicher Beitrag zur Reinte-
gration in die Gesellschaft und
zur Alltagsbewältigung der Be-
troffenen geleistet. 

Stabilisierende Strukturen

Ein wichtiges Element sei in
allen Tagesstätten auch die eh -
renamtliche Tätigkeit von Bür-
gerhelfern, denen Reichert in
seiner Laudatio einen besonde-
ren Dank aussprach. „Mit Hilfe
der stabilisierenden Angebots-
strukturen in den Tagesstätten ist
es gelungen, die Zahl der Kli-
nikaufenthalte deutlich zu redu-
zieren und die Chronizität der
Erkrankung zu mildern, wie eine
Evaluation durch das Psychia-
triekoordinationsteam des Bezir-
kes deutlich nachgewiesen hat“,
so der Bezirkstagspräsident.     r

von Hartz IV auf die einzelnen
Landkreise. Folgendes Problem
ist zu lösen: Während bislang
der Bezirk die Kosten für die
Sozialhilfe bei Aussiedlern
übernommen hat, soll dies nun
auf die einzelnen Landkreise
verlagert werden. Dies mache
einen fairen Ausgleichsmecha-
nismus über eine Schlüsselzu-
weisung unbedingt notwendig.
„In Niederbayern haben man-
che Landkreise mehr, manche

Ein glücklicher Landrat: Roland Schwing (5. v. r.) beim Spatenstich. r

Umgehung Miltenberg:

Jahrhundertbauwerk wird
endlich realisiert

Baubeginn des bundesweit ersten PPP-Projektes im Staatsstraßenbau
„Das Jahrhunderbauwerk Umgehung Miltenberg wird endlich
realisiert. Dies ist für den Landkreis Miltenberg ein schöner und
glücklicher Tag.“ Mit diesen Worten drückte Landrat Roland
Schwing seine Freude beim Spatenstich für die Verlegung der
Staatsstraße 2309 mit dem Bau einer neuen Mainbrücke aus. Ei-
ne Besonderheit weist dieses Vorhaben auf: Erstmals wird in
Bayern und sogar bundesweit eine Staatsstraße im Rahmen ei-
nes Public-Private-Partnership (PPP) Modells gebaut. Deshalb
stößt dieses Vorhaben auch bei anderen Landesverwaltungen
und besonders bei der Bauwirtschaft auf großes Interesse.

Die Bayerische Straßenbau-
verwaltung erprobt mit dem Pi -
lotprojekt neue Wege im Zusam -
menwirken von Wirtschaft und
öffentlicher Hand mit dem Ziel,
die Effizienz im öffentlichen
Bauwesen weiter zu steigern, so
Ministerialrat Dr. Bernhard Zan-
ker von der Obersten Baubehör-
de in München. Kerngedanke
des PPP-Modells ist es, dass der
Auftragnehmer die Staatsstraße
nicht nur baut, sondern auch vor-

finanziert und insbesondere für
ihre Erhaltung in den nächsten
25 Jahren verantwortlich ist. Die
Gesamtkosten für Bau, Finanzie -
rung  und Erhalt der 4,8 Kilome -
ter langen Ortsumgehung mit ei-
ner 350 Meter langen Main-
brücke und einem 340 Meter
langen Tunnel betragen 39 Mil-
lionen Euro. Generalunterneh-
mer ist die Firma Max Bögl aus
Neumarkt in der Oberpfalz.

Auf eine nahezu 30jährige

Planungsgeschichte kann die
Umgehungsstraße inzwischen
zurückblicken. Voraussetzung
für die jetzige Realisierung war
eine „jahrelange Lobbytätigkeit“
in München, so Landrat Roland
Schwing. Er lobte dabei beson-
ders den Einsatz des früheren
Landtagsabgeordneten Ludwig
Ritter, der sich unermüdllich ein-
gesetzt habe. Ebenso wichtig sei
der Bau der Ortsumgehung
Bürgstadt gewesen, welche dank
des großen Engagements von
Alt-Bürgermeister Hermann-Jo-
sef Eck bereits 2003 fertigge-
stellt werden konnte. 

Ein besonderes Lob gab es für
den Bayerischen Innenminister
Günter Beckstein und die
Bayerische  Straßenbauverwal-
tung für den Mut und die Bereit-
schaft, dieses zukunftsweisende

und innovative Modell in Mil-
tenberg erstmals einzusetzen. 

Die neue Umgehung soll bis
2008 fertiggestellt sein. Dann
bestehen für den südlichen
Landkreis völlig neue Perspekti-
ven. Die Anbindung an die
Hauptschlagader Bundesstraße
B 469 wird wesentlich verbes-
sert. Die Entlastung vom Durch -
gangsverkehr, die in Miltenberg
für das Jahr 2010 mit 28600
Kraftfahrzeugen pro Tag pro-
gnostiziert wurde, wird spürbar
sein. Eine Verminderung um
zwei Drittel wird durch die neue
Umgehung erwartet. Deshalb
sollten sich die Kommunen auch
bereits jetzt Gedanken machen,
wie sie die neuen Chancen und
Entwicklungsmöglichkeiten nut-
zen, so der Appell des Landrates
an die Bürgermeister. r
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Vorschau auf GZ 21
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 21, die am 3. November
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
l EDV - Technik und Ausstattung für Kommunen
l Kommunale Baupolitik
l Krankenhäuser, Pflegeheime, Gerontotechnik, Reha
l Schulen, Kindergärten, Horte

Landkreis Fürth: 

Alarm wegen Rückzahlung
der Hartz IV-Zuschüsse

Defizit in Höhe von 3 Millionen Euro würde entstehen
Landrätin Pauli plädiert an Bundesrat, Gesetzesänderung abzulehnen

Eine Hiobsbotschaft hat jetzt die Landkreise ereilt: Die noch
amtierende Bundesregierung hat in das Kabinett einen Gesetz -
entwurf eingebracht, nachdem von den Kommunen Hartz IV-
Zuschüsse in Milliardenhöhe zurückgefordert werden sollen.
Landrätin Dr. Gabriele Pauli schlägt Alarm: „3 Millionen Eu -
ro in einem Jahr nur für Hartz IV kann unser Landkreis nicht
verkraften.“ 

Man habe sich auf die Ver-
sprechen verlassen, wonach es
zu keinerlei Defiziten durch
Hartz IV kommen sollte. So hat
der Landkreis Fürth in seinem
Haushalt auch keine Finanzie -
rungslücke für Hartz IV einge-
plant. Im Landkreis-Haushalt
existiere aber bereits jetzt ein
Loch in Höhe von 1,2 Millionen
Euro. „Wir sind bis heute davon
ausgegangen, dass diese Sum -
me noch gedeckt wird, nun er-
fahren wir aus heiterem Him -
mel, dass der Bund das Gegen-
teil plant und sogar die bereits
gezahlten Zuschüsse rückwir -
kend wieder haben will“, so Dr.
Gabriele Pauli.

Ruinöse Forderung

Der Landkreis Fürth hat bis -
lang 1,7 Millionen Euro als
Ausgleich für Hartz IV vom
Bund erhalten. Müsste er die-
sen Betrag tatsächlich zurück -
zahlen, ergäbe sich zusammen
mit dem vorhandenen Defizit

eine Lücke von drei Millionen
Euro. Das entspreche einer
noch nie da gewesenen Bela -
stung. Für den Landkreis und
seine Umlagenzahler, die Kom-
munen, bedeute diese Forde-
rung den Ruin.

Schwindel erregend
rote Zahlen

Wenngleich verlässliche Zah-
len noch gar nicht vorlägen, so
die Landrätin, zeige sich bereits
jetzt, dass zwar Großstädte wie
München und Nürnberg von
Hartz IV profitierten. „Die
Landkreise zahlen aber ordent-
lich drauf.“ Hartz IV hat bei den
mittelfränkischen Landkreisen
inzwischen ein Haushaltsloch in
Höhe von rund 10 Millionen
Euro hinterlassen. Wenn der
Bundeszuschuss nun auch noch
zurückgefordert wird, stünden
die Kämmerer in Mittelfranken
vor Schwindel erregend roten
Zahlen.

„Dieses völlig ungerechte

Verhältnis zwischen Großstäd-
ten und den Landkreisen muss
schnellstens behoben werden.
Es kann nicht sein, dass es ein

auf der Kommunaltagung
2004 in Zirndorf, dass die Ent-
lastungen für die Kommunen
in Höhe von 2,5 Milliarden
Euro garantiert seien. Siche-
rungen und Auffangnetze, wie
es sie noch nie gegeben habe,
würden dies sicherstellen. 

Wertloses Versprechen

Sie können sich hierauf 
verlassen“, versprach Ludwig
Stiegler, der selbst an Hartz IV
mitgearbeitet hat. Lokalpoliti-
ker aller Parteien konnten in
Zirndorf damals kaum glau-
ben, was der SPD-Politiker ih-
nen versprach. „Die Zweifler
scheinen nun Recht zu behal-
ten, die Versprechen von da-
mals sind überhaupt nichts
wert“, ärgert sich die Land-
rätin, „von Gerechtigkeit keine
Spur.“ 

Abenteuerliche Pläne

Sie appelliert an den Bun-
desrat, der einer Gesetzesände-
rung in Sachen Hartz IV erst
noch zustimmen müsste, die
Rückforderung des Bundeszu-
schusses abzulehnen. Man ha-
be schließlich ein klares Ver-
fahren vereinbart: „Im Oktober
gibt es die Revision, also eine
Überprüfung ob es zu Entla -
stungen bei den Landkreisen
und Kommunen gekommen
ist.“ Diese Zahlen lägen aber
überhaupt noch nicht vor. Die
Pläne des Bundes seien daher
mehr als abenteuerlich.

Finanzchaos beenden

Die örtlichen Bundestagsab-
geordneten Marlene Rupprecht
und Christian Schmidt fordert
die Landrätin dazu auf, „mas-
siv darauf einzuwirken, dass
diese schreiende Ungerechtig-
keit und das entstandene Fi-
nanzchaos schnellstens been-
det wird.“ Andernfalls sei kei-
ne geordnete Kommunalpoli-
tik mehr möglich. r

Dr. Gabriele Pauli. r

paar Gewinner und sehr viele
große Verlierer gibt. Unsere De -
fizite müssen in voller Höhe
vom Bund gedeckt werden und
die Zusagen eingehalten wer -
den“, fordert Dr. Gabriele Pauli
und wird in dieser Frage auch
die örtlichen Bundestagsabge-
ordneten einschalten.

Wertlose Versprechen

Sie erinnert an die großen
Versprechungen, die im Vorjahr
plakativ gemacht worden seien.
So versicherte der stellvertre -
tende Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion, Ludwig
Stiegler, den Bürgermeistern

„Eine Brücke ins Nichts“
Diskussion über Hartz IV beim Vinzenztag der Caritas

Würzburg. „Arbeitslos 2005: Chancen statt Vorurteile“ lautet
das Jahresthema des Deutschen Caritasverbandes. Beim Vin -
zenztag der Caritas in der Diözese Würzburg wurde hierüber
mit Vertretern aus Kirche, Politik, Gewerkschaft und Wirt-
schaft diskutiert. Im Mittelpunkt standen die durch Hartz IV ge-
schaffenen Zusatzjobs, von denen etliche bereits in unterfränki -
schen Caritaseinrichtungen geschaffen wurden. 

Hartz IV - für die Wirtschaft
sind laut Dr. Alexandra Pirzer
von der Vereinigung der bayeri-
schen Wirtschaft (vbw) die ho-
hen Kosten der Reform das
größte Problem. Rund 6,7 Milli-
arden Euro, rechnete die vbw-
Arbeitsmarktreferentin vor, wer-
de Hartz IV heuer verschlingen.
Kritisch sei, dass zur Finanzie-
rung vor allem die in die Arbeits-
losenversicherung eingezahlten
Beiträge hergenommen würden.

Pirzer zufolge muss die Bun-
desagentur für Arbeit 10.000 Eu -
ro für jeden nicht vermittelten
Langzeitarbeitslosen an die Job-
center zahlen. Nahezu ein halber
Beitragspunkt zur Arbeitslosen -
versicherung könnte gespart
werden, würde Hartz IV kom-
plett aus Steuermitteln finanziert.
Weil dies nicht geschieht, entste-
he das Paradox, dass die Be-
schäftigungsoffensive Hartz IV
durch unvermindert hohe Lohn-
nebenkosten Beschäftigung ver-
hindert.

Für Eugen Hain, Leiter der
Agentur für Arbeit Würzburg,
besteht die größte Schwierigkeit
darin, dass die Arbeitsagenturen
und Jobcenter mit höchst proble-
matischen Arbeitslosen zu tun
haben. Die Menschen kämen mit
einem „Rucksack voller Proble-
me“. Die Politik erwarte, dass
die Agenturen die Betroffenen
„zum Nulltarif“ fit für den Ar-
beitsmarkt machten. Problema-
tisch seien vor allem die zahlrei-
chen Jugendlichen aus „kaputten
Elternhäusern“. Sie hätten ohne
Unterstützung keine Chance auf
dem Arbeitsmarkt. Hier dürfe
„die Gesellschaft nicht weg -

schauen“. Die Ein-Euro-Jobs
sind für Hain „besser als nichts“
für Menschen, die keinen festen
Job haben. Allerdings seien die
Chancen derzeit gering, dass die
Ein-Euro-Jobber tatsächlich auf
dem ersten Arbeitsmarkt Fuß
fassen. Für nicht wenige Arbeits-
losengeld II-Empfänger stelle
sich Hartz IV somit als „Brücke
ins Nichts“ dar.

Nach Angaben von Rainer
Sans, Rechtsdirektor des Deut-
schen Caritasverbandes, erklärte
sich die Caritas als bundesweit
erster Wohlfahrtsverband bereit,
Ein-Euro-Jobs zu schaffen. Bun -
desweit konnten bisher 17.350
Ein-Euro-Stellen in Caritas-Ein-
richtungen bereitgestellt werden.
Besetzt seien augenblicklich
aber nur 12.500.

Laut Sans dürfen die Caritas-
Mitarbeitervertreter und Einrich -
tungsleiter bei der Schaffung von
Ein-Euro-Jobs mitreden. In nicht
wenigen Fällen werde an der Zu -
sätzlichkeit der Jobs gezweifelt.
Die regulär beschäftigten Mitar-
beiter fürchteten eine Konkur-
renz durch die billigen Ein-Euro-
Jobber. Die Caritas sehe ihre
Aufgabe in dieser Situation dar-
in, vor allem Menschen mit viel-
fältigen Problemen durch Zu-
satzjobs zu helfen. Dabei gehe es
nur zum Teil darum, die Arbeits-
losen in den ersten Arbeitsmarkt
zu integrieren, da dieses Ziel auf-
grund der Massenarbeitslosig-
keit kaum zu realisieren sei. Ei-
ner Mitte Juli vorgestellten Ca-
ritas-Studie zufolge führten bis-
her lediglich fünf Prozent der
Zusatzjobs in eine reguläre Be-
schäftigung. Pat Christ


